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Heft 22 


4. Jahrgang 


Nun gerade: Rationalisierung! 


Seit Jahr und Tag schüttet Deutschland, einem Sisyphus 
gleich, 

Vertrauen über Vertrauen in das Danaidenfaß der 

Weltwirtschaft, 
besser in ein Faß, das Nationen außerhalb Deutschlands 
anscheinend für den deutschen idealistischen Bedarf 
unter dem Begriff „Internationale Wirtschaft“ zusammen- 
gezimmert haben. Es sei dahingestellt, wer an diese 
internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit glaubt, 
man kann aber feststellen, daß jedenfalls Deutschland 
in der Verwirklichung dieses Glaubens einzig dasteht. 
Kein internationales Gremium, keine internationale Kon- 
ferenz, in der nicht Deutschland irgendwie durch den 
Mund irgendeines seiner führenden Vertreter das sagt, 
was der Reichsbankpräsident Dr. Luther an dem in der 
deutschen Wirtschaftsgeschichte bisher einzig dastehenden 
13. Juli 19312 beim Verlassen des Gebäudes der B.J.Z. 
sagte, daß das Problem, mit dem Deutschland heute ringe, 
kein deutsches, sondern 
ein die ganze Menschheit tangierendes Problem 
sei. 

An dieser Stelle wurde bereits kürzlich, — geschrieben 
lange vor dem Zusammenbruch der Danatbank und ihren 
zwangläufigen Ausläufern —, hingewiesen auf die große 
Bedeutung der von der Wirtschaft übernommenen Aus- 
fallbürgschaft für die deutsche Golddiskontbank. Wie 
sich inzwischen unserer Annahme entsprechend heraus- 
gestellt hat, ist auch diese Tat der wirtschaftlichen Selbst- 


- hilfe nur ein Schlag in das stürmisch absinkende Wasser 


des großen Danaidenfasses der internationalen Kredit- 
wirtschaft gewesen, diese ultima ratio, diese letzte Reserve 
und letzter Appell an die Einsicht dessen, was man in 
Deutschland eben unter dem Begriff ‚Internationale 
Wirtschaft“ zusammenfaßt. 


Wie erschütternd tief diese Einsicht ist, berichtete der 
„Petit Parisien“ anläßlich der Besprechung, die der 
deutsche Botschafter Dr. von Hoesch am 12.7., 
abends um ıo Uhr, mit dem französischen Minister- 
präsidenten gehabt hat: 


„Der Ministerpräsident hat die Schilderung 
des Botschajfliers mit großer Teilnahme ange- 
hört, Er konnte dem Vertreter Deutschlands aber nicht ver- 
schweigen, daß es für die jranzösische Regierung unter den auch für 
Frankreich sehr ernsten Verhältnissen schwierig sein werde, eine finan- 
en Hilfe in dem für Deutschland notwendigen größeren Ausmaß zu 
eisten.“ 


Und der Verwaltungsrat der B.J.Z. unter- 
strich am 13. 7. kurz vor Mitternacht diese Fülle wirt- 
schaftlicher Einsicht, wenn er im ersten Satze seines 
offiziellen Communiqués sagte: 


„Der Verwaltungsrat hat von der Darstellung Kenntnis genommen, 
die der Präsident der Reichsbank, Dr. Luther, von der Situation in 
Deutschland und von der deutschen Wirtschafts- und Finanzlage ge- 
geben hat, die trotz der durch Abzüge von in Deutschland angelegten 
kurzfristigen Kapitalien hervorgerufenen Krisebefriedigendist.“ 


Nimmt man diese beiden Verlautbarungen zusammen, 
dann sieht man, daß die weltwirtschaftlichen Zusammen- 
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hänge, die auch diese merkwürdigen Apostel der inter- 
nationalen Wirtschaft nicht leugnen, für die anderen 
nur das Brettl sind, auf der sich bewußt nationale Wirt- 
schaften unter dem Schleier einer schönen Idee prosti- 
tuieren. Der Geist der 


Zusammenarbeit. die man seit Jahren vortäuscht, 
um nur für sich Profite zu ergattern, erhielt einen un- 
heilbar schweren Schlag, wie ihn schon einmal vor fast 
2000 Jahren eine große Idee erhielt, als man ihr zurief: 

„Der Du den Tempel Gottes zerbrichst, und bauest 
ihn in dreien Tagen, hilf Dir selber! Bist Du Gottes Sohn, 
so steige herab vom Kreuz!“ 


An diesem erkenntnisreichen 13. Juli übersandte mir 
das Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit die Ent- 
schließung, die 


10 Tage vorher auf der 2. Internationalen Diskus- 
sionskonferenz 

des Internationalen Rationalisierungs-Institutes in Genf 
gefaßt wurde. Eine Entschließung von gut sechs Schreib- 
maschinenseiten Umfang, die 200 Vertreter industrieller 
und kaufmännischer Unternehmungen, zahlreicher Indu- 
strieverbände, wissenschaftlicher Forschungstellen, tech- 
nischer Institute und Berufsverbände der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer aus 17 verschiedenen Ländern faßten. 
Nur schade, daß hinter dieser Entschließung und hinter 
dem Internationalen Rationalisierungs-Institut ebenso 
wenig eine Exekutivgewalt steht, wie hinter dem Reichs- 
kuratorium für Wirtschaftlichkeit. 

Die in dieser Entschließung vorweg genommene Ant- 
wort an den französischen Ministerpräsidenten, Herrn 
Laval, und an den Verwaltungsrat der B.J.Z. beklagt, 
daß die Rationalisierung den Produzenten, den Arbeit- 
nehmern und den Verbrauchern bislang nicht das er- 
hoffte Optimum an Sicherheit und Stetigkeit gebracht 
habe, und daß einer der Gründe dieser Erscheinung ist — 
lassen wir die Entschließung s2ibst sprechen: — 

R die Depression auf Grund einer Verirauenskrise, die durch 


» j 
Faktoren hervorgerufen ist, welche keinen 
ursächlichen Zusammenhang mit der Wirt 


schaft haben. Diese Faktoren bilden heute dıe 
ernsthaftesten Hindernisse jür eine Wieder- 
belebuny der Wirtschaft.“ 

Für den, der diesen diplomatisch ausg:drückten Wink, 
an dəm fraglos auch französische Vertreter beteiligt 
sind, nicht versteht, n:nat die Eatschliedung als ein 
Ergebnis der von der Diskussionskonferenz durch- 
geführten Prüfung an allererster Stelle folgendes: 

„Zunächst erachten die Teilnehmer der Konferenz die Feststellung 
für wesentlich, daß die unnatürlich schlechte Lage der Weltwirtschaft 
hauptsächlich bedingt ist durch politische und soziale 
Wirren. Ihre Folgen sind Isolierung und Werelendung der breiten 
Massen der Verbraucher. Als weitere Folge zeigt sich ein allenthalben 
wachsender Egoismus sowie ein in allen Lagern und Parteien steigendes 
Mißtrauen, welches die interna'ionalen Beziehungen kennzeichnet.“ 

Die Entschließung zieht die einzig richtige Folgsrung 
aus dieser Feststellung, wenn sie ausdrücklich betont, es 
sei daher nicht gerechtfertigt, der Rationalisierung, das 
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heiße: der vernunftgemäßen Gestaltung der Wirtschaft — 
für die gegenwärtige mißliche Lage die Verantwortung 
aufzubürden. Rationalisierung sei ein Werkzeug und 
eine Methode zugleich. Soweit die Rationalisierung ein 
Werkzeug sei und lediglich als solches benutzt ‘werde, 
könne sie dann zu Ungerechtigkeiten und 
falschen schädlichen Maßnahmen füh- 
ren, wenn der Impuls oder ein Macht- 
gefühl und nicht der kühl abwägende 
Verstand die Vorherrschaft haben. 


Man muß sich klar machen, daß solche Gedanken ein 
immerhin autoritives Gremium in dem Augenblick be- 
schäftigten, in dem eine der größten tatsächlich welt- 
weiten Katastrophen über die Wirtschaft hereinbrach, 
die die deutsche Wirtschaftsgeschichte überhaupt kennt, 
nicht ausgenommen die Inflation. Das Bedeutungsvolle 
an dieser Feststellung ist 


die Konstellation des Augenblicks, 

in dem diese Gedanken in Worte gefaßt wurden von einer 
Konferenz, an der Vertreter von Ländern teilnahmen, die 
gerade diesem grundsätzlichen Gedanken einer Besserung 
der Weltwirtschaftskrise ‚‚teilnahmsvoll“‘ ins Gesicht 
schlagen. Insofern ist die Entschließung der 2. Inter- 
nationalen Diskussions-Konferenz in Genf ein Vade- 
mecum für wildgewordene Politiker. Daran kann der 
nicht vorbeigehen, der sieht, wie nicht nur Geschichte, 
sondern Wirtschaftsgeschichte ‚von oben her“ gemacht 
wird. Er kann deshalb nicht daran vorbeigehen, weil sich 


die katastrophalen Auswirkungen der Einsichts- 
losigkeit, 

wie man nun allmählich auch an den führenden Stellen 

einsehen könnte, bis ins letzte, gesichertste Glied des 

Wirtschaftskörpers rächend fortpflanzen. 


Auch diesen Gedanken bringt die Entschließung der 
Diskussions-Konferenz richtig zum Ausdruck, wenn sie 
sich im einzelnen mit der Frage der Überproduktion, der 
Arbeitslosigkeit, der Mechanisierung (hier hätte sie besser 
„Menschenpflege‘‘ gesagt) befaßt. Sie geht also von dem 
großen Wirtschaftskörper aus über den Markt, über die 
Unternehmung bis zum einzelnen arbeitenden Menschen. 


Die Mängel und Schäden der Über- 
produktion will sie durch Geltendmachung folgender 
Überlegungen beseitigen: 


r. Ausdehnung der Rationalisierung auf die organisatorische Gestaltung 
jedes Produktionszweiges zunächst in nationalen Gebundenheiten und als- 
dann international, 


2. planmäßige Rationalisierung einerseits der Verteilung, die dadurch sicherer, 
rascher und weniger kostspielig gestaltet würde, andererseits des Ver- 
brauches, der durch das Angebot besserer und billigerer Erzeugnisse 
belebt würde. 

Es wird darum empfohlen: 


a) planmäßiger Ausbau der Beziehungen und des Erfahrungsaustausches 
zwischen den Produzenten jeden Gewerbszweiges, wie auch der Land- 
wirtschaft, zunächst in den nationalen Gebundenheiten und alsdann 
international zum Zwecke einer Steuerung der Überproduktion und des 
unwirtschaftlichen Wettbewerbs; 


wissenschaftliche Forschungsarbeit, aufgebaut auf nationalen und 
alsdann internationalen Unterlagen zum Zwecke der Ermittlung von 
rationellen Verfahren der Verteilung, wie auch der schnellen gegen- 
seitigen Information; 


Steigerung des Verbrauchs durch Stärkung der Kaufkraft, herrührend 
aus Senkung der Selbstkosten und der Verkaufspreise, um durch all- 
gemeine Hebung des Lebensstandards eine Aufnahme der Konsum- 
güter zu schaffen. 

Bis auf den Punkt Ziffer 2c kann man der Entschlies- 
sung zustimmen. Auch der Gesichtspunkt unter Ziffer 2c 
ist eine absolute Selbstverständlichkeit, die ja seit langer 
Zeit in gewissen Regierungsprogrammen eine Rolle 
spielt. Wie es mit dem Erfolge aussieht, darüber ist im 
letzten ‚Börsenbarometer‘ eine kurze Zahlennotiz ver- 
öffentlicht worden. Wen kann es wundern, wenn wir 
deshalb ein dickes Fragezeichen hinter die nun doch zu 
erwartenden Taten machen. Und wo waren die deut- 
schen Vertreter, die ihre Erfahrung auf diesem „aktuellen 
Gebiete‘‘ zum Besten geben? Wooo —? 

Beider Besprechung der Arbeitslosig- 
keit bewegt sich die Entschließung im wesentlichen in 
den bekannten Gedankengängen der Denkschriften des 
Ausschusses um den früheren Reichsarbeitsminister 
Braun (Kurzarbeit usw.). Unverständlich ist es, wie 
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gerade die deutschen Vertreter den foigenden Satz der 
Entschlieĝung haben unterschreiben können: 


„Die Arbeitslosen sollten bis zur Wiederkehr normaler Verhältnisse 
entweder durch die Berufsverbände oder seitens der öffentlichen Hand 
die zu ihrem Existenzminimum notwendigen Unterstützungen erhalten.‘ 


Gewiß sollen sie Unterstützungen erhalten. 

Aber im Zeichen der Notverordnungen und insbesondere 
der finanziellen Lage der Arbeitslosenversicherung sind 
derartige „Empfehlungen“ doch nichts weiter als ein Spiel 
mit Worten. 


Zur Frage der Mechanisierung stellt 
die Entschließung fest, daß sie das nachgeordnete Per- 
sonal von ermüdender und unangenehmer Arbeit im 
weiten Ausmaße befreit „und“ ihm auch größeren Ge- 
sundheitschutz „gewährleistet“ habe. Trifft dies nur in 
ganz beschränktem Ausmaße zu, so muß glattweg be- 
stritten werden, daß, wie die Entschließung sagt, „durch 
eine richtigere Auswahl der Menschen sich eine bessere 
Aufstiegsmöglichkeit für den Einzelnen ergeben habe.“ 
Die 200 Vertreter von den 17 verschiedenen Ländern 
sollten sich einmal in die Kontore und die Werkstätten 
begeben und die Arbeitnehmer nach der Wahrheit dieses 
Satzes befragen. Sie würden ihr blaues Wunder erleben. 


Außerdem ist es schleierhaft, wie man im Zeichen der 
Mechanisierung und Arbeitsteilung „den Arbeitnehmer 
zu einer wachsenden Mitarbeit“ heranziehen will, indem 
man „die Fachkenntnisse und die persönliche Initiative‘ 
des „Einzelnen“ fördert. Gerade die weitgehende Arbeits- 
teilung hat doch dazu geführt, daß die an sich vorwärts- 
strebenden Angestellten, man kann es immer wieder 
hören, in den Verzweiflungsruf ausbrechen: Was nützt 
mir meine Vorbildung, meine Kenntnisse und mein 
Können! 


Sie nützen ihm auch tatsächlich nichts. Hundert- 
tausende tüchtiger Menschen, die ihr ganzes Leben lang 
ihre freien Stunden für ihre Weiterbildung geopfert 
haben, liegen heute brotlos auf der Straße. Es 
ist ein gefährliches und unwirtschaftliches Unterfangen, 
jemand dazu zu veranlassen, Kapital in ein der Sachlage 
nach zweckloses Unternehmen zu stecken. Mehr Ver- 
antwortungsgefühl wäre besser. 


Im Grundsätzlichen muß man der Entschließung aber 
zustimmen, daß die Arbeitslosigkeit, die durch Rationali- 
sierung ‘hervorgerufen wird, nur ein geringer Bruchteil 
der Gesamtarbeitslosigkeit ist, und daß ‚auf lange Sicht 
die durch Rationalisierung freigesetzten Arbeitskräfte 
durch Schaffung neuer Arbeitsmöglichkeiten kompen- 
siert werden können‘. 

Zur Behebung der Unausgeglichenheit 
der Wirtschaft wird wieder der sich tatsächlich 
als fruchtbar erweisende Erfahrungsaustausch, über den 
hier schon häufiger berichtet wurde, empfohlen, und der 
Ausbau der Rationalisierungsarbeit auf die kommerzielle 
Rationalisierung ganzer Branchen in bewußter Wahr- 
nehmung der engeren Gemeinschaftsinteressen, sowie auf 
die volkswirtschaftliche Rationalisierung der nationalen 
und internationalen Wirtschaft. Gerade für eine ver- 
nunftgemäße Gestaltung der nationalen und inter- 
nationalen Wirtschaft müsse mehr denn je der 
Boden bereitet werden. (Ja, ja!) 

Mit diesem Gesichtspunkt kehrt die Entschließung zu 
dem eigentlichen Angelpunkt des ganzen Problems 
zurück, sobald man die Verwirklichung ins Auge faßt. 
Der Ausgangspunkt dieser Verwirklichung wird immer 
der sein müssen, die Wirtschaft von Faktoren zu be- 
freien, die, wie die Entschließung so schön sagt, „keinen 
ursächlichen Zusammenhang mit der Wirtschaft haben‘‘ 
(vgl. die Einleitung dieses Aufsatzes). 


Es kann aber zum Schluß nicht vorbeigegangen werden 
an einem der treffendsten Sätze, die diese Entschließung 
geprägt hat, einem Satz, der das ganze Problem an dem 
Punkt zusammenfaßt, von dem aus sich von vornherein 
das Bild der Verwirklichung sämtlicher anderen Gesichts- 
punkte gestaltet: 

„in diesem Zusammenhang verweis’ die Konferenz auf die Beyrifis- 


bestimmung der Rationalisierung durch die internationale Wirtschafts- 
konferenz von 1927 und stellt fest, dağ die Rationalisierung an sich 
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Fortsetzung: Nun gerade: Rationalisierung ! 


nicht ein „‚unfehlbares Allheilmittel‘‘ bildet, sondern daß die Rationali- 
sierung nur in dem Maß un Wert gewinnt, als die verantwort- 
lichen Personen die entsprechenden Fähig- 
keiten besitzen und ihr Tun vun wirischaft- 
licher Vernunftleiten lassen. 


Die mit diesem Satz angeschnittene 


Führerfrage ist das Kernproblem der Rationalisierung 
überhaupt, 
sie ist aber auch das Kernproblem der Wirtschaftskrise 
des Jahres 1931. Wenn an dieser Stelle immer wieder 
zunächst „die Rationalisierung des Geistes“ gefordert 
worden ist, so hat diese, mit der sich die zweite Inter- 
nationale Diskussionskonferenz in Genf nicht offen 
befaßt hat, mit der Führerfrage anzufangen. Hierzu eine 
Illustration aus dem unverdächtigen Berliner Tageblatt: 


„Zweifellos ist der obersten Leitung der Dunatbank die verbrecherische 
Finanzwirtschaft dieses feudalen Bremer Konzerne (gemeint ist , Nord- 
wolle‘), die Zusammensetzung seiner in- und ausländischen Schulden 
viel zu spät bekannt geworden. Aber dieser mangelnde 
Einblick offenbart uufs neue zwei Schwächen der deutschen Grol- 
wirtschaft, einmal die viel zu weitgehende Verschach- 
telung, die den Einblick in die Interna verhinderte, und zweitens 
die Unfähigkeit des heutigen Aufsichtsrat- 
systems, die Gesellschaften in yenüyendem Maße zu überwachen." 

In diesen wenigen Zeilen Dutzende von Anregungen. 
Man schlage jede Zeitung auf und die Mängel fallen wie 


eine Hydra über den Leser her. Mit dem Grundsatz: 
Eine Krähe hackt der anderen nicht die Augen aus, 
dessen Verwirklichung wir tagtäglich erleben, ist es hier 
nicht getan. 

Entschließungen mögen gut sein, Gedanken sind es 
zuweilen, Worte sind es fast nie. Wir sind für radikale 
Rationalisierung in diesem Sinne und wiederholen unsere 
nun bald uralte Forderung: Gebt den Einsich- 
tigen Exekutivgewalt! 

Der offizielle Träger der Rationalisierungsbewegung 
in Deutschland 

ist das Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit, das im 

Juni ds. Js. ro Jahre bestand. Gerade im Augenblick 
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dieses „Jubiläums‘‘ besteht der geringste Anlaß zu jubi- 
lieren. Denn nach einer Mitteilung, die der Presse aus 
Anlaß der Vorlegung des Jahresberichtes 1930 des RKW. 
gemacht wurde, hat der Vorstand des RKW. den Be- 
schluß gefaßt, das RKW. zu liquidieren, falls nicht 
ein Vielfaches der für 1931 bewilligten Mittel schnell- 
stens nachbewilligt werde. Man muß hier wissen, daß 
das Reich seit dem Herbst 1925 dem RKW. laufend 
öffentliche Mittel für seine Aufgaben zur Verfügung 
stellte. Bisher betrug die zur Verfügung gestellte Summe 
6,5 Millionen Reichsmark. Das Reich hat es also bis dahin 
für richtig gehalten, dem RKW. durchschnittlich jährlich 
1,5 Millionen RM. zur Verfügung zu stellen. Wenn man 
weiß, welche Schwierigkeiten zu überwinden waren, bis 
das Reich sich hierzu entschloß — einen Hinweis gibt 
insofern die Tatsache, daß es erstmalig nach 5 Jahren 
des RKW. geschah — dann wird man davon überzeugt 
sein, daß hierin das unbedingte Anerkenntnis der Wich- 
tigkeit der Aufgaben des RKW. gegenüber der Öffent- 
lichkeit seitens des Reiches liegt. Um so erstaunlicher 
ist es, daß das Reich für das Jahr 1931 nur einen Zu- 
schuß von RM. 120 000.— bewilligte. Für jeden, der die 
Augen offen hält, ist es ersichtlich, daß diese Beschrän- 
kung der Mittel nicht allein auf die Finanznot des Reiches. 
zurückzuführen ist. Denn gerade die Arbeit an der Ent- 
wicklung höchster Wirtschaftlichkeit ist ja das Moment, 
an dem das Reich, wie es in den früheren Jahren selbst 
anerkannt hat, „zur Sicherung und Förderung der Wirt- 
schaft“ im Zeichen des Schreies nach Kapitalbildung, 
Preisabbau und Arbeitsförderung das allergrößte Interesse 
haben muß. 

Mit der rigorosen Drosselung der Zuschüsse wird 
mittelbar gezeigt, daß Ansichten wandelbar sind, aber 
auch, daß selbst an den führenden Stellen die irrtümliche 
Auffassung der Folgen der Rationalisierungsarbeit nicht 
vorbeigegangen ist, sich im Gegenteil ganz hübsch fest- 
gesetzt zu haben scheint. Die politischen Hintergründe 

(Forts. Seite 340.) 
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4. Jahrgang, Heft 22 Auskunftswesen 
r. August 1931 Gefälligkeits-Auskünfte 


„Wir geben die Auskunft streng vertraulich!“ 


Ueber Gefälligkeitsauskünfte im Lichle der neueren Rechtsprechung und die Haftung des Auskunft- 


gebers bei Kreditanfragen. 


Tagtäglich laufen bei dem Kaufmann Anfragen von 
bekannten oder unbekannten Firmen ein, die Auskunft 
über einen Kunden oder über eine ihm sonst bekannte 
Person wünschen. Meistens interessiert sich der An- 
fragende für die Vermögensverhältnisse, Kreditwürdig- 
keit, Charaktereigenschaften u. dgl. des zu Beurteilenden. 
Es ist nun allgemein üblich, daß der Anfragende den 
Befragten im voraus jeder Haftung entbindet und daß 
der Auskunftgeber seine Aufschlüsse unter der ausdrück- 
lichen Bedingung: „ohne jedes Obligo‘“ erteilt. In letzter 
Zeit wird in der Geschäftswelt, insbesondere bei Banken, 


der Auskunft folgende Klausel vorausgeschickt, 


die mitunter auch einem Umschlag aufgedruckt ist, in 
den die betr. Auskunft verschlossen ist: 


Wir geben die nachstehende Auskun’t streng vertraulich und unter 
dem ausdrücklichen Vorbehalt, daß wir mit deren Erteilung für den 
Inhalt keinerlei Veruntwortlichkeit übernehmen. 
Sollten Sie hiermit nicht einverstanden sein, so bitten wir Sie, von 
der Auskunft keinen Gebrauch zu machen, sondern uns dieselbe 
zurückzusenden, ohne davon Kenntnis zu nehmen. Ueber uns nach 
Erteilung dieser Auskunft, die auf den bei unserem Archiv einge- 
laufenen Informationen beruht, bekannt werdende Veränderungen 
in den Verhältnissen der Firma berichten wir nur auf Grund neuer 
Anjrage. 


Veranlaßt wurde diese Fassung durch verschiedene 
neuere Urteile, welche den Auskunftgeber für falsche 
Meldungen haftbar machten. Schließt nun diese oder 


eine ähnliche Klausel jede Verantwortlichkeit des Aus- 
kunftgebers aus? Diese Frage ist 


mit einem glatten Nein 
zu beantworten. 


Die Grundlage für derartige Haftungsansprüche bildet 
das BGB. mit nachstehenden Bestimmungen: 


Wer einem andern einen Rat oder eine Empfehlung erteilt, ist zum Ersatze 
des daraus entstehenden Schadens nicht verpflichtet, sofern sici nicht eine 
Verantwortlichkeit aus einem Vertragsverhältnis oder aus einer unerlaubten 
Handlung ergibt (3 676). 

Bei vertraglicher Haftung sind sowohl Vorsatz als auch Fahrlässigkeit zu 
vertreten; Vorsatz kann im voraus nicht erlassen werden ($ 276). Das Ver- 
schulden von Personen, deren man sich im Geschäftsverkehr bedient, ist 
genau so zu verantworten wie eigenes Verschulden, jedoch kann keine Haf- 
tung geltend gemacht werden, wenn der Anfragendz den Befragten im voraus 
des Obligos entbindet (3 278). 

Wer in einer gegen die guten Sitten verstoßenden Weise (unerlaubte Hand- 
lung) einem anderen vorsätzlich Schaden zufügt, ist zum Ersaiz 
des entstandenen Schadens verpflichtet ($ 326). 

Für den auf solche Weise von einem Angestellten verursachten Schaden 
haftet der Inhaber nur dann, wenn er bei der Auswahl der bestellten Person 
die erforderliche Sorgfalt vermissen ließ, oder wenn der Schaden dessen 
ungeachtet entstanden wäre ($ 831). 


Zusammengefaßt ergibt sich demnach folgendes: Von 
maßgebender Bedeutung ist, ob die Voraussetzungen eines 
Vertragsverhältnisses gegeben sind oder nicht. Ersteres 
wäre der Fall, wenn die Auskunft gegen Bezahlung unter 
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schimmern auch hier unerträglich hindurch, wie sie es 
immer mehr auf allen Gebieten tun, die in Wahrheit von 
Politik so weit entfernt sind wie der Mars von der Erde. 

Man kann die frühere Leitung des RKW. von der Ver- 
antwortung für diese Restriktionspolitik des Reiches 
nicht freisprechen. Auf der einen Seite hat sie es über- 
sehen, daß es Rationalisierungsfragen von außerordent- 
lich weitgehender Bedeutung auch außerhalb der tech- 
nischen Rationalisierung um jeden Preis gibt, sie hat 
es weiter aber auch nicht verstanden, die Maßnahmen 
zu treffen, die die Praxis unmittelbar mitreißen mußten. 
Man ist insofern ein ganz schönes Stück in die Fehl- 
rationalisierung hineingesegelt, und es erhebt sich die 
Frage, ob nicht die neue Leitung zu spät an die Spitze 
dieser Einrichtung gestellt wurde. 

Wie der Jahresbericht 1930 des RKW. in seiner Aus- 
führlichkeit nachweist, hat es nicht am Tempo der Arbeit 
gemangelt, es hat aber daran gefehlt, praktisch recht- 
zeitig zu erkennen, wohin das noch größere Tempo 
führen mußte, das die 


Nachbet-Rationalisierung der Wirtschaft unter dem 

Protektorat Amerikas 
nach Voraussage ein wenig einsichtigerer Kreise tat- 
sächlich noch weit in das Jahr 1930 hinein bevorzugt 
hat. Die frühere Leitung des RKW. hat weiter über- 
sehen, daß die betriebswissenschaftliche Dogmatik, die 
sich im gleichen Tempo entwickelte, doch zu theoreti- 
schen Phantasieen führt, die den tatsächlichen 
Verhältnissen nicht standzuhalten vermögen, auch 
wenn man davon absieht, daß man sogar von einer 
theoretischen Verbürokratisierung der wirtschaftlichen 
Rationalisierung sprechen konnte und kann. 

Seitdem die neue Leitung des RKW. an die Arbeit 
ging, hat sich hier manches in der grundsätzlichen Auf- 
fassung wesentlich geändert, man braucht hier bloß an 
die beiden Gesichtspunkte der kommerziellen und volks- 
wirtschaftlichen Rationalisierung zu denken, die in den 


Vordergrund der Diskussion gestellt worden sind. Wenn 
es hier bisher über die Diskussion nicht hinausgekommen 
ist, so liegt das an der an dieser Stelle immer wieder be- 
klagten Tatsache, daß das RKW. über einen Aktions- 
radius der eigenen praktischen Ausführung und tätigen 
Beeinflussung noch immer nicht verfügt. 


Als die Schildbürger einmal 

die Kälte in ihrer Stadt besonders schmerzlich empfanden, 
zogen sie einen dicken Strick um das städtische Weich- 
bild und der Magistrat unter Führung des Bürger- 
meisters begab sich eines Tages an die „bestrickte Grenze‘', 
steckte seinen Finger darüber hinaus und sagte: „Huuuu, 
da dusse is kalt.“ Der Vergleich ist deutlich, soll aber 
hier lediglich unterstreichen, daß gerade das Reich die 
Stelle ist, die dafür zu sorgen hat, daß der gute Kern des 
RKW. und seiner Tätigkeit Frucht tragen kann. Die 
Liquidierung einer Einrichtung, die gerade jetzt von 
größter praktischer Bedeutung werden könnte, wenn man 
ihr eine praktische Basis und Handhabe gäbe, wäre eine 
öffentliche Torheit, für die ausschließlich das Reich die 
Verantwortung tragen müßte, da es im Begriff ist, dem 
RKW. die Hände endgültig zu binden und den privaten 
Profitcliquen neue Perspektiven zu eröffnen. 


An dieser Stelle wurde wiederholt eine Angliederung 
des RKW. an den Bereich des Reichsparkommissars 
empfohlen, womit der Anfang geschaffen würde zu der 
oben bereits angedeuteten notwendigen Exekutivgewalt. 


Warum wird dieser Weg nicht gegangen ? 


Die Geschichte der letzten Jahre ist an Kurzsichtig- 
keiten so reich, daß es vermieden werden sollte, durch 
Unterlassungen und Unterbindungen hier einen Fehler 
zu begehen, der unmittelbar wirtschaftschädigend ist. 
Hier muß es endlich einmal heißen: Mit dem Kopf 
durch die Wand! 

Carl Fluhme. 
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vertragsgemäßen Umständen oder auf Grund einer 
laufenden Bankverbindung erteilt wird. Für die zuletzt 
genannte Möglichkeit ist die Reichsgerichtsentscheidung 
vom 22. X.29 (,„Bl.f. Genossenschaftswesen‘‘ S. 807, 
1929) von Interesse; bemerkenswert ist die Tatsache, 
daß hier der höchste Gerichtshof 

die Haftung des Auskunftgebers bejaht, 

weil eine Sparkasse einem ihrer Kunden eine unrichtige 
Auskunft gegeben hatte. Für diese Entscheidung war 
die Feststellung maßgebend, daß die Erteilung von Aus- 
künften mit zum Geschäftskreis der betr. Sparkasse ge- 
hört, und daß somit die Auskunft als auf Grund eines 
Vertragsverhältnisses erteilt zu betrachten sei. 


Für reine Gefälligkeitsauskünfte schalten jedoch vor- 
erwähnte Möglichkeiten der vertraglichen Haftung aus. 
Dennoch ist es in vielen Fällen möglich, daß 


der Auskunitgeber zur Haftung verurteilt 


wird, wenn es dem Kläger gelingt, dem Auskunftgeber 
einen Verstoß gegen die guten Sitten nachzuweisen. 


Bei Beurteilung der letzteren Frage nehmen die Ge- 
richte oftmals recht weitgehend Stellung. Es ist keines- 
wegs nötig, daß bei Erteilung die Absicht leitend war, 
dem Anfragenden einen Schaden zuzufügen; schon die 
Tatsache, daß der Auskunftgeber einen Dritten zum 
Abschluß eines Geschäfts ermuntert, ohne ihn über 
die vielleicht bedenkliche Vermögenslage aufzuklären, 
kann eine Haftungs-Bejahung zur Folge haben. Außer- 
dem wäre darauf hinzuweisen, daß ein Verschweigen von 
Sicherheiten, selbst wenn diese nur versprochen, also 
noch gar nicht in den Besitz des Auskunftgebers über- 
gegangen waren, schon die Wirkung haben kann, daß 
der Auskunftgeber zum Schadenersatz verurteilt wird. 


Kann der durch die Auskunft Geschädigte in irgend- 
einer Form den Nachweis erbringen, daß die Schilderung 
der Vermögensverhältnisse oder die Kreditbefürwortung 
wissentlich falsch erteilt ist, so dürfte dies im allgemeinen 
hinreichen, um einen entsprechenden Klageantrag erfolg- 
reich zu stützen. 
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Beachtlich ist die Tatsache, daß das Verschweigen von 
Umständen, die für die Kreditbeurteilung wesentlich 
sind, gleichgestellt wird mit irreführenden Angaben. 
Weiter ist in diesem Zusammenhang noch zu erwähnen, 
daß der Lauf der geschäftlichen Ereignisse oftmals dem 
Auskunftempfänger Material in die Hände spielt, das 
vielleicht recht harmloser Natur ist, jedoch für die Frage 
der Aufrichtigkeit einer Auskunft dem Erteilenden u. U. 
verhängnisvoll werden kann. 


Von den vielen Möglichkeiten seien nur folgende 
herausgegriffen: verlangte Wechselprolongationen, ab- 
gelehnte Aufträge wegen zu hohen Obligos, begehrte 
Sicherstellung, ungünstige Äußerungen über den Inrede- 
stehenden einem Dritten gegenüber u. dgl., sofern eine 
ähnliche Begebenheit zeitlich vor oder während der Aus- 
kunfterteilung nachgewiesen werden kann, Selbstver- 
ständlich sind in jedem Fall die Verhältnisse verschieden- 
artig gelagert, jedoch ergeben sich oftmals dort 
Konflikte, wo man sie am wenigsten vermutet. 

Aus Vorstehendem geht hervor, daß weder die weitest- 
gehende Vorbehaltsklausel noch die von dem Anfragenden 
zugesicherte Entlastung einen wirksamen Schutz vor 
weiterer Rechtsverfolgung bietet, und daß sogar bei 
Vorhandensein der beiderseitigen Haftungsablehnung 
bzw. -verzichtleistung Haftungsprozesse gegen den Aus- 
kunftgeber erfolgreich durchgeführt werden können. 

Diese Stellungnahme der Gerichte ist im allgemeinen 
zu begrüßen, da sie dem Schutz von Treu und Glauben 
dienen und unlautere Machenschaften unterbinden will. 
Allerdings werden, wie bei allen Entscheidungen, auch 
Fälle vorkommen, die für den Betroffenen eine unver- 
diente Härte darstellen. Aus diesem Grunde muß der 
Auskunftgeber sich der möglichen Folgen einer Gefällig- 
keitsauskunft voll bewußt sein; er wird die Frage zu 
prüfen haben, ob er wegen des hohen Risikos Auskünfte 
überhaupt noch gibt oder von deren Erteilung lieber all- 
gemein Abstand nimmt. 


Willy Schworm. 
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5 B | Buchführung 
Branchen-B. 
Bad 


Die Immobilien- 


und Mobilien-Kartei einer Bade- und Brunnendirektion 


Der Sachverhalt. 
Der umfangreiche Grund- 
preußischen Staates in 
Bad Ems, mit reichlichem und mannigfaltigem In- 
ventar, 
wird von der Staatl. Bade- und Brunnendirektion (Land- 
wirtschaftsministerium) verwaltet. Es sind, im Rahmen 
der kameralistischen Buchführung, ein Immobilienbuch 
und ein Mobilienbuch vorhanden, die infolge ihres großen 
Umfanges und der Art ihrer Anlage unübersichtlich und 
umständlich zu handhaben sind und die zweimal jährlich 
stattfindende Bestandsaufnahme besonders dadurch er- 
schweren, daß die Mobilien innerhalb der einzelnen Be- 
triebsabteilungen nur nach Arten aufgezeichnet sind. 


Die Aufgabe. 
Der Immobilien- und Mobilien-Besitz ist so aufzu- 
zeichnen, daß er 
nach örtlichen, sachlichen und zeitlichen Gesichts- 
punkten leicht zu übersehen 
ist, daß die halbjährliche Bestandsaufnahme den Vor- 
stehern der einzelnen Betriebsabteilungen erleichtert 
wird, daß die Zugehörigkeit der einzelnen Gegenstände 
zu den einzelnen Betriebsabteilungen: 


und Gebäudebesitz des 


Verpachtete Betriebe (mit dem Symbol „BP‘), 
Inhalationsbetrieb ...... Bat Me T „Bis 
Badebetrieb .........-.. Coati „ TEBE 
Trinkbetrieb ........... Lip en "n „ BT“), 
Untersuchungsanstalt ... ( » m „BUS, 
Veranstaltungsbetrieb .. (u p PR SEVEN) 
KyuerDetzienepee ee. {mit dem Symbol „B‘), 
Brunnenversand ....... > er ee As); 
Pastillenfabrik ......... (R Aa 


ohne weiteres ersichtlich ist und dementsprechend 
auch für die monatlichen Zwischenbilanzen 
die Abschreibungen berechnet werden können. Für die 
Bearbeitung der Steuerangelegenheiten ist ferner die 
Aufzeichnung der Daten und Steuerwerte der einzelnen 
Grundstücke erwünscht. 
Zu verarbeiten sind folgende Grundstücke: 
I. Verwaltungsgebäude „Haus Sonne‘, 
2. Hotel „Staatl. Kurhaus‘, 
3 » »Römerbad‘“‘, 
4 » „Vier Jahreszeiten‘ und „Europäischer Hof“, 
5. no „Steinernes Haus“, 
6. Genesungsheim für Gelehrte und Künstler, 
7. Gasthaus „Schöne Aussicht‘, 
8. Wohn- und Geschäftshaus „Nassauer Hof“, 
9. Badehaus „Europäischer Hof“, 


10. Badehaus „Vier Türme“, 

ı1. Kurmittelhaus, 

12. Kursaalgebäude mit Kurtheater, 
13. Wohnhaus „Villa Friede‘, 

14. Wohnhaus „Villa Hortensia‘‘, 
15. Lager-, Füll- und Versandhalle, 
16. Pastillenfabrik, 

17. Quellenturm, 

18. Kurgärtnerei, 

19. Tennisplätze, 

20. Unbebaute Grundstücke. 

Die Kartei. 

Der Übersichtlichkeit und leichten Handhabung wegen 
kam etwas anderes als eine Kartei nicht in Frage. 
Von den einschlägigen Fabriken waren vorgedruckte 
Karten nicht zu bekommen, sie wurden daher nach 
eigenem Entwurf von einer ortsansässigen Druckerei her- 
gestellt, wobei auf größte Einfachheit und Vermeidung 
jeglicher Überlastung mit Kkomplizierenden Rubriken 
Wert gelegt wurde (Format: 275 mm breit, 195 mm hoch). 


Die Immobilien. 

Für jedes der oben genannten zwanzig Grundstücke 
wurde zunächst 
eine weiße „Registerkarte“ 
angelegt, auf deren Tab das Grundstück bezeichnet ist, 
also z. B. „‚Kurmittelhaus‘‘. 
Dahinter steht die grüne „Immobilien-Leitkarte“, 
auf der die einzelnen Immobilien-Arten und die Nummer 
ihrer Karte aufgeführt sind; die Einteilung hat sich hier- 
bei vorläufig nach der für die Bilanzen geltenden Vor- 
schrift gerichtet. Der Tab trägt die Bezeichnung „Im- 
mobilien‘“. 
Die Karte „Grundstücke“ 
enthält folgende Eintragungen: Straßenbezeichnung bzw. 
Gemarkung und Flurname, Artikel-Nummer der Grund- 
steuermutterrolle, Grundbuch-Band und -Blatt, Karten- 
blatt-Nummer, Parzellen-Nummer, Flächeninhalt, städti- 
scher Grundsteuerwert, staatlicher Grundvermögen- 
steuerwert, Einheitswert, Feuerversicherungswert und 
den Buchwert, der in der Betragspalte ausgeworfen wird. 
Für jedes Grundstück liegt die Katasterhandzeichnung 
als Beleg bei den Akten. 
Die Karte „Gebäude und Gebäudeteile‘ 
ist an Hand der vom Preuß. Hochbauamt angefertigten 
Baubestandsbücher unter Zuhilfenahme der Feuerver- 
sicherungspolicen angelegt (Abb. ı).') 
.) Die schrägen Striche auf den abgebildeten Karten deuten lediglich die 
hier fortgelassenen Eintragungen an. 


KURMITTELHAUS, GEBÄUDE UND GEBÄUDETEILE 


Bezeichnung Derer 


Vestibül, 
Eckbau 1, 


2 375— 
8 040.— 
8 040.— 
8 040.— 
8 040.— 
24 560.— 
14 410.— 
15 180.— 
5 500.— 


nn. 2%X7,65, 
Östl. Seitenbau, 17,9, 
Anbau, 12,3, 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 


am 


Buchwert ı. 4. 30 157 600.— 


- Bet: 
Bezeichnung ee 


Abb. 1. 
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Mobilien 


Karte Nr. 


Büro des Bademeisters ....... 
Warteraum 
Ruheraum ,.. 
Badezelle ı , 


w w t w w w 
aunAawn" 


Badezellevgg ar een 
Bangozelle T sa... raana TA 


Personalraum 
Wäscheraum 


Warteraum v. d. Pu.K....,.. 
Pneumat. Kammer I .. 


Garderobe aoe me 


Karte Nr. Karte Nr. 


Abb. 2. 


BÜRO DES BADEMEISTERS 


Bestand 1. 4. 30 
Anz, | RM. 


Bezeichnung 
Anz. 


Fernsprechanlage 
Schrank mit Vorhang . 
Wiener Stühle 

Tische mit Schublade . 
Schreibtisch ... 
Vorordner 


Abgang 1930 


Abschr. 1930 Zugang 1930 Abgang 1931 


Anz. RM. 


Bestand 1. 4. 31. 


322.— 


Abb. 3. 


Die übrigen Immobilien-Karten 
Maschinen und maschinelle Anlagen‘, 
„Badeeinrichtungen und Inhalationen‘“, 
„Leitungen und Installationen“ sind 
teils an Hand der Baubestandsbücher, teils auf Grund 
der Bestandsaufnahmen ausgefüllt. Abgesehen von der 
Leitkarte haben die Immobilien-Karten Keinen Tab. 
Die Immobilien-Karten werden staffeliörmig 
geführt, d. h. der bei der Einrichtung der Karten vor- 
handene Bestand wird unter einander eingetragen, Zu- 
gänge, Abgänge und Abschreibungen werden einzeln 
darunter aufgeführt und, wie bei einer Zinsstaffel, 
addiert bzw. subtrahiert. 
Die Mobilien. 
Die Mobilien-Karten 
sind gelb; auch sie haben, abgesehen von der Leitkarte, 
keine Tabs. Die Mobilien-Karten sind (die Reihenfolge 
bezeichnet den Arbeitsablauf und die Wichtigkeit der 
Einteilungsarten) 1. nach dem örtlichen, 2. nach dem 
sachlichen, 3. nach dem zeitlichen Prinzip eingerichtet. 
Auf der „Mobilien-Leitkarte‘ (Abb. 2) 
sind die einzelnen Räume in der Reihenfolge aufgeführt, 
wie man sie bei einem Gang durch das betreffende Gebäude 
antrifft; die den Raum-Namen beigefügten Buchstaben 
bezeichnen die oben genannten Symbole der Betriebsab- 
teilungen, die Ziffern die Nummern der Mobilien-Karte. 
Die „Mobilien-Karte‘“ 
enthält, mit laufender Numerierung, die genaue Bezeich- 
nung der einzelnen, in dem betreffenden Raume vor- 
handenen Gegenstände, die untereinander eingetragen 
werden, sowie nebeneinander die Rubriken ‚Bestand, 
Abgang, Abschreibung, Zugang‘‘ mit Raum für die Ein- 
tragung der Daten bzw. des Geschäftsjahres, und mit 
Unter-Rubriken für die Stückzahl, den Prozentsatz der 
Abschreibungen und den Betrag. Die Rubrikenlaufen 
auf der Rückseite weiter und werden, wenn diese 
{nach einigen Jahren) ausgefüllt ist, 
auf einer „Mobilien-Ergänzungskarte‘‘ fortgesetzt, 
so daß die Kartei für unbegrenzte Zeit zu verwenden ist. 
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Auf den Rückseiten der Mobilien-Karten und auf den 
Mobilien-Ergänzungskarten werden die Gegenstände 
nicht nochmals mit der genauen Bezeichnung aufgeführt, 
sondern lediglich mit den laufenden Nummern. 


Wie die Kartei angewendet wird. 

Die Kartei gibt die Möglichkeit, 
jederzeit den genauen Stand des Inventars 
und seiner einzelnen Gegenstände sowie ihren Buchwert 
festzustellen, ebenso die für den Grundbesitz wichtigen 
Daten. 

Für die halbjährlichen Bestandsaufnahmen 

sind an Hand der Kartei Listen des Inventars aufgestellt, 
die nur Spalten für die Stückzahl (an den Stichtagen) ent- 
halten. Die Vorsteher der einzelnen Betriebsabteilungen 
tragen an den Stichtagen (d. h. am 31. März für den Jah- 
resabschluß, und am 31. Oktober, weil am 30. September 
Arbeitsüberlastung wegen Beendigung der Hauptkurzeit 
vorliegt) die vorhandenen Gegenstände ein und beschei- 
nigen ihre Richtigkeit. Gerade hierfür hat sich die Ein- 
teilung nach dem örtlichen Prinzip sehr bewährt, da 
die Abteilungsvorsteher, die Versorgungsanwärter sind 
oder doch während des Krieges gedient haben, vom 
Militär her an diese Einteilung gewöhnt sind. 

Für die Gebäude 2., 3., 4., 5., 6. der obigen Liste wird 
nur je eine Mobilien-Karte geführt, da es sich um ver- 
pachtete Betriebe handelt, für deren Inventar der Pächter 
haftet; Zugänge, Abgänge und Abschreibungen werden 
nur summarisch eingesetzt. 

Für die Jahresbilanz 

werden die einzelnen Karten — auch wenn für einen 
Raum mehrere Karten vorhanden sind — aufaddiert und 
mit ihrer Nummer in eine Liste eingetragen, um den Ge- 
samtbetrag der Zugänge, Abgänge und Abschreibungen 
sowie ihre Verteilung auf die oben genannten Betriebs- 
abteilungen zu ermitteln. 

Die Kartei enthält zurzeit rd. 90 Immobilien-Karten 
und rd. 600 Mobilien-Karten. 


Dr. Karl Schütt, Staatl. Bade- u. Brunnendirektion, 
Bad Ems. 
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4B Buchhaltung 
Organisation 
Lohnsteuerzuschläge 


Der Arbeitgeber 


als unfreiwilliger, kostenbeschwerter Steuerbeamter, anläßlich 
der Einführung der Ledigensteuer — Bürgersteuer — Krisen- 


lohnsteuer 


Es ist an dieser Stelle schon mitgeteilt worden, daß aus der Einführung der Ledigen-, Bürger- 
und Krisenlohnsteuer dem Arbeitgeber wieder Pflichten entstehen, die mit Geschäftsunkosten ver- 
knüpft sind. Zur Einschränkung der Unkosten ist es daher erforderlich, einerseits Maßnahmen 
für die einfachste Form der Abrechnung zu treffen; andererseits dürfen die Arbeitgeber keine Ge- 
legenheit zu Beanstandungen seitens des Finanzamtes (beir. Ledigensteuer und. Krisenlohnsleuer) 
und seitens der Steuerverwaltung der Gemeinden (beir. Bürgersteuer) geben. 


Die nachstehenden 


Schlüsselzahlen verwenden. 


Ledigensteuer und Krisenlohnsteuer sind ‚Zuschläge zur 
Lohnsteuer“, Wer keine Lohnsteuer zu zahlen hat, ist von 
diesen „Zuschlägen‘‘ befreit. Zur Vereinfachung der 
Feststellung dieser Steuern sowohl als auch der Lohn- 
steuer ist zunächst erforderlich, den Familienstand 
lt. Steuerkarte durch eine Zahl (Schlüsselzahl) wie folgt 
festzuhalten: 


Schlüsselzahl o = „Ledige“ mit Zuschlag; das sind 
a) unverheiratete Personen, 


b) verwitwete oder geschiedene Per- 
sonen, sofern aus ihrer Ehe Kinder 
nicht hervorgegangen. 


Schlüsselzahl ı „Ledige“ ohne Zuschlag; das sind 


a) Ehefrauen, die in einem Dienstver- 
hältnis stehen, 


b) verwitwete oder geschiedene Per- 
sonen, sofern aus ihrer Ehe Kinder 
hervorgegangen, 

c) Personen, deren Steuerkarte aus- 
drücklich den Vermerk des Finanz- 
amtes trägt: „Vom Ledigen - Zu- 
schlag befreit“ (im Falle von Unter- 


halt gegenüber der geschiedenen 
Ehefrau oder eines bedürftigen 
Elternteils). 


Schlüsselzahl 2 = a) Verheiratete ohne Kinder, 
b) Witwe{r) mit einem Kind, 
c) Personen, denen für ein Kind eine 
Ermäßigung der Lohnsteuer vom 
Finanzamt zugebilligt und dies auf 
der Steuerkarte vermerkt ist. 


Schlüsselzahl 3 = Verheiratete mit einem Kind, 
hs 4 = Witwe(r) mit zwei Kindern, 
c$ 5 = Verheiratete mit zwei Kindern, 
A = Witwe(r) mit drei Kindern, 
m 7 = Verheiratete mit drei Kindern. 
(Bei größerem Familienstand = Schlüsselzahi sinngemäß 
wie 3 bis 7.) 


Die Schlüsselzahl ist sowohl in dem — bereits für die 
Lohnsteuer — zu führenden Lohnkonto (Lohn-Karto- 
thekkarte) aufzuzeichnen und durch Stempelabdruck 
„Familienstand“ kenntlich zu machen als auch auf der 
Lohnliste hinter dem Namen des Arbeitnehmers ständig 
zu vermerken. 


Ratschläge stammen aus der Praxis 
Lohnabrechnung eines größeren 


der 
Werkes. 


Bei Anwendung einer Adressier-(Druck-)Maschine ist 
der Familienstand (Schlüsselzahl) in die Adressierplatte 
(hinter dem Namen) zu prägen. 


Die Ledigensteuer und Krisenlohnsteuer kann dann 
wie die Lohnsteuer von Lohnsteuertabellen, die unter 
Anwendung vorstehender Schlüsselzahlen für den Fami- 


lienstand aufgestellt sind, ohne weiteres abgelesen 
werden. 


Bei etwaiger Sondererhöhung des steuerfreien Lohn- 
betrages ist zur Feststellung der verschiedenen Steuer- 
beträge ein entsprechend niedrigerer Arbeitslohn (Sonder- 
erhöhung vom Arbeitslohn abziehen) zugrunde zu legen, 
und die Steuerbeträge können von der Lohnsteuertabelle 
(Nummer der Abzugspalte — Schlüsselzahl des Fami- 
lienstandes) ebenfalls abgelesen werden.) 


Sofern die Lohnrechnung handschriftlich erfolgt, ist 
zuerst die Lohnliste zu bearbeiten. Infolgedessen muß 
die Familienstand-Schlüsselzahl zwecks Ermittlung der 
Lohnsteuer ebenfalls ständig auf der Lohnliste (siehe 
Abb. ı hinter dem Namen) erscheinen. 


Falls die Lohnrechnung jedoch mittels Buchungs- 
maschinen durchgeführt wird, haben die Eintragungen 
zuerst auf der Lohn-Kartothekkarte zu erfolgen. Des- 
wegen muß die Familienstand-Schlüsselzahl zwecks 
Ermittelung der Lohnsteuer auch auf der Lohn-Karto- 
thekkarte (siehe Abb. 2, S. 344) festgelegt sein. 


Organisation der Ledigensteuer. 


Die Ledigensteuer ist eine „erhöhte Lohnsteuer für 
Ledige“. Die Erhöhung besteht darin, daß die seit dem 
I. Oktober 1928 im übrigen vorzunehmende Senkung 
der Lohnsteuer (Höchstsenkung RM. 3.— bei monat- 
licher Lohn- [Gehalt-]zahlung, RM. —.75 bei wöchent- 
licher Zahlung) bei den ledigen Lohnsteuerpflichtigen 
wegfällt. Sofern der Lohn monatlich RM. 220.— (wö- 
chentlich RM. 54.—, täglich RM. 9.—) übersteigt, ist zu 
der errechneten Lohnsteuer noch ein Zuschlag von 
ıo vom Hundert zu erheben. 

Der Ledigenzuschlag ist gleichzeitig mit der Lohn- 
steuer einzubehalten und in einer Summe an das Finanz- 
amt abzuführen. Eine besondere Abzugspalte auf der 
Lohn-Kartothekkarte ist daher nicht 
erforderlich. 


Laut Notverordnung vom ı. Dezember 1930 ist die 
Ledigensteuer bis zum 31. März 1932 zu erheben. 


1) Der Verfasser empfiehlt den „Deutschen Lohnsteuer-Rechner“ von 
Max Thies, Leipzig W. 32, Windorferstraße 74. 
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Abb. r. 


Bürgersteuer einbehalten. 


Wer und in welcher Höhe Bürgersteuer zu zahlen hat, 
ist aus der Steuerkarte ersichtlich. Zweckmäßigerweise 
ist die Lohn-Kartothekkarte durch Stempelabdruck 
„Bürgersteuer RM. ......... “ zu ergänzen. Sofern die 
eine oder andere Gemeinde keine Bürgersteuer erhebt, 
ist anstatt des Betrages ein weiterer Stempel „keine“ an- 
zuwenden und vor ‚„Bürgersteuer‘ 
einzusetzen. Die Spalte für Abzug 
der Bürgersteuer ist ebenfalls durch 
Stempelabdruck zu kennzeichnen, um 
bei evtl. Kontrolle seitens der Steuer- 
verwaltung keine Veranlassung zur 
Beanstandung zu geben. 


Die erste Rate der Bürgersteuer 
ist in jedem Falle vom Lohn in At- 
zug zu bringen. Bei Erhebung der 
zweiten Rate ist jedoch Voraus- 
setzung, daß der betr. Arbeitnehmer 
gleichzeitig lohnsteuerpflichtig ist. 


Bei wöchentlicher Lohnzahlung ist 
der Arbeitgeber berechtigt, die Ein- 
behaltung jeder Bürgersteuerrate auf 
zwei Lohnzahlungen, die in der Zeit 
vom 1I. bis 24. Jan. (März) erfolgen, 
zu verteilen. Die Abführung und 
Einsendung der Steuerkartenabschnitte 
mit den entsprechenden Vermerken 
hat an die auf der Steuerkarte an- 
gegebene Steuer-(Gemeinde-)kasse zu 
erfolgen. 


Falls die volle Einbehaltung der 
Bürgersteuerräten (bei wöchentlicher 
Lohnzahlung in der Zeit vom 11. bis 
24. Januar (März), bei monatlicher 
Zahlung Ende Januar (März), nicht 
möglich ist, z.B. infolge Krankheit des Arbeitnehmers, 
braucht die Einbehaltung der Bürgersteuer nur, wie 
folgt, vorgenommen werden: 


a) bei wöchentlicher Lohnzahlung bis zum 31. Januar 
(März), 

b) bei monatlicher Zahlung bis zum 28. Februar (30.April). 
Die Abführung der Beträge sowie die Einsendung der 

Steuerkartenabschnitte mit den entsprechenden Ver- 


merken hat binnen einer Woche nach der Einbehaltung 
zu erfolgen. Nach Absendung des Steuerkartenabschnitts 
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ist die Einziehung der noch ausstehenden Beträge Sache 
der Gemeinde. 


Krisenlohnsteuer aufzeichnen. 


Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Krisenlohnsteuer 
in dem — bereits für die Lohnsteuer — zu führenden 
Lohnkonto (Lohn-Kartothekkarte) gesondert fortlaufend 
aufzuzeichnen und zum gleichen Termin wie die Lohn- 
steuer an das Finanzamt abzuführen. Es ist somit er- 
forderlich, die Spalte für Abzug der Krisenlohnsteuer 
durch Stempelabdruck zu kennzeichnen. 


Die erstmalige Erhebung der Krisenlohnsteuer hat für 
den Brutto-Arbeitslohn, der für die Zeit nach dem 30. Juni 
1931 gewährt wird, zu erfolgen, a) bei Gehaltsempfängern 
für Monat Juli Krisenlohnsteuer Ende Juli, b) falls ein 
Monatsiohnempfänger für die Zeit vom 15. Juni bis 
14. Juli 1931 entlohnt wird, unterliegt der Krisenlohn- 
steuer nur der auf die Zeit vom 1. bis 14. Juli 'entfallende 
Teilbetrag des Arbeitslohnes. 


Fällt bei wöchentlicher Lohnzahlung ein{ Lohnzah- 
lungszeitraum zum Teil indie Zeit nach’dem 30. Juni 
1931, so kommt die Krisenlohnsteuer für, diese Lohn- 
woche noch nicht in Frage. 


Im übrigen haben Personen, von deren Arbeitslohn 
für den jeweiligen Lohnzahlungszeitraum eine Lohn- 
steuer nicht einzubehalten ist, für diese Zeit auch keine 
Krisenlohnsteuer zu zahlen. 


Die Krisenlohnsteuer ist vom vollen Brutto- 
Arbeitslohn zu berechnen. Es darf also ein Abzug 
lohnsteuerfreier Beträge (wie bei Berechnung des Steuer- 
abzugs vom Arbeitslohn) nicht vorgenommen werden. 


Im Überweisungsverfahren ist die Krisenlohnsteuer 
auf den nächsten vollen Reichspfennigbetrag abzurunden. 


Im Markenverfahren ist jedoch gestattet, die Krisenlohn- 
steuer — wie allgemein bei der Lohnsteuer — auf den 
nächsten, durch fünf Reichspfennig teilbaren Betrag ab- 
zurunden, weil für die Krisenlohnsteuer besondere Steuer- 
marken nicht hergestelit werden. 


Laut Notverordnung vom 5. Juni 1931 ist die 
Kriseniohnsteuer bis zum 31. Dezember 1932 zu er- 
heben, 


Hermann Uckermann. 


e 
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6B Bilanz 
Steuerbilanz 
Abschreibungen 


Ratschläge aus der Steuerpraxis in Reich und Ländern 


Wirtschaftliche Abnutzung 


und deshalb neue steuerliche Abschreibungsätze! 


Die steuerliche Anerkennung der wirtschaftlichen Abnutzung bedingt neue Absetzung- 


sälze. Die Bedeutung der technischen Abnutzung ist stark gesunken, weil die wirls haftliche 


mindestens ebenso groß ist 


Wie in der Handelsbilanz spielt auch in der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuerbilanz die Vermögens- 
bewertung für den Kaufmann eine überaus große Rolle. 
Von dieser hängt nämlich bei den buchführenden Ge- 
werbebetrieben fast ausschließlich die Erfassung des 
steuerbaren Einkommens (Reingewinnes) ab. 


Nach dem geltenden Einkommensteuergesetz vom 
10. 8. 25 wird für diese Steuerpflichtigen der aus Gewerbe- 
betrieb erzielte Gewinn (Vermögensmehrung) im wesent- 
lichen dadurch festgestellt, daß das Anfangs-Reinver- 
mögen (Vermögenswerte, abzügl. Verpflichtungen) mit 
dem Schlußreinvermögen in einem Steuerabschnitt ver- 
glichen wird. Die durch Vermögensvergleich (Bestands- 
vergleich) nach kaufmännischen Grundsätzen vor sich 
gehende Gewinnermittlung ergibt sich auf Grund des 
§ 13 EStG., der auch für das Körperschaftsteuergesetz 
vom 10.8. 25 Gültigkeit hat. Ist also z. B. das Anfangs- 
Vermögen kleiner, so bildet der sich ausweisende Unter- 
schied (Jahresgewinn) die Grundlage der Besteuerung. 


Um nun eine willkürliche Vermögensbewertung in den 
zeitlich getrennt aufzustellenden Vermögens-Übersichten 
(Anfangs- und Schlußbilanz) hintanzuhalten, sind gleich- 
mäßig anzuwendende Vorschriften für den Bewertungsakt 
notwendig. Das Einkommensteuergesetz enthält darum 
diesbezügliche Vorschriften und in Anlehnung daran 
auch Bestimmungen für die Absetzungen für Abnutzung, 
die als Wertberichtigung für den im Steuerabschnitt ein- 
getretenen Verschleiß des Anlage-Vermögens in der 
Schlußbilanz notwendig werden. Auch diese Vorschriften 
gelten unverändert für das Körperschaftsteuergesetz. 


Die Absetzungen für Abnutzung nehmen in der Regel 
ihren Ausgangspunkt vom Anschaffungs- oder Herstel- 
lungspreis eines Anlagewertes unter Berücksichtigung 
der angenommenen Lebensdauer (Nutzungsdauer) des- 
selben, Da die bei Festsetzung der normalen Lebensdauer 
sich ergebenden Absetzungsätze der einzelnen Anlage- 
werte oder -gruppen aus vielen Gründen im Steuerrecht 
unmittelbar keine endgültige Behandlung erfahren kön- 
nen, entstehen wegen der Höhe der Absetzungen zwischen 
Steuerpflichtigen und Steuerbehörde verhältnismäßig die 
häufigsten Meinungsverschiedenheiten. Es gehen also 
die Ansichten beider Teile vielfach auseinander. Der 
Steuerpflichtige hat im allgemeinen ein Interesse an 
hohen Absetzungsätzen, während bei der Steuerbehörde 
das Gegenteil der Fall ist. 


Die Landesfinanzämter haben 


daher den ihnen unterstellten Finanzämtern zur Verein- 
fachung des Veranlagungsgeschäftes für die Bemessung 
der Absetzungen für Abnutzung vom gewerblichen Be- 
triebsvermögen Absetzungs-Durchschnittsätze (Hundert- 
sätze) auf die Anschaffungs- oder Herstellungswerte be- 
kanntgegeben. Diese Richtsätze sind meist schon im 
Jahre 1926 aufgestellt worden. Sie sind dahin aufzufassen, 
bis zu welcher Höhe die Absetzungen o h n e Begründung 
anerkannt werden. Bei den vielen entstehenden Diffe- 
renzen sollen sie für die zu treffende Entscheidung nur 


als Anhaltspunkte dienen. Werden diese Durchschnitts- 
sätze, die auf keinen Fall von vornherein einer indivi- 
duellen Behandlung der Absetzungsfrage gegenüber dem 
einzelnen Steuerpflichtigen hinderlich sein sollen, über- 
schritten, so kann bei ausreichender Begründung, z. B. 
wenn nach soliden kaufmännischen Grundsätzen höhere 
Sätze gerechtfertigt erscheinen, für deren Genehmigung 
nichts im Wege stehen. Gewisse privatbetriebswirtschaft- 
liche Erwägungen sollen also auch für die steuerlichen 
Absetzungen für Abnutzung gelten. 


Bei der außerordentlich großen Wichtigkeit der ganzen 
Absetzungsfrage nimmt es nicht wunder, daß trotzdem 
oder gerade deshalb auch das höchste Finanzgericht, der 
Reichsfinanzhof, in vielen Streitfällen entscheidend mit- 
wirkt durch Rechtsprechung für die Anwendung und 
Auslegung des Steuerrechts und der steuerrechtlichen 
Anordnungen. 


So haben die Veranlagungsbehörden lange die Auf- 
fassung vertreten, daß mit den Absetzungen für Ab- 
nutzung nach $ 16 EStG. nur die technische Abnutzung, 
nicht aber auch die wirtschaftliche Abnutzung berück- 
sichtigt werden kann. 


Unter der technischen Abnutzung versteht man 


den natürlichen Verschleiß eines Gegenstandes, die Ab- 
nutzung durch den Gebrauch. Eine Entwertung, die 
durch andere Ursachen hervorgerufen wird, z. B. tech- 
nische Überholung durch eine neue Erfindung, bezeichnet 
man als wirtschaftliche Abnutzung. Die technische 
Abnutzung bestimmt sich in der Regel nach der 
Lebensdauer, die ein Gegenstand im Betrieb hat. 
Unter dem Einfluß der wirtschaftlichen Ab- 
nutzung entsteht de Verwendungs- oder 
Nutzungsdauer. Letztere ist immer schon dann 
zu Ende, wenn ein Gegenstand oder eine Anlage vor 
Ablauf der Lebensdauer außer Benützung gestellt werden 
muß, weil die Weiterverwendung aus irgendeinem Grund 
nicht mehr wirtschaftlich wäre. 


Die großen technischen Fortschritte der Jetztzeit 


und viele andere Ursachen bringen es mit sich, daß heut- 
zutage der möglichen Lebensdauer einer Anlage oder 
eines Gegenstandes nicht mehr die Bedeutung zuzumessen 
ist, wie der tatsächlichen Nutzungsdauer. Ein Gegen- 
stand kann heute sehr wohl eine angenommene Lebens- 
dauer von 10 Jahren und noch mehr haben, aber trotz- 
dem schon nach Benützung von wenigen Jahren in keiner 
Weise mehr entsprechen, weshalb ein Ersatz notwendig 
wird. 


In der bekannten Entscheidung vom 12. ı2.28 VIA 
274/28 hat nun der Reichsfinanzhof ausgesprochen, daß 
für die Bemessung des Absetzungsatzes nicht die durch 
den technischen Verschleiß begrenzte Lebensdauer, son- 
dern nur der Zeitraum maßgebend sein kann, innerhalb 
dessen ein Gegenstand unter Berücksichtigung der be- 
sonderen Umstände des einzelnen Betriebes voraussicht- 
lich in diesem Betrieb auch nutzbringend verwendet 
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werden kann. Kurz ausgedrückt heißt das, daß ein Gegen- 
stand nicht nur innerhalb der Lebensdauer, sondern auch 


innerhalb der Nutzungsdauer abgesetzt 
werden kann. 


Die erste Etappe in der Anerkennung der höheren 
wirtschaftlichen Abnutzung, um die ein langer Kampf 
gegen die Steuerbehörden geführt werden mußte, war 
also erreicht. In einem Erlaß vom 16.2.29 hat der 
Reichsfinanzminister die Unterbehörden auf die durch 
den Reichsfinanzhof ausgesprochenen Grundsätze, wo- 
nach bei Bemessung der Absetzungen für Abnutzung 
neben der technischen Lebensdauer auch die wirtschaft- 
liche Nutzungsdauer zu berücksichtigen ist, hingewiesen. 
In der Folgezeit hat dann der Einkommensteuer-Senat 
{VI.) des Reichsfinanzhofes in einigen Entscheidungen 
den gleichen Grundsatz vertreten bzw. noch weiter aus- 
gebaut. Insbesondere wurde die wirtschaftliche Ab- 
nutzung nicht nur bei beweglichen Anlagegegenständen 
(z. B. Maschinen), sondern auch für das unbewegliche 
Anlagevermögen (z. B. Gebäude) anerkannt. 


Der Meinungstreit zwischen Steuerbehörde und 
Steuerpflichtigen wegen der wirtschaftlichen Ab- 
nutzung 

beschränkte sich auf Grund der oben erwähnten Ent- 

scheidung nun im wesentlichen auf die Lösung der Frage, 

was unter wirtschaftlicher Abnutzung zu verstehen und 
wie diese durch den Steuerpflichtigen nachzuweisen sei. 

Die Steuerbehörde hatte nämlich nach der Entsch. vom 

12, 12.28 vom Steuerpflichtigen mindestens die Angabe 

von näheren Anhaltspunkten zu verlangen, die die Ein- 

flüsse auf die größere wirtschaftliche Abnutzung dar- 
legten, bevor sie die erhöhten Absetzungen für die wirt- 
schaftliche Abnutzung zulassen mußten. 


Auch die hier neuerdings vielfach entstandenen Streit- 
punkte wurden durch 
die viel besprochene neue Entscheidung des RFH. 
vom 16. 4. 30. VIA 339/80 
im wesentlichen zugunsten des Steuerpflichtigen ent- 
schieden. Dieses sehr wichtige Urteil stellt die bisher 
wegen der Berücksichtigung der wirtschaftlichen Ab- 
setzung entwickelten Grundsätze noch wesentlich stärker 


heraus, bzw. erweitert es die Anwendungsmöglichkeiten 
erheblich. 


In der Entscheidung wird u. a. folgendes ausgeführt: 


„Der Senat hält daran fest, daß neben dem tech- 
nischen Verschleiß auch die wirt- 
schaftlicheAbnutzung (Nutzungsdauer) 
bei Bemessung der Absetzungen nach 
816 EinkStG. berücksichtigt werden 
darf, und daß der bei Vornahme richtiger Abnutzungs- 
abschreibungen sich ergebende Wert von Maschinen sich 
regelmäßig, von besonderen Umständen abgesehen, mit 
dem Teilwert decken wird, Maßgebend für die 
Höhe der richtigen Absetzung ist da- 
beidie Erwartung, dieeinsorgfältiger 
Kaufmann bei Aufstellung seiner Bi- 
lanz in Rechnung ziehen kann und 
muß. Die Bilanzen der Kaufleute sind Erfolgsbilanzen; 
sie richten sich, soweit wie bei der Bemessung von Ab- 
schreibungen eine Vorausschau in die Zukunft in Betracht 
kommt, danach, wie lange voraussichtlich die 
zubeurteilenden Gegenstände mitNut- 
zen und Erfolg verwendet werden kön- 
nen. Die Möglichkeit von Absetzungen nach $ 16 Abs. 2 
EinkStG. beruht darauf, daß Aufwendungen auf Gegen- 
stände des Betriebes aktiviert werden müssen, wenn von 
ihnen ein wirtschaftlicher Nutzen über das Aufwendungs- 
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jahr hinaus zu erwarten ist. Die Frage, ob und 
auf wie lange die Möglichkeit der Er- 
zielungeines wirtschaftlichen Nutzens 
inAussichtzunmehmenist, auf welchen 
Zeitraum daher die Aufwendungen zu 
verteilen sind, richtet sich nach den 
Erwägungen, die ein vorsichtig über- 
legender und vernünftig wirtschaften- 
der Kaufmann in diesem Falle anstel- 
len wird. 

Das Finanzamt meint, eshätten Anhaltspunkte 
dafür vorgebracht werden müssen, daß 
die Maschinent nach, Ablauf des ge 
schätzten Zeitraumes tatsächlich im 
Betriebenicht mehr verwendet werden. 
Darauf kommt es aber regelmäßig 
nicht an. Wer eine Maschine anschafft, tut dies des- 
halb, weil er sich aus der Verwendung der Maschine im 
Betrieb einen wirtschaftlichen Nutzen verspricht. Er 
wird sich daher die Frage vorlegen: Wie lange wird mir 
die Maschine einen wirtschaftlichen Nutzen abwerfen? 
Die Antwort auf diese Frage ist nicht die gleiche wie die 
Antwort auf die Frage: Wie lange wird die Maschine 
überhaupt in meinem Betriebe laufen? Und noch weniger 
hat sie mit der Frage zu tun, wie lange die Maschine 
später im tatsächlichen Ergebnis verwendet worden ist. 
Solange man nicht sagen kann, daß der 
Kaufmann im Einzelfalle gegen die 
Regein sorgfältiger Prüfung und ord- 
nungsmäßiger Wirtschaft bei seiner 
Schätzung der Nutzungsdauer verstos- 
sen hat, wird man dieser Schätzung 
folgen müssen. 

Der Unterschied wird an folgendem Beispiel klar: Ein 
Kaufmann schafft eine Maschine um RM. 1000.— an; er 
rechnet dabei, die Maschine wird mir 5 Jahre lang einen 
jährlichen Ertrag von RM. 100.,— abwerfen, dann kann 
ich sie vielleicht noch 5 Jahre lang mit einem Nutzen von 
jährlich RM. ıo.— als Aushilfsmaschine verwenden. 
Hier kann der Kaufmann die Abschreibungen nicht gleich- 
mäßig mit je RM. 100.— auf ıo Jahre verteilen, sondern 
er wird sagen: In 5 Jahren hat die Maschine für mich 
rund 9o v. H. ihres Nutzungswertes verloren, Ich schreibe 
also jährlich 5 Jahre lang je 18 v. H. ab, dann 5 Jahre 
lang noch je 2 v. H. Er ist aber nicht verpflichtet, zehn 
Jahre lang je 10 v. H. abzuschreiben, wie anscheinend 
das Finanzamt meint. 


Es kommt also nicht darauf an, ob 
die Maschinen nach Ablauf 
gesehenen 
dauer 


der vor- 
Nutzungs- 
noch nutzlos im Betriebe ver- 
wendet werden. Allerdings würde das Aufkommen 
besserer, technisch hochwertigerer Maschinen nicht not- 
wendig die völlige Entwertung der vorhandenen Ma- 
schinen zur Folge haben; die Beschaffung der besseren 
Maschinen hat eine Erhöhung der Rentabilität des Be- 
triebs dann nicht zur Folge, wenn die Anschaffung der 
neuen Maschinen zu teuer ist, die gleiche Rente daher 
unter Fortbenutzung der alten Maschinen erzielbar ist. 
Für die Frage der Voraussehbarkeit 
der Nutzungsdauer spielt aber diese 
Frage regelmäßig keine wesentliche 
Rolle, wenn angenommen werden kann, daß der Be- 


ordentlichen 


+ 


e: 


> 


N 


Fortsetzung: Wirtschaftli-he Abnutzung und deshalb neue steuerliche Abschreibungsätze! 


trieb im Interesse seiner Rentabilität nach einigen Jahren 
infolge der inzwischen zu erwartenden oder schon ein- 
getretenen technischen Neuerungen oder wegen Mode- 
wechsels zur Anschaffung neuer Maschinen wird schreiten 
müssen, wenn anders er nicht hinter den Wettbewerbern 
zurücktreten will.‘ 


Die Auswirkung der Entscheidung 


ist die, daß die Absetzungen wegen technischer Ab- 
nutzung weiter an Wert verloren haben, weil die wirt- 
schaftliche Abnutzung zum mindesten nicht geringer, in 
der Regel aber größer sein wird als jene. Zu berücksichtigen 
ist jedoch, daß der Körperschaftsteuer-Senat (I.) bis jetzt 
zur wirtschaftlichen Abnutzung in obigem Sinne noch 
nicht Stellung genommen hat, aber voraussichtlich bei 
Gelegenheit die gleiche Ansicht äußern wird. Zunächst 
werden sich die Steuerpflichtigen also mit Erfolg auf die 
Entscheidung des VI. Senats berufen können. 


Trotz des Eindringens der Absetzung für die wirt- 
schaftliche Abnutzung in das Steuerrecht hatte es ur- 
sprünglich den Anschein, als ob die Absetzungsricht- 
sätze der Landesfinanzämter keine Abänderung erfahren 
würden, sondern jeder Fall einzeln von den Veranlagungs- 
behörden unter Berücksichtigung der vorgebrachten 
Gründe mit Wohlwollen entschieden würde. 


Überraschenderweise hat nun, was bei Buchprüfungen 
und Nachprüfung der Steuerbescheide wichtig ist, 


‚das Landesfinanzamt Berlin für die Frühjahrsveran- 
lagung 1931 


mit Rundverfügung vom 10.2.31 den unterstellten 
Finanzämtern nachstehende neue Richtsätze für Ab- 
setzungen wegen Abnutzung auf Anlagewerte bekannt ge- 
geben, welche kürzlich veröffentlicht wurden: 
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1. Fabrikgebäude ........... 2— 4% 2— 4% 
2. Maschinen: 
a) Betriebsmaschinen ...... 7—10% 5—8% 
b) Spezialmaschinen, insbes. 
automatisch arbeitende... 8—16% 10—15% 


33 Werkzeuge..n...ce a 2. 30—50% 33/3 -50% 
4. Kraftwagen: 


a) Personenkraftwagen,Kraft- 
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droschken, Lieferautos ... 15—25% 10—20% . 
b) Lastkraftwagen.......... 20—30% 15—20% 
e) aMotorraders ee ee 20—25% —. — 
d) Traktoren (eiserne Pferde) 20—25% —. — 
5. Sonstiges Büroinventar: 
a) Geschäftseinrichtungen, 
Büromöbel, Ladeneinricht. 4—10% 3— 5% 
b) Schreib-, Rechen- u. Bu- 
chungsmaschinen ....... 15—20% 15—20% 
c) Wagen (Kastenwagen) ... 15—25% 10—15% 
d) Pierde. ER. ern. 0er 15—20% 15—20% 
6. Rüstzeug und Geräte im Bau- 
handwerk... 0. er e 20—25% —. — 
7. Kähne: 
a)geiserne, rer 4% 4% 
b)Sholzerne ugs aeg „rc 6% 6% 
8. Schleppdampfer............ 3— 5% 3— 4% 
1) Auf Grund der Richtsätze von 1926 
3 Ir C ] Steuerstreitfälle: 


Rundschau (15) 


M ErbStG. 


Leitsätze für Steuerstreitfälle 


Rund um die neuesten Entscheidungen für den Praktiker (15) 
Erbschaftsteuerstreitfälle von besonderer Wichtigkeit. 


1. Nießbrauchan Kommanditanteil. 


Als Gesamtwert eines unbeschränkt — also auf Lebens- 
zeit — eingeräumten Nießbrauchs an einem Anteil einer 
Kommanditgesellschaft kann auf Grund des $ 144 Abs. 3 
AO. für die Erbschaft-{Schenkung)steuer kein höherer 
Wert angenommen werden als der Wert, der nach § 22 
Abs. ı Ziff. ı ErbStG. maßgebend wäre, wenn der Ge- 
schäftsanteil selbst zugewendet oder angefallen wäre. 
(U. v. 13.5.1930 IeA 56/30 ErbStG. 1925 § 22 Abs. ı Nr. 1.) 

2. Nießbrauch und Zuwendung 
Geschäftsanteiles. 


Steht einem Steuerpflichtigen zur Zeit der Zuwendung 
eines Geschäftsanteils an diesem bereits der Nießbrauch 
zu, so gilt dieser nicht als infolge der Zuwendung des 
Geschäftsanteils selbst erloschen. Der Erbschaftsteuer 
ist deshalb nur der um den Wert des Nießbrauchs ver- 
minderte Substanzwert des Geschäftsanteils zugrunde zu 
legen. (U. v. 13. 5. 1930 leA 56/30 ErbStG. 1925 $ 23 
Abs. 2.) 

3.,„Goodwillbei der Erbschaftsteuer. 


Auch für das Gebiet des Erbschaftsteuergesetzes 1925 
gilt der vom III. Senat des Reichsfinanzhofs im Urteil 
vom 28.2. 1930 III A 84/28 (Bd. 26 S. 285) ausgespro- 
chene Grundsatz, wonach ein immaterieller Geschäfts- 


eines 


wert „Goodwill“ nur dann als ‚Gegenstand‘ im Sinne 
des § 31 Abs. 2 RbewG. ($ 22 ErbStG. 1925) angesprochen 
werden kann, wenn ihn entweder ausnahmsweise die 
allgemeine Verkehrsauffassung als besonderen Gegen- 
stand auffaßt (z. B. Apothekenkonzession), oder wenn 
er nach 1923 entgeltlich erworben oder durch Aufwen- 
dungen als Wirtschaftsgut anerkannt ist. (U. v. 27. 5. 1930 
IeA 888/28. ErbStG. 1925 § 22.) 


4. Überlassungsvertrag und künftiges 
Erbiti. 


Die Bestimmung in einem Überlassungsvertrag zwi- 
schen Vater und Tochter, daß diese sich die Zuwendung 
auf ihren künftigen Erbteil am Nachlaß der Eltern an- 
rechnen lassen muß, gibt Anlaß zur Prüfung, ob nicht 
Zuwendungen beider Elternteile vorliegen. (U. v. 4. I1. 
1930 IeA 387/30 ErbStG. 1925 $ 23 Abs. 1.) 

5. Grundstückübertragungauf Tochter. 

Eine Grundstückübertragung vom Vater auf seine 
Tochter kann zum Zwecke der Beschaffung einer Aus- 
steuer und zur Ausstattung vorgenommen werden. Der 
Wert einer angemessenen Aussteuer bleibt dann steuer- 
frei, während der darüber hinausgehende Grundstücks- 
wert steuerpflichtig ist: (U. v. 8.4. 1930 IeA 801/29 
ErbStG. 1925 § 3 Abs. 5.) 
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Besondere Anweisung: 


Die inzwischen gewonnenen Erfahrungen und die 
Rechtsprechung des RFH. machten die Änderung der 
Richtsätze notwendig. Obige Richtsätze sollen einen 
Rahmen abgeben, innerhalb dessen Absetzungsätze 
nicht beanstandet werden sollen. Die oberste Rahmen- 
grenze soll aber nur Anwendung in den Fällen finden, wo 
die Verhältnisse des Betriebes dies berechtigt erscheinen 
lassen. 


Die Rahmensätze setzen normale Betriebsverhältnisse 
voraus. Weitergehende Absetzungsätze sind unter Dar- 
fegung der besonderen Verhältnisse zu begründen. An- 
dererseits kann auch das Finanzamt zuungunsten des 
Steuerpflichtigen abweichen, wenn die ihm näher be- 
kannten Betriebsverhältnisse eine solche Abweichung 
rechtfertigen. Kleinliche Berechnungen sind dabei nicht 
anzustellen. 


Wenn auch die teilweisen Abänderungen gegenüber 
den Durchschnittsätzen von 1926 ganz gering sind, 
so ist 


die schnelle Anpassung an die neuen Verhältnisse 


dennoch beachtenswert. Der Einfluß der höheren wirt- 
schaftlichen Abnutzung in der Jetztzeit wird namentlich 
bei den Maschinen, Kraftwagen und sonstigem Büro- 
inventar berücksichtigt. Voraussichtlich treten in näch- 
ster Zeit auch andere Landesfinanzämter mit neuen Ab- 
setzungsrichtsätzen hervor, die gleichfalls obige geringe 
Abänderungen zugunsten der Steuerpflichtigen aufweisen 


werden. Ob nun die zahlreichen Meinungsverschieden- 
heiten in der steuerlichen Bewertungsfrage eine wesent- 
liche Verringerung erfahren werden, muß erst die Zu- 
kunft zeigen. Insoweit die Absetzungsätze aber nach 
wie vor den wirtschaftlichen Gesichtspunkten noch nicht 
genügen, werden auch in Zukunft die Ansichten der Ver- 
anlagungsbehörden und der Steuerpflichtigen vonein- 


ander abweichen. 


Nachdem im Jahre 1928 die Spitzenverbände von Indu- 
strie und Handel sich gegen die Aufstellung einheitlicher 
Richtlinien für Abnutzungs-Absetzungsätze für das 
ganze Reichsgebiet ausgesprochen haben, sind solche 
Einheitsätze auch anläßlich der Frühjahrsveranlagung 
1931 zur Einkommen- und Körperschaftsteuer für das 
Steuerjahr 1930 vom Reichsfinanzministerium nicht 
geschaffen worden. 


Es bleibt also weiterhin der Erlaß des RFH. vom 
8.2. 27 bestehen, wonach auch den von einzelnen Wirt- 
schaftsverbänden (Fachverbänden) aufgestellten Erfah- 
rungs-Abschreibungsätzen besondere Beachtung zu schen- 
ken ist, wenn der Steuerpflichtige bei den Veranlagungs- 
arbeiten sich auf sie als Gutachten ausdrücklich beruft. 
Die Finanzämter sollen nach dem Erlaß in geeigneten 
Fällen prüfen, inwieweit diese Sätze als angemessen an- 
erkannt werden können. 


Dipl.-Kaufmann Wilhelm Riemerschmid. 


(zz ng 


6. Erbengemeinschaft. 

Eine Erbengemeinschaft ist nicht rechtsfähig im Sinne 
des Erbschaftsteuergesetzes. Bei einer Zuwendung an 
eine Erbengemeinschaft sind deshalb Beschenkte und so- 
mit steuerpflichtige Erwerber die einzelnen Erben, die ent- 
sprechend ihren Anteilen an der Zuwendung zu besteuern 
sind. (U.v.16. 12. 1930 leA 461/30 ErbStG. 19258 15 Abs.1.) 


7. Wert des eingebrachten Gutes 

Aufwertung des eingebrachten Gutes der Frau zwecks 
Errechnung des Nachlasses des Mannes erfolgt gemäß 
862 des Aufwertungsgesetzes nach den allgemeinen 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts, und zwar ist maß- 
gebend der Vermögenstand des Mannes an seinem Todes- 
tage. (U. v. 27. 5. 1930 IeA 831/29 ErbStG. 1925 $ 23 
Abs. 1, 2.) 


8. Zum Zwecke des Unterhalts. 


Zuwendungen zum Zwecke des Unterhalts sind nur 
dann steuerfrei, wenn für den Zuwendenden ein Anlaß zur 
Zuwendung bestand, weil der Bedachte der Zuwendung 
zum Zwecke des angemessenen Unterhalts bedurfte. 
(U. v. 16. 12.1930 IeA 206/30 ErbStG. 1925 $ 18 Abs. ı 
Nr. 14.) 

9. Wert einer Rente. 

Der Gesamtwert einer auf bestimmte Zeit beschränkten 
Rente ist, solange für die Berechnung des Werts einer 
lebenslänglichen Rente mit Rücksicht auf die höheren 
Zinssätze der Nachkriegszeit an Stelle der in § 145 Abs. 2 
AO. vorgesehenen die ermäßigten Vervielfachungs- 
zahlen des § 57 Abs.2 RbewVermStDurchfBest. 1925 
(= 853 Abs.2 DurchfBest. 1928) maßgebend sind, in 
der Regel unter Zugrundelegung eines Zinssatzes von 
5,5% (statt 4%) zu berechnen, Ist der gemeine Wert der 
Rente nachweislich geringer oder höher, so ist nach § 144 
Abs. 3 AO. dieser zugrunde zu legen. (U. v. 27. I. 1931 
IeA 264/30 ErbStG. 1925 § 22.) 


10. Ausstattungen. 
Bei Ausstattungen, die Abkömmlingen zur Einrich- 
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tung eines angemessenen Haushalts gewährt werden, 
ist der Zweck der Zuwendungen nicht schon dann erfüllt, 
wenn einzelne Möbel oder Wäschestücke angeschafft 
worden sind, sondern auch wenn ein Haushalt tatsächlich 
eingerichtet worden ist. (U. v. 20.5.1930 IeA 191/30 
ErbStG. 1925 $ 3 Abs. 5.) 


ır. Hauskaufals „Ruhegehalt‘“. 


Auch der Kauf eines Hauses kann eine ruhegehalts- 
ähnliche Zuwendung darstellen, wenn die Verschaffung 
einer zum Lebensunterhalt gehörenden Wohnung nur so 
zu bewirken ist, (U. v. 18. 3. 1930 leA 788/29 ErbStG. 
§ 18 Abs. ı Nr. 15.) 


12. Erbschaftstewerfreiheit 
kommensteuer. 

Die nach § 24 ErbStG. von der Erbschaft-(Schenkung)- 
steuer freigestellten Beträge unterliegen auch nicht der 
Einkommensteuer. (U. v. 28.2.1930 VIA 263/30 
ErbStG. § 24.) 


13. Lasten des Nießbrauchs. 

Lasten, die ein Nießbraucher zu tragen hat (z. B. Hypo- 
thekenzinsen), mindern den Wert des Nießbrauchs. Die 
Lasten sind nach §§ 144, 145 AO. zu berechnen. (U. v. 
20. 5. 1930 IeA 796/29 ErbStG. § 22.) 


14. Aufschiebend bedingte Schenkung. 


a) Eine Aussetzung der Versteuerung nach § 34 Erb- 
StG. 1925 kann vom Steuerpflichtigen nicht verlangt 
werden, falls die Nutzung des erworbenen Vermögens 
einem anderen nach familienrechtlichen Grundsätzen 
kraft Gesetzes zusteht. (U. v. 24. 6. 1930 leA 885/29 
ErbStG. 1925 $ 34.) 

b) Ein Verlangen des Pflichtigen, die Versteuerung 
bis zum Erlöschen des Nutzungsrechts auszusetzen, kann 
nicht schon deswegen unterstellt werden, weil das Finanz- 
amt durch die Schuld eines Notars erst nach dem Er- 
löschen des Nutzungsrechts von dem Steuerfalle Kennt- 
nis erlangt hat. (U. v. 20. 5. 1930 IeA 807/29 ErbStG. 
§ 34 Abs. ı.) 


und Ein- 
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Lösung zu Nr. 6 
Verbrauchbesteuerung 


Steueraufgabe: 


Praktische Steuerschule / 


Lösung der Steueraufgabe Nr.6 
(vgl. Heft 17 S. 265/266) (Steuerberater-Kursus) 


16 Lösungen wurden eingesandi: 

14 Lösungen hiervon waren als gleichwertig richtig zu bezeichnen. Sie wurden eingesandt 
von: Erich Thanheiser, N.; Hans Ferger, W.; Hans Bartsch, W.; Kurt Schilling, B.; 
Gerhard Dischner, E.; Georg Mannhardt, C.; Leo Schönwetter, B.; H. Laß, H.; Otio Bauß, 
H.; Curt Lein, S.; Gustav Schubert, O.; Herbert Allermann, E.; Hans Gierth, E.; Karl 


Darmochwal, H. 


2 Lösungen waren unrichtig. 

Bezüglich der Prämienaussetzung für die 6 besten Lösungen mußte deshalb dus Los 
entscheiden. Die ausgesetzien Buchprämien erhielten: Curt Lein, S.; Gerhard Dischner, 
E.; Kurt Schilling, B.; H. Laß, H.; Herbert Allermann, E.; Erich Thanheiser, N. 


Besteuerung nach dem Verbrauch 
An das Finanzamt 
X-stadt. 
Betrifft: Steuernummer........... 
Hier: Widerspruch gegen eine Einkommen- 
steuer nach dem Verbrauch 1930. 

Im Auftrage und in Vollmacht des Hausmaklers Y., 
hier, bestreite ich hiermit die rechtliche Zulässigkeit der 
vom Finanzamt beabsichtigten Heranziehung meines 
Mandanten zu einer Einkommensteuer nach seinem Ver- 
brauch im Jahre 1930. Folgendes zur Begründung: 


I. Mein Mandant hat sein Einkommen 1930 auf Grund 
ordnungsmäßiger Buchführung folgendermaßen deklariert: 
Gewinn aus Gewerbebetrieb ......... RM. 8 400.— 
Überschuß aus Vermietung.........- 2.830 
Einnahmen aus Kapitalvermögen .... ,„  4525.— 


RM. 15 755.— 


Gegen die Richtigkeit dieser Einkommensteuererklä- 
rung für 1930 sind Beanstandungen seitens des Finanz- 
amtes bisher nicht geltend gemacht worden. 

II. Der Verbrauch meines Mandanten im Jahre 1930 
ist allerdings bedeutend höher gewesen als das deklarierte 
Einkommen. Er hat betragen: 


Entnahmen aus dem Gewerbebetrieb... RM. 28 360.— 
Entnahmen a. dem privaten Bankkonto ‚„, 5615.— 
Gesamtverbrauch =ne e 0. RM. 33 975.— 


Nach den Vorschriften des $ 49 EStG. gehören jedoch 
folgende Ausgaben, die in dem vorstehend aufgeführten 
Gesamtverbrauch mit enthalten sind, nicht zum Ver- 
brauch im Sinne des $ 49 EStG.: 


I. Teilaussteuer an eine Tochter, die bereits 1928 ge- 
heiratet hat, aber erst 1930 eine eigene Wohnung be- 
ziehen und daher auch erst 1930 voll ausgesteuert werden 
konnte. Mein Mandant wandte für diesen Zweck zur 
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Organisation 
Archiv 


Buchhaltung 


Bücher nicht nur anschaffen, sondern auch ordnen 


Im Anschluß an die in Heft 16 Seite 245/246 veröffentlichte Darstellung der Sammlung 
von Zeitungsausschnitten folgt hier die Anregung zur Einrichtung und Ordnung einer ein- 


fachen Werkbücherei. 


Das Bedürfnis nach Literatur, die irgendwie mit dem 
Geschäftszweig zusammenhängt, stellt sich im Be- 
triebe meist von selbst ein. Mit der Länge der Zeit ent- 
steht eine mehr oder weniger umfangreiche Sammlung. 
Zur Nutzbarmachung ist der Stoff so zu ordnen, daß das 
Gesuchte in kürzester Zeit gefunden wird. Dazu ist er- 
forderlich, daß die Bücher nicht nur in einem besonderen 
Raum und daselbst in verschließbaren Schränken auf- 
gehoben werden, sondern auch eine systematische Zu- 
sammenstellung erfahren. 

Für ein Montanunternehmen wird folgende systema- 
tische Teilung empfohlen, aber gleichzeitig betont, daß 
damit keine endgültige Formulierung gegeben sein soll. 


Gruppe A: Bergbau. 


1. Eisenerzbergbau: h) Absatz, 


a) Allgemeines und Geschichtliches, 

b) Bodenverhältnisse, 

c) Beschreibung von bergbaulichen 
Bezirken und Anlagen. 

d) Aufsuchen von Lagerstätten, 

e) Gesteins-, Vorrichtungs- und Ge- 
winnungsarbeiten, 

Í) Förderung, Wasserhaltung und 
Wetterführung, 

g) Aufbereitung, 


Gruppe B: 


a) Allgemeines und Geschichtliches, 
b) Betrieb, 

c) Gewinnung von Nebenprodukten, 
d) Absatz 

e) Arbeiterverhältnisse, 


i) Arbeiterverhältnisse, 
k) Organisation, 
1) Statistik, 
m) Werksbilder und Werksbeschrei- 
bungen, 
n) Statuten, 
usw 


2. Kohlenbergbau: 
ähnlich wie Eisenerzbergbau. 


Kokerei. 
f) Organisation, 
g) Statistik, 
h) Werksbilder und Werksbeschrej- 
bungen, 
usw. 


Gruppe C: Hüttenwesen. 
ı. Eisenhütte: 2. Metallhütte: 
a) Allgemeines und Geschichtliches, a) Allgemeines und Geschichtliches, 
b) Betriebe, Hochofen Stahl- und b) Betrieb, 


Walzwerke, c) Absatz-Verhältnisse, 
c) Nebenprodukte, usw. 
usw. 


Gruppe D: Allgemeine Arbeiterverhältnisse. 
a) Soziale Fragen, 3. Ki:chen, Schulen, 


b) Lebensverhältnisse und Woh- usw. 
nungswesen, d) Arbeiter-Organisation, Berufs- 
c) Wohlfahrtseinrichtungen: verbände, 
1. Pensions- u. Unterstützungs- e) Arbeiter-Bewegung (Streiks), 
kassen, f) Statistik, 
2. Fürsorge- u. Schutzvorrich- usw. 
tungen, 


Gruppe E: Volkswirtschaft. 

a) Allgemeines. Verbände, Syndikate, Kartelle, 
b) National-Ökonomie, usw. 
c) Volkswirtschaft. Körperschaften, 

Gruppe F: Verkehrswesen. 
a) Aligemeines, straßen und Häfen, 
b) Verkehrspolitik u. Verkehrsrecht, usw. 
c) Wege, Eisenbahnen, Wasser- 

Gruppe G: Gesetzgebung. 
a) Allgemeines, c) Recht der Bundesstaaten, 
b) Recht und Staatsrecht, usw. 
Gruppe H: Berichte von Körperschaften und Berufs- 

vereinen. 


a) Fachvereine, c) Genossenschaften, 


b) Gesellschaften, usw. 
Gruppe J: Reine Wissenschaiten. 

a) Allgemeines, c) Chemie, 

b) Algebra, usw, 
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Anschaffung einer Zimmereinrichtung den Betrag von 
RM. 2 500.— 

auf, der offenbar das den Verhältnissen 

meines Mandanten entsprechende Maß 

nicht übersteigt und deshalb nach $ 49 Ab- 

satz 3 unter a EStG. nicht zum Verbrauch 

gerechnet werden kann. 

2. Mein Mandant leistete im Jahre 1930 
folgende Personalsteuerzahlungen: 

Einkommensteverne. ep 2. ern RM. 

Vermögensteuern 22 rc nn > 
die nach $ 49 Abs. 3 unter c EStG. nicht 
zum Verbrauch gehören. 

3. Er verbrauchte für Sonderleistungen 
im Sinne des $ 17 EStG.: 

finaRcchensteueen.. Me u 2er 

für Lebensversicherungsprämien...... 
beide auf Grund des $ 49 Abs. 3 unter 
d EStG. als nicht zum Verbrauch ge- 
hörende Ausgaben anzusehen. 

4. Mein Mandant hatte im Jahre 1930 
wegen Zuckerkrankheit eine längere Kur 
in Bad Neuenahr zu machen, suchte außer- 
dem in einem Bestrahlungsinstitut Heilung 
von dieser Krankheit. Die gesamten Auf- 
wendungen für diese Kuren, Ärzte, Arz- 
neien, besondere Diät usw., die infolge 
dieser Krankheit erforderlich waren, haben 
RM. 2000.— betragen, die auf Verlangen 
des Finanzamts im einzelnen belegt wer- 
den können. Ich beantrage, soweit diese 
Ausgaben nicht schon nach $ 49 Abs. 3 
unter e EStG. nicht zum Verbrauch ge- 
hören, sie auf Grund der Vorschrift des$ 49 
Abs. 4 unter a EStG. beim Verbrauch un- 
berücksichtigt lassen zu wollen........ 2 000.— 


RM. 7 490.— 


I 250.— 
749.— 


RM. 100,— 
” 900.— 


Vom Gesamtverbrauch von ......... RM. 33 975.— 
würden nach Abzug der vorstehenden ... » 7490.— 
nür die verbleibendene... ner RM. 26 485.— 
als Verbrauch im Sinne des $ 49 EStG. gelten. 


III. Wenn in diesem Verbrauch nach der Bestimmung 
des $ 49 Abs. 5 Satz ı EStG. auch ein offenbares Mißver- 
hältnis zwischen dem Einkommen und dem Verbrauch 
grundsätzlich anzunehmen ist, so ist doch weiter zu be- 
rücksichtigen, daß sich nach $ 49 Abs. 5 Satz 2 EStG. weitere 
Beträge ergeben, die steuerfrei verbraucht werden können: 

Mein Mandant hat in den Jahren 1927—1929 folgendes 
Einkommen versteuert: 


Aus Gewerbebetrieb ...... 2.2 22.0: RM. 62 210.— 
AusiVermietunp oe ee „4 500.— 
Aus Kapitalvermögen .............. „ I4 450.— 
zusammen: RM. 81 160.— 
Er hat dagegen verbraucht zusammen: ,„ 68 390.— 
so daß er Ersparnisse von .......... RM. 12 770.— 
gemacht hat, die er 1930 steuerfrei ver- 
brauchen konnte. 
Von seinem Verbrauch von ........ . RM. 26 485.— 
konnte er aus Ersparnissen der letzten 
3 Jahre steuerfrei verbrauchen ........ „ 12 770.— 


sosdaB nur Ae en enge 


für eine Heranziehung zur Verbrauchsbesteuerung ver- 
bleiben. Da dieser Betrag unter dem nach § 49 Abs. 6 
EStG. festgesetzten Mindestbetrage von RM. 15 000.— 
liegt, der eine Verbrauchsbesteuerung zuläßt, kann mein 
Mandant nicht nach seinem Verbrauch zur Einkommen- 
steuer herangezogen werden. Ich bitte daher, das 
deklarierte Einkommen für die Festsetzung der Ein- 
kommensteuer 1930 als Grundlage zu verwenden. 
Hochachtungsvoll. 

Hat diese Begründung keinen Erfolg, dann wäre der 

weitere Rechtsmittelweg zu beschreiten. 
Dr.H.F.Plinke, 


RM. 13 715.— 


nn nn nenne 


Gruppe K: Angewandte Wissenschaften. 
a) Allgemeines, c) Heizung und Beleuchtung, 
b) Materialienkunde, usw. 
Gruppe L: Geschichte. 
meinwesen u. bei Körperschaften, 
usw. 


a) Allgemeines, 
b) Welt-, Kunst- u. Kulturgeschichte 
c) Geschichtliche Ereignisse in Ge- 


Gruppe M:Nachschlagwerke. 


c) Bezugsquellen-Verzeichnisse, 
usw. 


a) Allgemeines, 
b) Lexika, 
Gruppe N: Verschiedenes. 
c) Sitzungsberichte, 
usw. 


a) Festschriften, 
b) Ausstellungsberichte, 


Gruppe O: Zeitungen und Zeitschriften. 

a) Tageszeitungen und Ausschnitte b) Zeitschriften, soweit solche nicht 
daraus und in spezielle Abteilungen gehören. 
Auf eine restlose Unterteilung der sämtlichen Haupt- 

gruppen konnte wegen des verfügbaren Raumes nicht 

näher eingegangen werden. 

Sind dem Unternehmen noch andere hier nicht ange- 
führte Betriebe angegliedert, dann ist das vorstehende 
Verzeichnis entsprechend zu vervollständigen. 

Die weitere Arbeit besteht nun in der Einrichtung eines 
Bücherverzeichnisses bzw. einer Bücherkarte. 


Gruppe: (A / 1 a) BÜCHER-KARTE Karten-Nr......... 


Titel {Verfasser 


inhalt 


Auf der Rückseite der Karte ist die Lineatur fortzu- 
setzen, damit die vollständige Ausnutzung der Karte zur 
Durchführung kommt. Für jede Haupt- mit Unter- 
gruppe ist eine besondere Karte anzulegen. Bei der Ein- 
tragung der Bücher wird diesen der Stempel der Bücherei 
aufgedrückt. Gleichzeitig erhalten sie einen Klebstreifen 
mit Angaben über die Gruppenzugehörigkeit. Für Bücher, 
deren Inhalt mehrere Gruppen berührt, werden Hinweise 
angefertigt und dort eingegliedert, wo das Buch ebenfalls 
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gesucht werden könnte. Das Buch selbst wird unter 
allen Gruppen eingetragen, auf die es sich bezieht. 

Die so registrierten Bücher finden in passenden Schrän- 
ken wohlgeordnete Aufstellung, damit die rascheste 
Findemöglichkeit gegeben ist. Daß sämtliche Schränke 
und ihre Fächer oder Legbretträume entsprechende Be- 
zeichnungen erhalten, ist wohl selbstverständlich. Über 
in Verlust geratene Bücher sind diesbezügliche Vermerke 
in der Bücherkarte zu machen. 

Wenn Bücher nicht nur in den dazu bestimmten Räu- 
ınen gelesen, sondern auch ausgeliehen werden, ist über 
die Rückgabe zu wachen. Zu diesem Zwecke bedient 
man sich der Ausleihekarte. 


Gruppe (A/ıa) AUSLEIHE-KARTE 
Lfd. Nr. 


Karten-Nr......... 


Rückgabe 


der Bescheini- Bescheini- Be- 
Aus- Bü- gung des | gung des | merkungen 
leihe- | cher- an Ent- Bücher- 

Karte | nehmers Verwalters 


Ausleihe 


Die Ausleihungen nach Gruppen aufzuzeichnen und 
zu trennen, ist nur dann zweckmäßig, wenn in größerem 
Umfange verliehen wird. Ist dies nicht der Fall, dann 
genügen fortlaufende Notierungen. 

Für die Rubrik „Bemerkungen“ kommen solche Hin- 
weise in Frage, die sich aus der Verleihung ergeben, wie 
z. B. über den Zustand des Buches bei der Rückgabe 
und dergleichen. 

Doch nicht nur sind die Bücher zu ordnen, sondern 
auch die Bücher- und Ausleihekarten. 

Erinnerungszettel zur Rückgabe können insofern in 
Wegfall kommen, als nur an Werksangehörige verliehen 
wird, die doch sämtlich leicht erreichbar sind. 

Das vorbeschriebene Verfahren hat vor allem den Vorzug 
größtmöglichster Einfachheit, ohne daß dabei die Genauig- 
keit und Übersicht leidet. Es kann auch Betrieben anderer 
Art als Richtschnur dienen. Albert Heimbach. 
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Beleg und Bilanz 3 12 | Beratung: G. m. b. H.- Geschäfts- 
4. Jahrgang, Heft 22 führer (Familienermäßigungen) 
1. August 1931 Lohnsteuer- Veranlagung 


Aus dem Tagebuch des Beraters 


Für die Beantwortung von Fachfragen gilt folgendes: 


1. Die erste Beratung innerhalb eines Vierteljahres ist kostenfrei, wenn 
sie eine Briefseite nicht überschreitet; diese Vergünstigung gilt jeweils nur bis zum Ablauf des be- 
trejjenden Vierieljahres. Für die erste darüber hinausgehende, angefangene Briefseite wird stela eine 
Auskunfisgebühr von RM. 3.—, für jede weilere angefangene Briefseite RM. 4.— erhoben. 

2. Jede weitere Beratung innerhalb des gleichen Vierteljahres kostet je angefangene Briefseile RM. 4.—. 

3. Jeder Anfrage ist die laufende Bezugsgeldquittung und Freiumschlag beizulegen. 

Dei Anträgen auf Auskunft wird das Einverständnis mit den Bedingungen nach Ziffer 1 u. 2 vorausgesetzt. 

4. Ueber die Auskunfisgebühr wird Rechnung erteilt. Der Betrag ist auf die im Kopf jedes Heftes ange- 
gebenen Geldkonten der Muih’schen Verlagsbuchhandlung in Stuttgart zu überweisen. 


[1 


. Sämtliche Anfragen sind zu richten an Carl Fluhme, Berlin-Johannisthal, Friedrichstraße 44. 


Beantwortung erjolgt in der Reihenfolge des Eingangs. 


Keine Steuerkarte — Veranlagung — Familien- 
ermäßigungen. G.m.b. H.-Geschäftsführer. 


Es handelt sich darum, daß das Finanzamt bei der 
Veranlagung des Gesellschafter-Geschäftsführers einer 
G. m. b. H. infolge Nichtvorliegens der Steuerkarte die 
Familienermäßigungen nicht berücksichtigt hat. Es war 
von dem Gehalt des Geschäftsführers mit Rücksicht auf 
das Nichtvorliegen der Steuerkarte aber im ganzen Steuer- 
abschnitt eine Lohnsteuer von 10% abgeführt worden. 
Der Geschäftsführer ist also der Ansicht, daß er, wenn man 
bei der Veranlagung die Familienermäßigungen nicht 
berücksichtigt, also den Teil der Lohnsteuer, den er bei 
Vorliegen der Steuerkarte nicht hätte abzuführen brauchen, 
als Steuerzahlung nicht anrechnet, er um diese Familien- 
ermäßigungen zu hohe Steuern bezahle. Verwiesen wird 
hierbei hinsichtlich der Rechtmäßigkeit des Verfahrens 
vom Finanzamt auf zwei Artikel von Reichsfinanzrat 
Ott, wobei das Finanzamt zugibt, daß eine Entscheidung 
des RFH. noch nicht vorliege. 

Sie wundern sich darüber, daß das Finanzamt im 
Gegensatz zu früheren Jahren jetzt nach dem Artikel von 
Ott verfährt, obgleich zugegeben wird, daß das Ein- 
kommensteuergesetz einen Fall wie den vorliegenden 
nicht ausdrücklich hervorhebe. Dazu ist zu sagen, daß 
es sich hier um eine Auslegungsfrage handelt, wie bei 
anderen kombinierten Fällen der Steuerpraxis auch, so daß 
das Finanzamt durchaus die Möglichkeit hat, nach seiner 
oder einer übernommenen Ansicht zu verfahren, wenn ihr 
nicht unmittelbar eine gesetzliche Bestimmung oder eine 
höchstgerichtliche Entscheidung entgegensteht. Das ist bis- 
her aber nicht der Fall. Das Finanzamt überläßt es also dem 
Steuerpflichtigen dadurch, daß es sich hier irgendeiner Auf- 
fassung von Ott anschließt, auf dem Rechtsmittelwege 
von sich aus eine Klärung dieser strittigen Frage herbei- 
zuführen. Diese Art ist durchaus nichts Neues, obwohl 
sie für den Steuerpflichtigen nicht nur unbequem ist, 
sondern auch das Gefühl der Pression hervorruft, ihn 
also auf einen Weg zwingt, den er an sich sicher nicht 
gern geht. Daß das Finanzamt auf Otts Artikel besonders 
reagiert, ist nicht weiter verwunderlich, da er sicher dem 
Senat des Reichsfinanzhofs angehört, der für solche 
Fragen zuständig und endgültig entscheidet. 

Wenn der betreffende Steuerbeamte sagt, daß das 
Finanzamt und auch das Finanzgericht bei Beschreiten 
des Rechtsmittelweges seitens des Steuerpflichtigen einen 
ablehnenden Standpunkt einnehmen werde, er müsse 
dann schon bis zum RFH. gehen, so überschreitet der 
Steuerbeamte hier seine Kompetenz. Derartige Äuße- 
rungen sind ein beliebtes Mittel, um den Steuerpflichtigen 
einzuschüchtern, zumal hier im Fragefalle diese Äuße- 
rung nicht als ein guter Rat angesehen werden kann, da 
das Finanzamt ja offenbar selbst nicht weiß, was richtig 
ist. Insofern wäre also wünschenswert, wenn die Steuer- 
beamten angehalten würden, derartige Äußerungen 
grundsätzlich zu unterlassen, da sie meistens anders 
wirken, als sie vielleicht gemeint sind. 


Zur Sache selbst bemerke ich, daß ich die betreffenden 
Aufsätze von Ott nicht kenne, sie mir auch nicht mit 
der im Hinblick auf die Rechtsmittelfrist gebotenen 
Schnelligkeit beschaffen kann. Hieraus entsteht für 
mich aber kein Hindernis, meine Auffassung nachstehend 
darzutun: 

Es sind, soweit ich im Augenblick sehe, drei verschie- 
dene Fälle zu unterscheiden: 


1. Das zu veranlagende Einkommen besteht nur aus 
dem Steuerabzug vom Arbeitslohn unterworfenem 
Einkommen. 

Auf Grund der Verpflichtung nach § 76 Abs. 2 EStG. 
zur Vorlage der Steuerkarte bestimmt § 34 Abs. 3 StA.DB., 
daß bei Nichtvorlage der Arbeitgeber in jedem Falle 10%, 
vom vollen Arbeitslohn ohne jeden Abzug einzubehalten 
hat. Lediglich zu berücksichtigen ist natürlich hierbei, 
soweit es sich um einen nichtledigen Steuerpflichtigen 
handelt, die Steuersenkung um 25%, mit dem Höchst- 
betrage von monatlich RM. 3.— nach dem Gesetz vom 
23. Juli 1928. Die Familienermäßigungen werden also 
ausdrücklich nicht berücksichtigt. Dies ergibt sich auch 
aus der ständigen Rechtsprechung des RFH., und insofern 
kann das Ergebnis bei einer Veranlagung folgerichtig 
nicht beeinflußt werden, da die Berücksichtigung dann 
einer Lohnsteuererstattung gleichkommen würde. Ist 
der Standpunkt der Nichtberücksichtigung der Familien- 
ermäßigungen bei Nichtvorliegen der Steuerkarte schon 
in einer Entscheidung VI A 1271/26 vom 3. 11. 1926 ver- 
treten worden, so ist in der Entscheidung VIA 787/28 
vom 6.3.1929 ausdrücklich daran festgehalten worden, 
daß die Bestimmung des $ 34 StA.DB., wonach dann, 
wenn der Arbeitnehmer die Vorlage der Steuerkarte 
versäumt, 10%, des Lohnbetrages einzubehalten sind, 
rechtsgültig ist, und daß die nach dieser Bestimmung 
erhobene Lohnsteuer nach $ 129 RAO. a. F. nicht deswegen 
zurückverlangt werden kann, weil der Betrag als Mehr- 
steuer auf Grund des angeführten $ 34 erhoben worden ist. 

Würde nun in einem Falle der hier angegebenen Über- 
schrift eine Berücksichtigung der Familienermäßigungen 
bei der Veranlagung des Arbeitseinkommens stattfinden, 
dann würde dies einer Erstattung von Arbeitslohn im 
Gegensatz zu der Bestimmung des $ 34 Abs. 3 StA.DB. 
gleichkommen und im Widerspruch zu der ständigen 
Rechtsprechung des RFH. geschehen. Deshalb kann hier 
von einer Berücksichtigung der Familienermäßigungen 
bei der Veranlagung unter den obwaltenden Umständen 
keine Rede sein. Lediglich eine Ausnahme käme in 
Frage, wenn es sich um einen Erstattungsantrag auf 
Grund des § 93 Abs. ı Nr. ı EStG. handeln würde. Hier 
läßt die oben erwähnte Entscheidung vom 6. 3. 1929 die 
Erstattung der tatsächlich einbehaltenen Lohnsteuer 
wegen Verdienstausfalles zu, und zwar bis zur vollen 
Höhe des Pauschsatzes, auch soweit darin eine Mehr- 
steuer wegen Nichtvorlage der Steuerkarte enthalten ist. 
Diese Ausnahme kommt aber für den Fragefall nicht in 
Betracht. 
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Im übrigen wird die Erstattungsfrage für die im Kalen- 
derjahr 1931 endenden Steuerabschnitte überhaupt keine 
Rolle mehr spielen, da nach der Notverordnung vom 
6. 6. 1931 Lohnsteuererstattungen überhaupt nicht mehr 
vorgenommen werden. 

Für den Fragefall unter Berücksichtigung der unter 
dieser Ziffer gegebenen Überschrift kommt eine Berück- 
sichtigung der Familienermäßigungen jedenfalls nicht 
in Betracht. 


2. Gesamteinkommen bis zu RM. 8000.- -, bestehend 
aus Arbeitseinkommen und sonstigem Einkommen 
über RM. 500.--. 

Nach § 90 EStG. findet eine Veranlagung des ge- 
samten Einkommens statt, wenn das gesamte Ein- 
kommen nach Abzug des steuerfreien Einkommenteils, 
aber vor Absetzung der Familienermäßigungen, nicht den 
Betrag von RM. 8000.— übersteigt, und es außer dem 
Steuerabzug unterlegenen Einkünften aus sonstigem 
Einkommen besteht. (§ 90 Abs. ı Satz 1.) 

Nach § 53 Abs. 2 EStG. treten, wenn die Einnahmen 
‚eines Steuerpflichtigen hauptsächlich aus Arbeitslohn 
bestehen, für die ersten RM. 8000.— des Einkommens 
an die Stelle der im § 52 Abs. 1 Nr. 2 genannten Familien- 
ermäßigungsbeträge „die im $ 70 Abs. 2 genannten Be- 
träge“. Der Gesetzgeber hat hier in der Eile des Ge- 
fechts einen Fehler gemacht insofern, als er die Fami- 
lienermäßigungsbeträge nicht des Absatz 2, sondern des 
§ 70 Abs. 3 gemeint hat. Gerade diese Familienermäßi- 
gungsbeträge des $ 70 Abs. 3 sollen ja aber bei Nicht- 
vorliegen der Steuerkarte nicht berücksichtigt werden. 
Woraus für den Fragefall die Folgerung zu ziehen ist, daß 
unter Berücksichtigung der Voraussetzungen der Über- 
schrift der Ziffer 2 eine Berücksichtigung der Familien- 
ermäßigungen nicht in Betracht kommt. 

Eine Ausnahme muß ich nach dem Gesetzeswortlaut 
aber doch annehmen. $ 90 Abs. ı Satz 2 EStG. schreibt 
nämlich vor, daß die, wie oben bereits angegeben, nach $ 90 
‚Abs. ı Satz ı vorgeschriebene Veranlagung des gesamten 
Einkommens auf das sonstige Einkommen beschränkt 
werden kann, und fährt dann wörtlich fort: „in diesem 
Falle beträgt die auf das sonstige Einkommen entfallende 
Steuer 10%, vermindert um je 1% für jeden Familien- 
angehörigen, für den nach § 52 Abs. ı Nr. 2 eine Er- 
mäßigung eintritt.‘ 

Übersteigt also das Gesamteinkommen den Betrag von 
RM. 8000.— nicht, übersteigt aber darin das sonstige 
Einkommen RM. 500.—, so kann dieses sonstige Ein- 
kommen für sich veranlagt werden und es sind dann 
auch die Familienermäßigungen zu berücksichtigen. Es 
würde also auf diesem Wege der Mangel der Nichtberück- 
sichtigung der Familienermäßigungen bei der Lohnsteuer 
und bei ihrer Verrechnung infolge Nichtvorliegens der 
Steuerkarte behoben werden. Insofern würde ich den 
Fragefall nachprüfen und gegebenenfalls Veranlagung 
nur des sonstigen Einkommens verlangen. 


3. Gemischtes Einkommen über RM. 8000.—. 


§ 53 Abs. ı EStG. bestimmt, daß, wenn die Einnahmen 
‚des Steuerpflichtigen ganz oder zum Teil aus Arbeitslohn 
bestehen, in jedem Falle vom Arbeitslohn die Beträge 
abzuziehen sind, „die nach $ 70 Abs. ı vom Steuerabzuge 
freigeblieben sind“. Auch hier ist dem Gesetzgeber 
wieder ein Irrtum unterlaufen, denn er meint tatsächlich 
den § 70 Abs. 2. Es sollen also in jedem Falle 
abgezogen werden können RM. 720.— als steuerfreier 
Lohnbetrag und je RM. 240.— für Werbungskosten und 
Sonderleistungen. Diese Vorschrift gilt selbstverständlich 
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Briefseite RM. 3.— Auskunftsgebühr, für jede weitere ange- 
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auch für gemischte Einkommen unter RM. 8000.—. 
Während aber für letztere ausdrücklich die Anwendbar- 
keit des § 52 Abs. ı Nr. 2 EStG. hinsichtlich der Familien- 
ermäßigungen ausgeschlossen ist, wird dieser Ausschluß 
sonst nirgend erwähnt. Es ist daraus nach meiner Auf- 
fassung die Schlußfolgerung zu ziehen, daß die Familien- 
ermäßigungsvorschriften des § 70 Abs. 3 ausschließlich 
für Lohnsteuerpflichtige schlechthin und für Steuer- 
pflichtige mit Einkommen bis zu RM. 8000.—, das 
„hauptsächlich aus Arbeitslohn“ be- 
steht, Anwendung zu finden hat. Mit anderen Worten 
gelten die Bestimmungen des § 70 Abs. 3 EStG. aus- 
schließlich im Rahmen der Bestimmungen über den 
Steuerabzug vom Arbeitslohn, wobei unter diese Be- 
stimmungen auch, wie sich aus dem Inhalt klar ergibt, 
der $ 53 Abs. 2 fällt, der Steuerpflichtige mit einem Ein- 
kommen bis zu RM.8000.—, darunter Einnahmen 
hauptsächlich aus Arbeitslohn, hinsichtlich der 
Familienermäßigungen in den Rahmen der Lohnsteuer- 
bestimmungen einbezieht. 

Diese Grenze erstreckt sich aber auch auf die Anwend- 
barkeit des § 34 Abs. 3 StA.DB., der den schlechthin 
10%,igen Abzug vom vollen Arbeitslohn bei Nichtvor- 
liegen der Steuerkarte ausdrücklich im Hinblick auf die 
Familienermäßigungen des $ 7 StA.DB,. vorschreibt. Denn 
er sagt wörtlich: ‚,,. . . so hat der Arbeitgeber in jedem 
Falle (88 7, 11, 12) 10%, vom vollen Arbeitslohn ohne 
jeden Abzug einzubehalten, . . ..‘‘. Der hier ausdrücklich 
angezogene § 7 StA.DB. enthält aber einen Absatz 2, 
der wörtlich mit dem $ 70 Abs. 3 EStG. übereinstimmt. 
Und diese Bestimmungen betreffen gleichlautend die Fami- 
lienermäßigungen beim Steuerabzug vom Arbeitslohne. 

Deshalb können in diesem Falle, wenn also nicht aus- 
schließlich Einkommen aus Arbeitslohn (Ziffer 1) oder 
hauptsächlich Einkommen aus Arbeitslohn (Gesamtein- 
kommen bis zu RM.8000.—) (Ziffer 2) in Betracht 


‚kommt, die Familienermäßigungen nicht einfach außer 


acht gelassen werden. Denn mit dem$ 34 Abs. 3 StA.DB. 
und dem ausdrücklichen Hinweis auf § 7 StA.DB. wird 
ja ganz deutlich gesagt, daß der § 52 Abs. ı Nr. 2 für die 
Fälle der oben behandelten Ziffern ı und 2 nicht in Be- 
tracht kommt. Er kommt aber in Betracht für die außer- 
halb liegenden Fälle und das ist hier der Fall der Ziffer 3. 
In jedem Falle müssen also bei der Gesamtveranlagung im 
Rahmen der hier behandelten Ziffer 3 Familienermäßi- 
gungen nach meiner Überzeugung berücksichtigt werden. 
Es handelt sich hier schlechthin um die Veranlagung 
eines Gesamteinkommens, das von den Bestimmungen 
über den Steuerabzug vom Arbeitslohn nach den vor- 
stehenden Ausführungen zweifellos losgelöst ist. Die ge- 
leisteten Steuerzahlungen, ob in Form von Vorauszah- 
lungen oder in Form des Steuerabzuges vom Arbeitslohn, 
sind hier als Steuerzahlungen schlechthin zu betrachten 
und entsprechend zu verrechnen. Für den hier behan- 
delten Fall der Ziffer 3 halte ich also die Ansicht des 
Finanzamts für falsch, und wenn der Reichsfinanzrat Ott 
seine Artikel im Sinne des Finanzamts geschrieben haben 
sollte, dann sind seine Ausführungen meiner Ansicht 
nach ebenfalls falsch. Die Zusammenhänge und deren 
Ableitung, wie ich sie vorstehend gegeben habe, bilden 
eine so einheitliche und logische Kette, daß ich gespannt 
wäre, stichhaltige Gegengründe zu hören. Ich würde 
deshalb, wenn der Fall der Ziffer 3 in Betracht kommt, 
jedenfalls den Rechtsmittelweg gehen. Dies schon aus 
grundsätzlichen Gründen. Ebenso würde ich den Rechts- 
mittelweg gehen, wenn der oben erwähnte Ausnahmefall 
der Ziffer 2 in Betracht kommt. 


fangene Briefseite RM. 4,—. Jede weitere Beratung innerhalb 
des gleichen Vierteljahrs pro Briefseite RM. 4.—. Bei Anträgen 
auf Auskunft wird das Binverständnis mit Vorstehendem vor- 
ausgesetzt. (Postscheekkonto Stuttgart Nr. 9347 Muth’sche 
Verlagsbuchhandlung, Stuttgart.) 

Abbestellungen des Bezugs müssen bis zum 20. des letzten Monats 
eines Vierteljahres beim Verlag eingegangen sein, andernfalls 
bleibt der Bezug für das folgende Vierteljahr bestehen. 

Verhinderung des Eracheinens durch höhere Gewalt, Streiks, Aus- 
sperrung, Betriebstörungen usw., begründet keinen Anspruch 
auf Lieferung der Zeitschrift oder auf Rückzahlung des Be- 
zugsgeldes, ebenso kelnen Ersatzanspruch von Benützern des 
Anzeigentelles. 

Erfüllungsort und Gerichtstand: Stuttgart. 


Druck der Chr. Belser A.G., Stuttgart 


as Prinzipat zu verleihen, ſon⸗ 
dern daß die Verbindung und Vereinigung der Künſte hier er⸗ 
folgt, um ſie, und zwar jede einzelne, untergehen zu laſſen im 
Rahmen eines Neuen. Hierin liegt auch der Unterſchied zwi⸗ 
ſchen Filmwerk und Aufführung eines Bühnenwerkes begründet 
(die für den Kurzſichtigen viel Weſengemeinſames haben): die 
Bühnenaufführung iſt die mit Mitteln der Bühne erfolgende 
Wiedergabe eines Werkes, die etwas, das vor ihr da war und 
nach ihr ſein wird, anderen ſichtbar und hörbar machen will. 
Die Aufführung iſt nichts Eigenes, ſondern lediglich Mit⸗ 
teilung eines Werkes an andere und ſteht als ſolche — mag 
ſie auch tauſendfach eindringlicher ſein — auf der gleichen 
Stufe wie das Vervielfältigen durch Herſtellen von Abdrücken. 
Der Film oder beſſer das Filmen dagegen iſt nicht Wieder⸗ 
gabe eines irgendwie exiſtierenden Werkes, ſondern iſt das 
Formen dieſes Werkes ſelbſt mit filmiſchen Mitteln. Jede neue 
Aufführung eines Bühnenwerkes, mag ſie auch mit ganz 
anderen Darſtellungsmitteln menſchlicher und ſachlicher Art 
erfolgen, iſt eine neue Wiedergabe ein und desſelben Werkes, 
jeder neue Film dagegen bedeutet das Schaffen eines neuen 
Filmwerkes, iſt auch das „Sujet“ das gleiche. 


Aus dieſer Weſensverſchiedenheit von Filmwerk und Auf⸗ 
führung eines Bühnenwerkes ergibt ſich weiter die verſchiedene 
Bedeutung des Feſtlegungsexemplares beim Film und bei der 
Aufführung. Das Bühnenwerk wird feſtgelegt durch die Hand— 
ſchrift ſeines Urhebers, das Filmwerk dagegen in dem erſten 
(nicht geſchnittenen) Lichtbildſtreifen. Die Herſtellung dieſes 
erſten Filmbandes (das Drehen des Films) iſt alſo nicht, wie 
Koch (DIZ. 1936, 541) meint, eine „Aufführung“ (termino⸗ 
logiſch richtiger: Vorführung) des bereits exiſtierenden Film⸗ 
werkes, ſondern die Formung und Feſtlegung des Filmwerkes 
ſelbſt, deſſen Wiedergabe dann durch die Vorführung dieſes 
Lichtbildſtreifens erfolgt. Irrig iſt, daß das Filmwerk auch 
ohne Herſtellung eines ſolchen Filmbandes feſtgelegt werden 
kann (wie Koch a. a. O. meint). In dieſem Falle mangelt dem 
Filmwerk die äußere Formgebung, es exiſtiert dann ebenſo⸗ 
wenig wie das Bühnenwerk, das lediglich im Kopf des Drama- 
tikers, vor ſeinem inneren Auge, alſo nach ſeiner inneren Form 
fertig iſt, aber noch keine greifbare Form für die Außenwelt 
erhalten hat. Zwar mag Drehbuch und Filmmuſik vorhanden 
fein, mögen die Bauten ſchon zeichneriſch feſtliegen, Schau- 
ſpieler und Regiſſeur beſtimmt ſein, vom Filmkunſtwerk iſt in 
dieſem Stadium noch nichts vorhanden: nur Vorbereitung und 
die Idee zu ſeiner Durchführung. Denn das Drehbuch iſt ſo 
wenig Feſthaltung des Filmwerkes, wie der Roman das iſt 
für das Bühnenwerk, das aus dem Roman geſchaffen werden 
ſoll. Eine auch nur teilweiſe Gleichſetzung von Drehbuch und 
Filmwerk verkennt Weſen des Drehbuches wie des Filmwerkes. 
Bereits die Tatſache, daß man aus einem Drehbuch mehrere 
Filme ſchaffen kann, ſollte eines beſſeren belehren. Aber am 
beſten belehrt das Studium eines Drehbuches ſelbſt. 


Es iſt alſo eine Verkennung von Weſen und der daraus 
ſich ergebenden Rechtsnatur des Filmkunſtwerkes, wenn man 
dieſes mit der „Filmhandſchrift“ gleichſetzt und dem (in der 
Mehrzahl der Fälle überhaupt nicht feſtzuſtellenden) Urheber 
dieſer Filmhandſchrift (die die Praxis nicht kennt) das Ur⸗ 
heberrecht am Filmkunſtwerk gibt, wie Koch vorſchlägt. 

Es iſt ebenſo ein Verkennen vom Weſen des Tonfilms, 
wenn man die im Tonfilme enthaltenen muſikaliſchen Beſtand⸗ 
teile als etwas rechtlich Selbſtändiges behandelt. Man kann 
zwar ſowohl bei der Feſtlegung der Aufnahme des Tonfilms 
wie auch bei ſeiner Vorführung dieſe muſikaliſchen Beſtandteile 
an ſich erkennen. Aber das iſt für die rechtliche Betrachtung 
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unbeachtlich. Denn jenes bedeutet lediglich die Technik der 
Feſtlegungsart, dieſes dagegen heißt aus dem Geſamtwerk 
einen Teil herausreißen und damit das Ganze zerſtören. Es 
iſt zwar — und das iſt für die Erkenntnis dieſer Sinnzuſam⸗ 
menhänge weſentlich — möglich, das Tonelement ſelbſtändig 
zu machen, z. B. den Tonfilmſchlager, ihn alſo getrennt körper⸗ 
lich (Notenblatt) oder ſeine Tonwiedergabe feſtzuhalten (Schall⸗ 
platte). Aber dann iſt das betreffende Tonkunſtwerk nicht mehr 
Beſtandteil des Tonfilms, ſondern es iſt aus dieſem herausge⸗ 
nommen worden. Erklingt dagegen das betreffende Tonkunſt⸗ 
werk im Rahmen des Tonfilms, jo will und darf es nicht allein 
alſo für ſich bewertet werden, ſondern nur zuſammen mit den 
anderen lautlichen und optiſchen Elementen, die im gleichen 
Augenblick der Film vorführt. 


Eine Betrachtung, wie ſie Koch anſtellt, begeht den Kar⸗ 
dinalfehler, daß ſie immer und immer auf den Entſtehungs⸗ 
prozeß des Filmwerkes ſchaut und nicht auf das Ergebnis 
dieſes Schaffens. Eine ſolche Betrachtung ſieht in erſter Linie 
das, was vor dem Film war und was zu ſeinem Entſtehen 
benutzt wurde, ſie ſieht aber über dieſen vielen Einzelheiten den 
Film ſelbſt nicht. 


Dieſe filmrechtliche Betrachtung, die einzig und allein dem 
Weſen und der daraus ſich ergebenden Rechtsnatur des Film⸗ 
werkes gerecht wird, hat einen neuen geſetzgeberiſchen Ausdruck 
in dem Reichsgeſetz zur Erleichterung der Filmberichterſtat⸗ 
tung v. 30. April 1936 (RGBl. I, 404) gefunden, wonach es 
geſtattet iſt, bei der Aufnahme von Filmberichten über Tages⸗ 
ereigniſſe auch urheberrechtlich geſchützte Werke, die im Verlauf 
der feſtgehaltenen Vorgänge für Auge oder Ohr wahrnehmbar 
werden, auf den Film zu übertragen (über die frühere Recht⸗ 
ſprechung vgl. KG.: IW. 1935, 303). Mit Recht legt der Ge⸗ 
ſetzgeber — und zwar im Intereſſe der Allgemeinheit — dem 
Film den entfcheidenden Wert bei, demgegenüber das Inter⸗ 
eſſe des Urhebers, deſſen Werk bei der Aufgabe mit aufge⸗ 
nommen worden iſt, als ein — und zwar hier — unweſent⸗ 
licher Beſtandteil des filmiſchen Berichts zurücktreten muß. 


Erſt die Erkenntnis über das Weſen des Filmwerkes be⸗ 
fähigt, zu dem den Juriſten in erſter Linie beſchäftigenden 
Problem des Urheberrechts, am Filmwerk Stellung zu nehmen. 


Aus dem bislang Ausgeführten geht hervor, daß keiner 
derjenigen, die Elemente zu dem zu ſchaffenden Filmwerk bei⸗ 
getragen haben, als Urheber des Filmwerkes in Betracht 
kommt. Weder derjenige, der das Drehbuch geſchrieben hat 
(in der Wirklichkeit find es regelmäßig eine ganze Anzahl von 
Perſonen, die an dem Drehbuch gearbeitet haben, ſo daß man 
den Anteil eines einzelnen unter ihnen ebenſowenig unter⸗ 
ſcheiden kann, wie man behaupten kann, daß hier ein Mit⸗ 
urheberrecht gewährendes Zuſammenarbeiten vorliegt), noch der 
Komponiſt der im Filmwerk verwendeten Muſik, noch der 
Architekt, der die Bauten aufgeführt hat, noch gar der Kamera⸗ 
mann; ebenſowenig die Schauſpieler, der Schnittmeiſter. Sie 
alle haben unzweifelhaft am Werk Anteil, haben urheberrecht⸗ 
lich bedeutſame Teile dazu geleiſtet oder ſchützenswerte Leiſtun⸗ 
gen beigetragen. Aber keiner von ihnen hat auch nur einen 
irgendwie abzuzirkelnden Teil des Geſamtkunſtwerkes ge- 
ſchaffen. Denn erſt durch das Zuſammenarbeiten, durch die 
organiſatoriſche und organiſche Zuſammenfaſſung aller dieſer 
Einzelheiten iſt dieſes Neue entſtanden, das Filmkunſtwerk. 


Wenn überhaupt einer der Mithelfer am Werke als Ur⸗ 
heber des Ganzen in Betracht kommt, dann höchſtens der 
Regiſſeur. Denn er iſt derjenige, der dem Filmwerk eines 
ſeiner weſentlichen Kennzeichen verleiht, das Tempo, den 
Rhythmus, die Dynamik, alles das, was dem fertigen Werke 
etwas von ſeiner Perſönlichkeit eingeprägt mitgibt. Dabei 
wirkt der Filmregiſſeur weit ſtärker auf die Geſtaltung des 
Films ein als der Bühnenregiſſeur, der eine fertige Vorlage 
vor ſich hat, alſo das Werk wiedergibt nach dem Werke eines 
anderen, ſomit nachſchafft. Die Tätigkeit des Filmregiſſeurs 
hat im Vergleich damit etwas Aufbauendes, inſofern er zwar 
auch ſeine Vorlage hat, die er jedoch mit filmiſchen Kor 
mungsmitteln umſetzen ſoll in ein Werk. Dabei wirkt er auch 
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regelmäßig bei Abänderung von Drehbuch und Filmmuſik mit, 
läßt die im Drehbuch vorgeſehenen Dialoge im Film lebendig 
werden. Aber auch er ſchafft nur Einzelnes im Verhältnis zum 
Geſamtkunſtwerk. 


Wenn man alſo unter den Perſonen der Filmſchaffend 


nach dem Urheber des Filmwerkes ſucht, ſo wird man a 


Schwierigkeiten ſtoßen, die unüberwindlich zu ſein ſcheinen, 
und man konnte geneigt ſein, ſich für die Löſung dieſer Frage 
mit einer geſetzlichen Regelung nach Muſter des öſterr. Ur 
heberrechtsgeſetzes von 1936 zu begnügen, d. h. auf eine wirk⸗ 
liche Löſung zu verzichten. Nach § 38 dieſes Geſetzes nämlich 
ſtehen die Verwertungsrechte an gewerbsmäßig hergeſtellten 
Filmwerken dem Filmherſteller, d. h. dem Inhaber des Ur’ 
heberrechts zu, während (§ 39) diejenigen, die an der Schar 
fung eines gewerbsmäßig hergeſtellten Filmwerkes derart mite 
gewirkt haben, daß der Geſamtgeſtaltung des Werkes die 
Eigenſchaft einer eigentümlichen geiſtigen Schöpfung zukommt, 
vom Filmherſteller verlangen können, auf dem Film und in 
deſſen Ankündigungen als deren Urheber genannt zu wer 
den. Das öſterr. Urheberrechtsgeſetz läßt alſo bewußt die Frage 
der Urheberſchaft am Filmkunſtwerke offen, bringt alfo eine 
Regelung, die dem Unternehmer das Recht ſichert, das auf 
ſeine Koſten geſchaffene Werk zu verwerten, aber auch die 
geiſtigen Intereſſen des Filmherſtellers und der Filmſchaffen— 
den ſchützt. 


Prüft man dieſe Beſtimmungen jedoch näher nach, ſo 
wird man gewahr, daß ſie der von der herrſchenden deutſchen 
Auffaſſung vertretenen Lehre, daß Urheber des Filmwerkes 
deſſen Herſteller ift, jehr nahe kommen. Zwar wird im öfter: 
Urheberrechtsgeſetz der Herſteller nicht als Inhaber des Ur 
heberrechts am Film bezeichnet, aber das Geſetz gibt ihm das 
geſamte Verwertungsrecht am Film, während der Film“ 
ſchaffende lediglich einen perſönlichkeitsrechtlichen Anſpruch 
gegenüber dem Herſteller hat, als Urheber genannt zu wer“ 
den (womit aber nicht geſagt iſt, daß er wirklich Urheber ift)- 
Nur wer alſo im Einzelfalle eine für die Geſtaltung des 
Filmkunſtwerkes maßgebende Leiſtung vollbracht hat und 
daraufhin ſeinen Anſpruch, als Urheber des Films genannt 
zu werden, gegenüber dem Filmherſteller durchgeſetzt hat, 
hat dann auch Dritten gegenüber die Rechte aus der Urheber“ 
benennung. Es iſt alſo nur ein Schritt weiter auf dem hier 
zögernd beſchrittenen Wege, wenn man dem Filmherſtellet 
auch de jure das Urheberrecht am Filmkunſtwerk gibt, und 
daneben den perſönlichkeitsrechtlichen Anſpruch, als Mit 
wirkender im Film wie auf deſſen Ankündigungen genannt 
zu werden, entweder geſetzlich regelt oder dieſe Normierung 
einer berufsſtändiſchen Regelung überläßt. 


Die Bedenken, die gegen die von der herrſchenden deut- 
ſchen Rechtsauffaſſung vertretene Auffaſſung, daß Urheber des 
Filmwerkes der Herſteller iſt, geltend gemacht werden, ſind 
doppelter Natur. Einmal wird geltend gemacht, daß vom 
Herſteller des Films eine urheberrechtlich bedeutſame Form- 
gebung nicht hervorgebracht werde, insbeſondere wenn man 
bedenke, daß regelmäßig der Herſteller eine juriſtiſche Perſon 
ſei, und andererſeits, daß, wenn man die Titigkeit des 
Filmherſtellers ſchützen wolle, ein Leiſtungsſchutz hierfür ge 
nügend ſei. 


Das erſtgenannte Bedenken iſt doppelter Natur. Es ſieht, 
was vom Herſteller des Films bei der Schaffung des Film 
werkes geleiſtet wird, nicht als urheberrechtlich bedeutſames 
Schaffen an und meint weiter grundſätzlich, daß eine For“ 
mungstätigfeit im urheberrechtlichen Sinne überhaupt nut 
von einer phyſiſchen Perſon hervorgebracht werden könne. 


Nach beiden Richtungen hin iſt dieſes Bedenken um“ 
begründet. 


Man muß zunächſt grundſätzlich ſich von dem Vorurteil 
frei machen, als ſei formgebende Tätigkeit im Sinne des 
Urheberrechts nur eine ſolche, die dem entſpricht, was bei 
Erlaß des Urheberrechtsgeſetzes als formgebend angeſehen wor 
den ſei. „Die Auslegung des Geſetzes darf nicht ſtarr un 
unbeweglich ſein, ſondern muß dem jeweiligen Stande der 
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Erkenntnis und den Bedürfniſſen des Lebens entſprechen und 
genügen“ (NZ. 113, 419). 


R Es iſt weiter ein feſtſtehender Grundſatz in Rechtslehre 
und Rechtſprechung (vgl. z. B. RB. 116, 295), daß form⸗ 
debende Tätigkeit auch in Auswahl, Anordnung und Verbin⸗ 
— der einzelnen Teile zu einem Ganzen beſtehen kann, 
ane daß alſo eine eigenperſönliche Formungstätigkeit dabei 
eutwickelt zu werden braucht, da dieſe Formgebung in der 
Sichtung und Anordnung des bereits exiſtierenden Formgutes 
lichem wird. Und es iſt ebenſo anerkannt (vgl. z. B. RG.: 
bm IX [1936], 315), „daß jemand auf Grund der von 
1255 gewonnenen geiſtigen Schau ohne Beteiligung an der 
techniſchen Arbeit der Formgebung bei der Planung und durch 
lortgeſetzte beratende und kritiſche Mitarbeit an der Aus⸗ 
ührung ein Schaffen entfalten kann, das ihm zum Mit⸗ 
Urheber des entſtehenden Kunſtwerkes macht“. 

N Dabei bezieht ſich dieſes Urteil wie auch die ſonſtige 
f echtſprechung lediglich auf ſolche Werke, die von einem oder 
mehreren Einzelnen geſchaffen werden konnten. An Kollektiv⸗ 
unternehmen, die das Zuſammenarbeiten von einer großen 
banzahl von Mitarbeitern unter der Leitung eines einzelnen 
bedingen, hat man damals nicht gedacht; für die lediglich 
iterariſchen Kollektivunternehmen in Form von Enzyklopädien 
war bisher die Sonderbeſtimmung des 847 VG. vor⸗ 
gesehen, die dem Leiter eines ſolchen Unternehmens die Mög⸗ 
üchkeit einer Urheberſtellung gewährt. Aber durch den Film 
treten nun Kollektivleiſtungen größten Umfanges in das Ur⸗ 
deberrecht ein, bei dem jeder urheberrechtlich Beteiligte das 
einer Werkgattung entſprechende beiträgt, bei dem aber erſt 
durch die organiſatoriſche Zuſammenfaſſſung und Leitung das 
eue und Ganze entſteht. 


Auf urheberrechtlichem Gebiete zeigt ſich durch dieſe 

1 Werkgattung die gleiche Erſcheinung wie im Erfinder⸗ 
daß, daß nämlich neben das Ergebnis der geiſtig-formgeben⸗ 
Er. oder erfinderiſch-ſchaffenden Tätigkeit des einzelnen das 
gebnis der zuſammengefaßten Leiſtungen tritt, ſei es, daß 
„ie e in einem Betrieb entſtehen, mit deſſen perjonellen und 
ſachlichen Mitteln geſchaffen (ſo die Betriebserfindung), ſei 
> — und das gilt für dieſe Erſcheinungen auf dem Gebiete 
> Urheberrechts —, daß im Rahmen eines Unternehmens 
ine große Anzahl tätig werden, das Ergebnis dieſes Mit⸗ 
wirkens von vielen aber erſt durch die Tätigkeit eines ein⸗ 
zelnen gewährleiſtet iſt. Gerade dies gilt für den Tonfilm, 
wenn man ſich die Entſtehung eines ſolchen Werkes ver⸗ 
gegenwärtigt. Liegt Idee und Stoff zum Film vor, iſt man 
über die Handlungen in großen Zügen und die beim Film 

1 verwendenden Hauptdarſteller klargeworden, dann erhält 
zu mit den Erforderniſſen des Filmkunſtwerkes vertrauter 
Dichter den Auftrag, das Drehbuch gemäß dieſen Weiſungen 
zu ſchreiben. Dieſes Drehbuch wird regelmäßig in Regie⸗ 
lolerenzen, oft auch noch durch andere Textbuchverfaſſer 
berarbeitet; dann tritt der Komponiſt hinzu, der den Auf⸗ 

rag erhält, beſtimmte Stellen dieſes Drehbuches mit Muſik 
= untermalen oder zu vertonen. Und nachdem — öfters in 
ei t mühſamer Arbeit — Drehbuch und Filmmuſik auf- 
mander abgeſtimmt find, nachdem das geſamke darſtelleriſche 
erſonal gewonnen, geht es an die Umſetzung der im Dreh⸗ 

uch und Filmmuſik enthaltenen inneren Bilder in ein Film⸗ 
nuüſtwerk, was dadurch geſchieht, daß dieſe inneren Bilder 
unmehr durch filmiſche Formungsmittel geformt werde. Erſt 

zon dieſem Augenblicke an kann man davon ſprechen, daß 
zer Film entſteht. Alle Tätigkeit, die vor dem Beginn des 
rehens liegt, iſt lediglich Vorarbeit, ſtellt in der urheber⸗ 
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rechtlichen Betrachtung lediglich Material für das noch zu 
ſchaffende Filmkunſtwerk dar. 


Als Schöpfer dieſes Kunſtwerkes aber kommt nur der⸗ 
jenige in Betracht, der dieſe Gemeinſchaftsarbeit aller der⸗ 
jenigen, die urheberrechtlich bedeutſame Werkbeiträge zu dem 
zu ſchaffenden Werke beigeſteuert und künſtleriſch bedeutſame 
Leiſtungen dazu beigetragen haben, geſichtet, ausgewählt, an⸗ 
geordnet, geleitet hat. Denn er iſt derjenige, durch deſſen 
Tätigkeit erſt das Filmkunſtwerk entſteht. Die Filmſchaffen⸗ 
den haben zwar — jeder zu ſeinem Teile — Werkbeiträge 
beigeſteuert, aber dieſe Werkbeiträge ſind lediglich Beſtand⸗ 
teile eines erſt zu ſchaffenden Werkes, und ſelbſt, wenn man 
dieſe Beſtandteile des Textbuchverfaſſers, des Komponiſten 
vereinigt und dazu noch die Leiſtungen des Regiſſeurs, der 
Schauſpieler, des Kameramannes, des Tonmeiſters, des 
Schnittmeiſters (um nur einige von ihnen hier zu nennen) 
hinzunimmt, ſo ergibt ſich aus dieſer Summierung noch nicht 
die Totalität des Filmkunſtwerkes. Hierzu bedarf es — um 
das nochmals zu wiederholen — der Tätigkeit eines einzelnen, 
nämlich des Herſtellers. 


Mit Recht führt Pfennig (Ztſchr. der Akademie für 
Deutſches Recht 1935, 827) aus, daß alle Lehrmeinungen, die 
die Urheberſchaft des Filmherſtellers nicht anerkennen, an der 
tatſächlichen Geſtaltung des Filmſchaffens vorbeigehen und 
natürlicher Auffaſſung nicht entſprechen. Und ebenſo beifalls⸗ 
würdig weiſt de Boor (ebendort S. 831) darauf hin, daß 
man bei der Gemeinſchaftsarbeit des Sammelwerkes zwar dem 
Geſtalter dieſes Ganzen ein eigenes Urheberrecht gegeben hat, 
ohne aber die Gemeinſchaftsarbeit als ſolche zu erkennen. 
Und de Boor ſtellt feſt: „Es gibt wichtige Fallgruppen, 
in denen die Schöpfung eines Werkes nicht durch die Tat 
eines einzelnen oder einer durch Addition gewonnenen Summe 
von einzelnen erfaßt werden kann, ſondern das Produkt 
organiſierter Arbeitsgemeinſchaft iſt. Daraus folgt, daß man 
dieſen Fällen nicht durch Austeilung von Urheberrechten an 
einzelne gerecht werden kann. Das Urheberrecht muß viel⸗ 
mehr dem Träger der Organiſation und ihm allein zuſtehen.“ 


Ebenſowenig begründet iſt ſchließlich das zweite Be⸗ 
denken, daß ein Leiſtungsſchutz für den Filmherſteller 
zum Schutze ſeiner vermögensrechtlichen Intereſſen genüge. 
Denn eine ſolche Anſicht bedeutet nicht nur, wie aus der 
vorangegangenen Darlegung erhellt, eine Verkennung des 
Weſens des Filmwerkes, ſondern führt auch zu einer Ver⸗ 
wirrung im Verkehr, insbeſondere wenn man mit Koch 
a. a. O. neben dem Urheberrecht am Filmwerk noch ein ge⸗ 
werbliches Schutzrecht des Filmherſtellers an dieſem Werk 
normiert, durch deſſen Verleihung der Filmherſteller, ſo 
meint Koch, von der Übertragung von Verwertungsrechten 
ſeitens des Urhebers des Filmwerkes auf ihn unabhängig 
iſt. Wie dieſes Nebeneinander des in der Perſon des Film⸗ 
herſtellers entſtehenden Leiſtungsſchutzes, das ihn zur Ver⸗ 
vielfältigung, gewerbsmäßigen Verbreitung und zur Vor⸗ 
führung des Filmwerkes berechtigt, und des Urheberrechts 
am Filrt, das „dem Schöpfer der Filmhandſchrift“ zuſteht 
und dieſer die nämlichen Befugniſſe am Filmkunſtwerk gibt, 
zu verſtehen iſt, wie eine Auseinanderſetzung dieſer am gleichen 
Werk mit gleichen abſoluten Rechten ausgeſtatteten Perſonen 
erfolgen ſoll, bleibt dunkel. — 


Man kommt alſo, hat man das Weſen des Tonfilms und 
damit ſeine Rechtsnatur, unbeeinflußt von allen rechtlichen 
Theorien oder von Wünſchen irgendwelcher Intereſſenten⸗ 
gruppe, wirklich erſaßt, notwendigerweiſe zu dem Ergebnis, 
daß das Urheberrecht an einem (gewerbsmäßig hergeſtellten) 
Werk der Filmkunſt dem Herſteller zuſteht, auch wenn dieſer 
eine juriſtiſche Perſon iſt. 
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Die Berechtigung von Schiedsgerichten 
insbefondere bei verwertungsverträgen des gewerblichen Rechtſchutzes 
Von Rechtsanwalt Dr. Erich Riſtow, Berlin. 


Das ſchiedsrichterliche Verfahren iſt geſetzlich in den 
88 1025— 1048 ZBD. geregelt, von denen die 8$ 1025, 1027 
durch die Zivilprozeßnovelle von 1933 erheblich verändert 
worden ſind. Dieſe Novelle iſt ſchiedsrichterfeind⸗ 
lich. Sie bezweckt, den Auswüchſen entgegenzutreten, die ſich 
insbeſondere zwiſchen wirtſchaftlich ſtarken Firmen und ein⸗ 
zelnen Volksgenoſſen entwickelt hatten, wenn dieſe entweder 
juriſtiſch nicht genügend geſchult oder wirtſchaftlich zu ſchwach 
waren, um ein Angebot, Streitigkeiten unter Ausſchluß des 
ordentlichen Gerichtsweges einem SchiedsG. zu unterbreiten, 
abzulehnen. 

Es verlohnt ſich, einmal die Gründe zu prüfen, die 
für und gegen Schieds G. ſprechen, um auf diefe 
Weiſe das eigentliche Feld feſtzuſtellen, auf dem SchiedsG. 
berechtigt ſind. 

1. Der am häufigſten für die Berechtigung eines 
Schiedsch. vorgebrachte Grund iſt die Schnelligkeit des 
Verfahrens. Es iſt zwar richtig, daß Einlaſſungsfriſten, Er⸗ 
klärungsfriſten uſw. im ſchiedsrichterlichen Verfahren nicht 
beachtet zu werden brauchen, da die Ermittlung und ge⸗ 
gebenenfalls auch das Verfahren in das freie Ermeſſen der 
Schiedsrichter geſtellt find. Es ift auch richtig, daß das eigent⸗ 
liche Schiedsverfahren, zeitlich geſehen, oft ſchneller beendet 
iſt. Allein eine nähere Betrachtung läßt die eigentlichen 
Gründe erkennen: Es wird in Wahrheit nur in einem 
Rechtszuge entſchieden; ſelten iſt ein ObSchiedsG. ein- 
geſetzt, an das der Streit im Wege der Berufung gebracht 
werden kann. Eine Beſtimmung, daß die ordentlichen Ge⸗ 
richte gegen das Urteil des SchiedsG. angerufen werden 
können, iſt vom RG. für unwirkſam erklärt worden. Eine 
Berückſichtigung des eigentlichen Schiedsverfahrens allein 
für die Dauer eines Streites iſt jedoch einſeitig. Während ſich 
bei dem Urteil der ordentlichen Gerichte aus der Vollſtrek⸗ 
kungsklauſel ohne weiteres die Vollſtreckungsmöglichkeit er⸗ 
gibt, muß bei einem Urteil im Schiedsgerichtsverfahren, 
wenn ſich der Gegner nicht willig dem Urteil fügt, das Ge⸗ 
richt angerufen werden, das ſeinerſeits dem Schiedsſpruch 
das Vollſtreckungsurteil hinzufügt, dabei jedoch prüft, ob ge⸗ 
wiſſe Grundvorausſetzungen, insbeſ. diejenigen des 8 1041 
3PO., erfüllt find. 

Hinzu kommt, daß, wenn eine Partei im Schiedsver⸗ 
fahren die Entſcheidung des SchiedsGG. hinauszögern will, 
der Gegner keine Handhabe beſitzt, um dieſe Ver⸗ 
ſchleppungsabſicht zu verhindern. Wird vor allem 
die Rechtsgültigkeit eines Schiedsvertrages angegriffen, z. B. 
auf Grund der Vorausſetzungen des § 1025 Abſ. 2 3 PO. 
(wirtſchaftliche oder ſoziale Überlegenheit ausgenutzt) oder der 
Formvorſchriften im § 1027 ZPO. (Schriftform, beſonderes 
Vertragsblatt) der Einwand erhoben, der Schiedsvertrag ſei 
nichtig, fo wird daher das Schieds GG. ſelbſt regelmäßig bis 
zur Klärung dieſer Frage durch ein ordentliches Gericht da⸗ 
von abſehen, den Schiedsſpruch zu fällen. 

Das Verfahren bei den ordentlichen Gerichten, durch 
das dem Schiedsſpruch die Vollſtreckungsklauſel hinzugefügt 
werden ſoll, läßt ſich mit Rückſicht auf die vielen Gründe, 
die gegen die Ordnungsmäßigkeit ſowohl des Schiedsver⸗ 
fahrens als auch die angewandten Rechts ſtets vorgebracht 
werden können, hinziehen, und zwar durch mehrere Ge⸗ 
richtsinſtanzen. Das alles führt bei gewollter Verſchleppung 
zu einer außerordentlichen Verzögerung des Schiedsverfah⸗ 
rens. Die Berechtigung des SchiedsGG. wird daher auf die⸗ 
jenigen Fälle zu beſchränken ſein, in denen die Beteiligten 
ſicher ſind, daß ſich die Parteien nach Fällung des Schieds⸗ 
ſpruches willig dem Urteil des SchiedsG. beugen werden 
und es unter ihrer Würde halten, durch mehr oder weniger 
offenſichtlich in Verſchleppungsabſicht vorgebrachte Einwen⸗ 
dungen die Vollſtreckung des Schiedsſpruches zu verhindern. 


2. Der weitere Grund, der oft für die Berech- 
tigung eines SchiedsG. vorgebracht wird, iſt die Koſten 
erſparnis. Die Koſten, die bei einem gerichtlichen Ber 
fahren entſtehen, laſſen ſich für die Beteiligten in großen 
Zügen berechnen. Den Gerichten wird oft der Vorwurf 9% 
macht, daß ſie bei Unterlaſſungs⸗ und Feſtſtellungsanträgen, 
insbeſ. bei Patentverletzungsklagen, den Streitwert über 
mäßig hoch anſetzen. Dieſer Vorwurf iſt jedoch dann nicht 
mehr aufrechtzuerhalten, wenn die Beteiligten wirklich daran 
gehen, dem Gericht nach Abſchluß des Verfahrens oder auch 
ſchon vorher, Unterlagen beizubringen, aus denen die Ge— 
richte erſehen können, welcher Streitwert in Wahrheit ange“ 
meſſen iſt. Erfahrungsgemäß ſträuben ſich die Parteien hier⸗ 
gegen ſehr häufig. Als gewiſſe Sühnemaßnahmen ſetzen 
dann die Gerichte den Streitwert hoch an. Dabei fehlen be 
rechtigte Belange der Parteien, die dazu führen könnten, dem 
Gericht Unterlagen hinſichtlich des Arbeitsmarktes, der Größe 
der eigenen Fabrikation u. dgl., nicht mitzuteilen; denn 
iſt prozeßrechtlich möglich, dieſe Angaben dem Gericht im ver 
ſchloſſenen Umſchlag zu überreichen, ſo daß ſie der Gegner 
nicht erfährt. Die Unterlagen werden auch von den Gerichten 
regelmäßig unmittelbar nach Einſichtnahme der Partei wieder 
zurückgereicht. In viel zu geringem Umfange wird von dem 
eigentlichen Feſtſetzungsverfahren, das ſich zweckmäßig nach 
ue der erſten Inſtanz entwickeln ſollte, Gebrauch 
gemacht. 

Auf der anderen Seite iſt das Schiedsverfahren in dem 
Fall, in dem nicht nur Bagatellen entſchieden werden ſollen, 
ganz erheblich teurer als das ordentliche Gerichtsverfahren. 
In den wenigſten Füllen verzichten die Parteien auf Rechts⸗ 
anwälte als Parteivertreter, jo daß die Anwaltsgebühren in 
demſelben Umfange entſtehen, wie vor Gericht. Gerichtskoſten 
ſind beim Schiedsverfahren gewöhnlich erheblich höher, da 
die Schiedsrichter in der Regel nach ſtaatlichen Gebühren⸗ 
ordnungen, ſei es dem GRG., ſei es der RAGEBD., liqui⸗ 
dieren, die Erhöhung jedoch dadurch eintritt, daß Ein 
Mann⸗Schieds G. ſelten find. N 

Hinzukommt, daß zur Zeit bei den Gerichten die Nei⸗ 
gung beſteht, den Streitwert in Verletzungsklagen des ge⸗ 
werblichen Rechtsſchutzes ſehr niedrig anzuſetzen, während im 
ſchiedsrichterlichen Verfahren die Schiedsrichter aus nahe 
liegenden Gründen eher dazu neigen, den wirklichen Streit‘ 
wert vor Eintritt in die Verhandlung zu klären. Eine ge⸗ 
wiſſe Verbilligung liegt beim ſchiedsrichterlichen Verfahren 
jedoch darin, daß die Gebühren nur für eine Inſtanz ent⸗ 
ſtehen. Dafür iſt aber auch der Nachteil gegeben, daß weder 
Berufung noch Reviſion möglich ſind. 

Im übrigen entſtehen Gerichts⸗ und Anwalts 
gebühren, wenn ſich der Prozeßgegner nicht freiwillig 
fügt, zum zweitenmal in dem Gerichtsverfah⸗ 
ren, das die Zuläſſigkeit der Vollſtreckung aus dem Schieds⸗ 
ſpruch zum Gegenſtande hat. 1 

Dieſe Koſten fallen fort, wenn von vornherein im 
ordentlichen Rechtswege vorgegangen wird. 

Im ganzen geſehen, zeigt die Erfahrung, daß die 
Koſten, die beim ſchieds richterlichen Verfahren entſtehen, etwa 
mit denen, die im ordentlichen Klageweg entſtehen, in der 
Höhe übereinſtimmen. 

3. Ein weiterer Vorteil, der zugunſten der 
Schieds G. aufgeführt wird, bezieht ſich darauf, daß man 
die erſten Sachkenner eines Gebietes zur Ent 
ſcheidung hinzuziehen könne und dadurch die Gewähr einer 
richtigen Eutſcheidung in größerem Umfange gegeben ſei, als 
wenn branchefremde Richter den Streit zu entſcheiden hätten. 
Dies iſt ein Vorteil, der ohne weiteres einleuchtend iſt, je⸗ 
doch darf ſeine Bedeutung nicht überſchätzt werden. Zwei 
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Gründe ſind es vor allem, die dieſen weſentlichen Vorteil 
zunichte machen: 
erft 1. Im ordentlichen Gerichtsverfahren iſt es möglich, die 
„ven Sachkenner eines Gebietes als Sachverſtändige zu 
zoren und auf dieſe Weiſe ihre Erfahrungen der Entſchei⸗ 
ung zunutze zu machen. 
teil 2. Außerdem ſpricht ſehr ſtark gegen den erwähnten Vor⸗ 
val, daß die Einflüſſe auf die Perſon des Sach⸗ 
narſtändigen für die Beteiligten im Wirtſchaftsleben 
fiat bee zu unkontrollierbar ſind. Entweder jemand be⸗ 
bt eine erheblich über den Durchſchnitt hinausgehende Sach- 
unde, dann iſt er ſtets von der einſchlägigen Wirtſchafts⸗ 
gruppe oder einem dieſer Wirtſchaftsgruppe angehörigen 
ternehmen finanziell und arbeitsmäßig gebunden — und 
79 wird ſeine Entſcheidung unbewußt durch die Intereſſen 
olejer Firma beeinflußt — oder er iſt Vorſtands⸗ oder Auf⸗ 
lichtsratsmitglied vieler anderer Geſellſchaften dieſes Ge⸗ 
rbezweiges — und dann werden die Intereſſen, wenn auch 
ſenbewußt, für die Fällung des Schiedsſpruches entſcheidend 
hun, Beſonders wirkt ſich dieſer Nachteil der Unkontrollier⸗ 
darkeit von Einflüſſen auf die Entſcheidung dann aus, wenn 
Armen, die ihren Sitz in verſchiedenen Ländern haben, mit⸗ 
mander in Streit liegen und einen Schiedsrichter entſcheiden 
“allen wollen. Wird ein ſolcher Sachkenner als Gutachter vom 
h richt vernommen, ſo können offenbare einſeitige Einſtellungen 
zerichtigt und durch Eigengutachten entkräftet werden. Es 
gibt jedoch 
f 4. ſehr häufig berechtigte Intereſſen, die dazu 
anden, ſich nicht als ſtaatsfremde Firma einem 
nuts län diſch en Gericht zu unterwerfen. Es gibt 
ur wenige Länder auf der Erde, deren Richter bei der Ent⸗ 
Heidung frei find von bewußt nationalen Intereſſen — ob⸗ 
ſektiv in dieſem Sinne —, daher müſſen die Urteile dieſer 
erichte von den ausländiſchen Firmen möglichſt umgangen 
N rden. Es ſpielt hierbei weniger die Frage, welches natio⸗ 
nale Recht der Entſcheidung zugrunde gelegt wird, eine we⸗ 
zentliche Rolle, ſondern angegriffen wird die Objektivität der 
Aichter. Daher iſt es in großem Umfange üblich, daß bei 
Streitigkeiten aus Anlaß oder über die Gül⸗ 
ep eit internationaler Verträge, feien es Kar⸗ 
U., Truſt⸗, Lizenz oder Kaufverträge, Schieds G, eingeſetzt 
erden, deren Mitglieder keiner der beteiligten Nationen an⸗ 
behören Hier iſt die erſte Gruppe von Fällen vorhanden, in 
nen SchiedsG. Berechtigung beſitzen. Hier iſt aber auch, wie 
ereits oben angedeutet, die Abhängigkeit der Perſönlichkeiten 
05 Schiedsrichter von nicht zu unterſchätzender Bedeutung, 
un die Einflüſſe, denen die Schiedsrichter 
nuterliegen, find im internationalen Verkehr 
1 c erheblich unkontrollierbarer. Daher ſollte 
5 auch in dieſer Gruppe von Fällen nur einen Notbehelf 
arſtellen, wenn Schied3G. vereinbart werden. Beim Abſchluß 
40 Vertrages ſollte verſucht werden, die Zuſtändigkeit der 
deulſchen ordentlichen Gerichte zu vereinbaren. Dies iſt unter 
lh weis auf die Rechtſprechung des RG. um ſo leichter mög⸗ 
er „Kals von anerkannten ausländischen Rechtslehrern ſehr 
aa betont worden iſt, daß bei internationalen Streitigkeiten 
Ne, Rch. im Zweifel eher dem Angehörigen einer fremden 
ationalität Recht gäbe als der deutſchen Firma. 
. . Ein weiterer Vorteil, der für die Berechtigung der 
„DiedEG. vorgetragen wird, iſt der, daß man den Streit 
icht in die Offentlichkeit zu tragen brauche. 
ehr häufig kommt es bei der Entſcheidung von Streitig⸗ 
* weniger darauf an, wer gewinnt oder verliert, ſondern 
Arauf, daß überhaupt eine klare Entſcheidung fällt. Das iſt 
ſewohl bei kapitalsmäßig an einer Firma Beteiligten un⸗ 
rreinander als auch bei Kartell⸗ und Konzernverträgen der 
05 wo die Parteien durch eine Verhandlung vor dem 
ladentlichen Gericht ihr ganzes Arbeitsgebiet, ihre Ent⸗ 
unckelungsabſichten und ihre ſonſtigen Intereſſen offenbaren 
aud dies den Wettbewerbern zur Kenntnis geben müßten. 
vas alles fällt dann fort, wenn ein SchiedsG. vereinbart 
darden iſt. Daher kann man ſagen, daß in den Fällen, in 
nen die Einleitung eines Verfahrens zur Entſcheidung einer 
Streitigkeit in gegenſeitigem freundſchaftlichen Einverneh⸗ 


men erfolgt und im weſentlichen nur den Zweck hat, über⸗ 
haupt eine klare Entſcheidung zu bringen, Schiedsverträge 
Berechtigung haben. 

6. Gegen die Zweckmäßigkeit, Streitigkeiten durch ein 
Schieds G. entſcheiden zu laſſen, ſprechen eine ganze Reihe von 
Umſtänden. 

In faſt allen Fällen beſteht hinſichtlich der Perſon des 
Schiedsrichters, wenn es ſich um einen bekannten Fachmann 
für ein beſtimmtes Gebiet handelt, eine mehr oder minder 
große Abhängigkeit von Wirtſchaftsunternehmen oder Inter⸗ 
eſſentengruppen. Dieſe Abhängigkeit führt mit großer Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit zu einer von den Intereſſen dieſer Wirtſchafts⸗ 
gruppe beeinflußten Entſcheidung, ſelbſt wenn der Wille bei 
dem Schiedsrichter vorhanden iſt, objektiv zu urteilen; denn 
jeder Richter urteilt auf Grund ſeiner Wirtſchaftseinſtellung. 
Da dieſe von der Stellung der Wirtſchaftsgruppe ſtark be⸗ 
eindruckt iſt, ſpiegelt ſich dieſes Verhältnis bei den Entſchei⸗ 
dungen wider. Beſonders tritt dies in Erſcheinung, wenn 
die Parteien, die den Schiedsvertrag miteinander ſchließen, 
wirtſchaftlich geſehen, nicht gleich ſtark ſind. In dieſem Falle 
iſt die unterſchiedliche Behandlung in zweierlei Form vor⸗ 
handen: 

a) Bei dem Abſchluß des Vertrages werden häufig, wenn 
die eine Partei überlegen iſt, der anderen gewiſſe Nachteile 
für den Fall auferlegt, daß ein SchiedsG. zuſammentritt, 
z. B. der wirtſchaftlich Mächtige behält ſich das Recht vor, 
den Schiedsgerichtsvorſitzenden zu benennen und anderes. 

b) Der Schiedsrichter wird oft, will er nicht einen großen 
Teil ſeines Einkommens verlieren, nicht offenbar gegen die 
Intereſſen des wirtſchaftlich Starken entſcheiden können. Ge⸗ 
rade in den Fällen, in denen ſich gute Gründe für die eine 
oder andere Auffaſſung herausſchälen, iſt die innerliche Un⸗ 
abhängigkeit des Schiedsrichters ſelbſt von entſcheidender Be— 
deutung. Iſt er irgendwie an eine Partei gebunden, ſo wird 
mindeſtens in allen zweifelhaften Fällen die Entſcheidung 
zugunſten desjenigen ausfallen, der dem Schiedsrichter wirt⸗ 
ſchaftlich naheſteht. 

7. Die Gefahr, daß ein Schiedsrichter eine Entſcheidung 
unter ſtarker Berückſichtigung ſeiner wirtſchaftlichen Abhängig⸗ 
keit trifft, wird durch die Rechtſprechung des RG. erleichtert, 
wonach auch Schiedsrichter nur bei Vorſatz oder argliſtiger 
Rechtsbeugung der Partei, die durch den Schiedsſpruch unter⸗ 
legen iſt, auf Schadenserſatz haften (RGZ. 65, 175 = JW. 
1907, 176; 1927, 2459). 

8. Das Bedenken, das oft gegen die Berechtigung eines 
SchiedsG. vorgebracht wird, daß nämlich eine Nachprüfung 
des Streites durch den Richter nur in einem Rechtszuge 
(eine Inſtanz) erfolgt, iſt nicht begründet, da es den Parteien 
freiſteht, ein Ob Scher. zu vereinbaren, an das die unter- 
legene Partei den Streit im Wege der Berufungseinlegung 
zu erneuten Verhandlungen und Entſcheidung bringen kann. 
Indeſſen wird bei der Vereinbarung eines ObSchiedsG. der 
Grund entkräftet, der im weſentlichen für die Vereinbarung 
eines SchiedsG. vorgebracht wird und der dahingeht, daß 
ein Schiedsverfahren weniger Koſten als ein ordentliches Ge⸗ 
richtsverfahren verurſacht. Die Erfahrung zeigt, daß die Ko⸗ 
ſten, wenn ein ObSchiedsG. den Streit im zweiten Rechts⸗ 
zuge nachgeprüft hat, weit über den Koſten liegen, die im 
ordentlichen Gerichtsverfahren durch drei Rechtszüge (LG., 
OLG. und RG.) entſtehen. 

9. Ein weiterer Einwand gegen die Zweckmäßigkeit von 
SchiedsG. geht dahin, daß der Schiedsſpruch nicht ohne wei⸗ 
teres eine Vollſtreckungsmöglichkeit gewährt. a 

a) Wenn die Parteien Vermögen im Inland beſitzen, 
ſo muß die Erklärung der Vollſtreckbarkeit, die Vorausſetzung 
für die Vornahme der Zwangsvollſtreckung iſt, vom ordent⸗ 
lichen Gericht erklärt werden. Dieſes hat eine Reihe von 
Vorausſetzungen zu prüfen, die in den 88 1041 und 1042 
ausgeführt find. Danach iſt das SchiedsG., ſoll nicht der An⸗ 
trag auf Erklärung der Vollſtreckbarkeit zurückgewieſen wer⸗ 
den, verpflichtet, ſämtliche zwingenden geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten der Entſcheidung zugrunde zu legen. Ein Teil der Gründe 
iſt beiſpielsweiſe im § 1041 unter Nr. 1—6 3PO. aufge⸗ 
zählt. Überblickt man dieſe Gründe, jo geht daraus ohne wei⸗ 
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teres die Gefahr hervor, die hinſichtlich einer Verſchlep⸗ 
pungsmöglichkeit beſteht, wenn die unterliegende Partei nicht 
freiwillig den Schiedsſpruch annimmt und ſich danach rich⸗ 
tet. Gerade in den Fällen, in denen der Streit ſcharf geführt 
wird, wird die unterliegende Partei auch nach Fällung des 
Schiedsſpruches verſuchen, eine Vollſtreckung zu verhindern. 
Sie wird daher eine große Anzahl von Einwendungen er⸗ 
heben. Dieſe werden vor der Erklärung der Vollſtreckbarkeit 
vom ordentlichen Gericht nachgeprüft. Die Entſcheidung er⸗ 
geht in Form eines Urteils, wenn eine mündliche Verhand⸗ 
lung ſtattgefunden hat, andernfalls in Form eines Be⸗ 
ſchluſſes (8 1042 a 3P O.). Gegen dieſe Entſcheidung find die 
üblichen Rechtsmittel gegeben, ſo daß wiederum, auch wenn 
letzthin die vorgebrachten Gründe zurückgewieſen werden, eine 
erhebliche Verzögerung der Vollſtreckung erfolgt. Hinzukommt, 
daß durch dieſes, durch mehrere Rechtszüge gehende Ge⸗ 
richtsverfahren, die Gerichtskoſten ohnehin entſtehen. 

b) Eine weitere Schwierigkeit hinſichtlich der Vollſtrek⸗ 
kungsmöglichkeit ergibt ſich, wenn im Ausland vollſtreckt 
werden ſoll. Es beſteht zwar das Genfer Abkommen 
zur Vollſtreckung ausländiſcher Schiedsſprüche 
v. 24. Sept. 1923 (RGBl. 25, II, 47); v. 26. Sept. 1927 
(RG Bl. 30, II, 1067), das die Vollſtreckung von Schieds⸗ 
ſprüchen vorſieht, und zwar in den Ländern: Deutſchland, 
Belgien, Danzig, England, Eſtland, Finnland, Frankreich, 
Italien, Luxemburg, Nicaragua, Niederlande, Hfterreich, 
Schweden, Rumänien, Spanien, Tſchechoſlowakei (vgl. ferner 
Beſtimmungen zwiſchen Schweiz und Deutſchland). Aber ſelbſt 
unter Zugrundelegung dieſer Abkommen iſt die Vollſtreckung 
im Auslande ſchwieriger, als wenn das Urteil eines ordent⸗ 
lichen Gerichts vorliegt. 

10. Die Verſchleppungsmöglichkeit beginnt jedoch nicht 
erſt im Vollſtreckungsverfahren, ſondern bereits bei Stellung 
des Antrages, im Wege des Schiedsverfahrens einen Streit 
zu entſcheiden. Der häufigſte Einwand, der mit ganz ver⸗ 
ſchiedenen Begründungen vorgebracht werden kann, bezieht 
ſich auf die Ungültigkeit des Schiedsvertrages. Durch $ 1025 
ZPO. find Schiedsverträge als unwirkſam erklärt, wenn eine 
Partei ihre wirtſchaftliche oder ſoziale Überlegenheit dazu aus⸗ 
genutzt hat, den anderen Teil zu ſeinem Abſchluß oder zur 
Annahme von Beſtimmungen zu nötigen, die ihr im Ver⸗ 
fahren, insbeſ. hinſichtlich der Ernennung oder Ablehnung 
der Schiedsrichter, ein übergewicht über den anderen Teil 
einräumt. Da die Faſſung dieſer Beſtimmung ſehr weitgehend 
iſt und die verſchiedenartigſten Gründe leicht unter eines der 
geſetzlichen Tatbeſtandsmerkmale gebracht werden können, iſt 
die Verſchleppungsmöglichkeit außerordentlich groß. In ſtän⸗ 
diger Rechtſprechung wird angenommen, daß die ordent- 


lichen Gerichte und nicht die SchiedsG. über 
den Einwand der Ungültigkeit des Schieds⸗ 
vertrages zu entſcheiden haben. Wird ein folder 
Einwand vorgebracht, jo wird daher regelmäßig das 
SchiedsG. die Entſcheidung bis zur Erledigung eines Ein 
wandes durch ein rechtskräftiges Urteil eines ordentlichen 
Gerichts ausſetzen, was eine ſtarke zeitliche Verzögerung 
der Entſcheidung bedeutet. . 
11. Die Vereinbarung, daß über Streitigkeiten ein 
Schied36. zu entſcheiden hat, kann leicht dadurch umgangen 
werden, daß in der Klagebegründung z. B. nicht der Ber 
trag als Grundlage genommen wird, ſondern eine un 
erlaubte Handlung. In vielen Fällen find beide Begründun⸗ 
gen möglich. Sehr oft ſtellt ſich die Ausnutzung eines Ver⸗ 
tragsbruches oder der Vertragsbruch ſelbſt als eine wett 
bewerbswidrige Handlung dar, die gleichzeitig eine uner 
laubte Handlung iſt. Wird dann die Klage in erſter Linie 
nicht auf Vertragsverletzung, ſondern auf unerlaubte Hand. 
lung geſtützt, wobei das ordentliche Gericht ſpäter auch auf 
die Vertragsverletzung zur Begründung zurückgreifen kann, 
jo find die ordentlichen Gerichte zuſtändig (JW. 1918, 263). 
12. Gegen die Zweckmäßigkeit von SchiedsGG. ſpricht 
ſchließlich, daß der Kreis der Streitpunkte, über die das 
SchiedsG. zu entſcheiden hat, nicht eindeutig feſtgelegt wer⸗ 
den kann. Wird im Wege des Schiedsverfahrens Klage er 
hoben und rechnet der Bekl. mit einem Gegenanſpruch, den 
der Kl. beſtreitet, auf, ſo iſt zur Entſcheidung über den zur 
Aufrechnung geſtellten Anſpruch ebenfalls das SchiedsG. zu. 
ſtändig (beſtritten). Andererſeits iſt, wie das RG. 123, 348 
= JB. 1929, 16498 (m. Anm.) betont hat, das SchiedsG. 
zur Entſcheidung über das Beſtehen einer Forderung, mit 
der in einem ordentlichen Gerichtsverfahren aufgerechnet mer’ 
den ſoll, zuſtändig, wenn über das Beſtehen oder Nicht 
beſtehen dieſer Forderung ein SchiedsG. vereinbart ift. Durch 
dieſes Auseinanderfallen von Entſcheidungszuſtändigkeiten 
wird ebenfalls die Möglichkeit der Verſchleppung gegeben. 
Es ergibt ſich unter Berückſichtigung der vorgetragenen 
12 . hinſichtlich der Vereinbarung von SchiedsG. fol’ 
gendes: 
Das Gebiet, auf dem der Abſchluß von Schiedsvertrags⸗ 
klauſeln befürwortet werden kann, iſt 


1. das Gebiet der internationalen Streitigkeiten, wenn es 
nicht möglich iſt, die Gerichte einer Nation zur Entſcheidung 
a die die Gewähr einer objektiven Rechtſprechung 

ieten; 

2. die Austragung von Streitigkeiten zwiſchen wirtſchaftlich 
eng Verbundenen der gleichen Intereſſengruppe, die ihren 
Streit nicht in der Öffentlichkeit austragen wollen. 


Die Übernahme von Einzelhandelsverkaufsſtellen 
Von Dr. Kurt Röhl, Berlin 


A. Das grund ſätzliche Abernahmeverbot 


I. Der allgemeine Derbotsinhalt 


Nach Art. 182 Abſ. 1 Einzelhandelsſchutz⸗ 
geſetzes (EH Sch G.) in der jetzt gültigen Faſ⸗ 
ſungy dürfen Verkaufsſtellen, in denen Wa⸗ 
ren zum Verkauf feilgehalten werden, nicht 
errichtet oder übernommen werden. 


1) Das Geſetz zum Schutze des Einzelhandels (EH Schcz.) vom 
12. Mai 1933 (RG Bl. I, 262) wurde fünfmal geändert, und zwar 
durch die Geſ. v. 15. Juli 1933 (RGBl. I, 493), v. 25. Okt. 1933 
(RG Bl. I, 779), v. 27. Juni 1934 (RGBl. I, 523), v. 13. Dez. 1934 
(Rl. I,. 1241) und v. 9. Mai 1935 (RG Bl. I, 589). Die in Art. II 
Geſ. v. 13. Dez. 1934 vorgeſehene Neufaſſung des EHSHS. durch 
den RWi M. iſt bisher noch nicht erfolgt. Der — einige Lücken 
ſchließende — MoErl. v. 10. Jan. 1936 (MSL Wi. 1936, 18), deſſen 


Dieſe Gleichſetzung von Errichtung und 
Übernahme beſteht erſt ſeit dem Geſetz vom 
13. Dez. 1934. Vorher waren der Errichtung (im Sinne des 
Art. I S 2 Abſ. 1 EHSHG.) nur gleichgeſtellt ): 


1. die Übernahme einer Verkaufsſtelle durch ein mehrere Ber’ 
kaufsſtellen betreibendes Unternehmen und 


Inhalt — nach Michel, „Grundfragen des Einzelhandelsſchutzes“ 
MBlWi. 1936, 31 — geſetzesvertretende Bedeutung zuzumeſſen iſt, 
ſoll „nicht ſo verſtanden werden, als ob durch ihn die z. Z. im Gange 
befindliche überprüfung des Einzel handelsſchutzgeſetzes und feiner Durch⸗ 
führungsverordnung auf ihre Anderungs⸗ und Erganzungsbedürftig“ 
keit überholt oder gar der Erlaß etwa ſchon das Ergebnis dieſer Prü⸗ 
fung wäre; dieſe Arbeiten mit dem Ziel einer möglichſt erſchöpfenden 
Auswertung der bisherigen praktiſchen Erfahrungen und einer dem⸗ 
entſprechenden Neufaſſung der geſetzlichen Vorſchriften gehen vielmehr 
weiter“ (Michel: MBl Wi. 1936, 31). 


2) Gemäß Art. 1 53 Ziff. 2 bzw. Ziff. 3 ES Sch. 


255: Jahrg. 1936 Heft 22 


2. die Übernahme der Verkaufsſtelle durch eine andere Per⸗ 
ſon, ſofern mit der Übernahme eine Anderung der Betriebs- 
art, insbeſ. die Umwandlung in ein Warenhaus, Einheits⸗ 
preisgeſchäft, Serienpreisgeſchäft oder in ein anderes durch 
die beſondere Art feiner Preisſtellung gekennzeichnetes Ge⸗ 
ſchäft, verbunden iſt. 


. Die erſte Verbotsnorm bezweckt die Verhinderung der Aus⸗ 
„reitung des Filialſyſtems, die zweite die Verhinderung der 
Ausbreitung der Einzelhandelsgroßbetriebe. Wenngleich dieſe 
Vorſchrift des Art. 183 Ziff. 2 bzw. Ziff. 3 EHISHO. a. F. 
urch Art. 1 Ziff. 2 b Geſ. v. 13. Dez. 1934 aufgehoben iſt, fo 
tlor fie damit, wie gezeigt wird, nicht ganz ihre Wirkung ). 

Das grundſätzliche Übernahmenerbot gilt 
nunmehr für alle Arten der Übernahme, gleich— 
gultig, in welche rechtliche Form dieſe gekleidet iſt, alſo im Wege 
28 Kaufs, der Pacht, der Schenkung, des Erbgangs. Nur für 
10 Übernahme im Wege des Erbgangs beſtehen beſtimmte Er— 
eichterungen 9. 


II. die Grundbegriſſe 
1. Einzelhandelsverkaufsſtelle 


Das Weſen des Einzelhandels iſt der 
Sinzelverkauf an den letzten Verbraucher). 
Teshalb fallen nicht unter das EHSHG. Verkaufsſtellen des 
Großhandels o), ſofern der Verkauf darin auf den Großhandel 
beſchränkt bleibt. Das Gleiche gilt für Verkaufsſtellen als Hilfs⸗ 
betriebe nichteinzelhändleriſcher Unternehmen?) und Verkaufs 
tellen im üblichen Rahmen des Zubehörgeſchäfts nichteinzel- 
Bandleriſcher Unternehmen ®). 


9 8) Die nachhaltende Wirkung zeigt ſich an der ausdrücklichen 
Aufrechterhaltung der Grundſätze über die Zulaſſung von Ausnahmen 
ſiehe unten unter B II 1 c). 
) Siehe unten unter B II 2. 

ma) Vgl. Ziff. B11 Abſ. 1 Satz 1 des Rderl. v. 16. Dez. 1933 
MER. 1934, 46); Duda („Grenzen des Anwendungsbereichs des 
100 delhandelsſchutzgeſetzes“: Wirtſchaftsblatt der Indu K. Berlin 1934, 
3005); Oeſterle („Das Geſetz zum Schutze des Einzelhandels“: 
W. 1933, 1501); KG. 1Wx 497/35 v. 12. Dez. 1935 (JW. 1936, 941). 
„ ) Vgl. Ziff. B11 Abſ. 1 Satz 2 des Rderl. v. 16. Dez. 1933 
und Oeſterle: JW. 1933, 1502. 
ee °) Darunter Find ſolche Verkaufsſtellen zu verſtehen, die als 
Hilfsbetrieb eines anderen Unternehmens (z. B. eines handwerklichen 
Ober landwirtſchaftlichen Betriebes) angeſehen werden müffen, weil ſie 
zem Verkauf der in dem Hauptbetrieb hergeſtellten oder gewonnenen 
Waren dienen und in unmittelbarem räumlichen Zuſammenhang mit 
* Hauptbetrieb ſtehen (vgl. Ziff. BIL Abſ. 1 Satz 3 des Rdérl. 
„ 16. Dez. 1933; dgl. auch v. Levetzow, „Die Tätigkeit der Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz bei der Durchführung des Einzelhandelsſchutzes in Groß⸗ 
Serlin“: Wirtſchaftsblatt der Indu d K. Berlin 1935, 1215). Als ſelbſt⸗ 
hergeſtellte Waren dürften hierbei nicht nur ſolche Waren anzuſehen 
ein, deren geſamte Herſtellung ausſchließlich in dem betreffenden 
Hauptbetrieb vorgenommen worden iſt, ſondern auch ſolche Waren, 
denen die handwerkliche Tätigkeit ſich auf die Weiterverarbeitung 
don Halbfabrikaten beſchränkt, z. B. Bearbeitung von Hutformen in 
dutmachereien (Ziff. B11 Abf. 2 Satz 1 des RdErl. v. 16. Dez. 1933). 
dagegen wird eine Bearbeitung, die lediglich der verkaufsfertigen Her⸗ 
richtung der Waren dient, nicht bereits als deren Herſtellung an⸗ 
erkennen ſein (ebd. Satz 2). Soweit daher z. B. der Inhaber eines 
Fleiſcherladens feine handwerkliche Tätigkeit darauf beſchränkt, von 
einem Fleiſchgroßmarkt fertig geſchlachtet bezogene Tiere für den 
Reiſchverkauf an den Verbraucher zu zerlegen, und auch die zum 
i rkauf gelangenden Wurſtwaren nicht überwiegend ſelbſt herſtellt, 
ſondern von anderen Unternehmern fertig bezieht, beſtehen nach der 
muffaſſung des RWiM. keine Bedenken, einen ſolchen Betrieb als 
erkaufsſtelle im Sinne des Art. 1 82 Abſ. 1 EH Sch. zu behandeln 
ebd. Satz 3). Bei der Entſcheidung dieſer Fragen wird jedoch im all⸗ 
gemeinen innerhalb eines Gemeindebezirks für die gleiche Branche eine 
diabeitliche Handhabung des Geſetzes anzustreben und in Zweifelsfällen 
die Stellungnahme der beteiligten Berufsvertretungen weitmöglichſt 
du berückſichtigen fein (ebd. Satz 4). 
dar.). Gemäß Ziff. B11 Abſ. 3 des RöErl. v. 16. Dez. 1933 find 
worunter zu verſtehen: a) Unternehmungen, die hauptſächlich der Vor⸗ 
zahme gewerblicher Leiſtungen dienen und bei denen der Warenverkauf 
(icht über den üblichen Rahmen eines Zubehörgeſchäfts hinausgeht 
a Friſeurgeſchäft, Reparaturwerkſtätten), b) Speiſehauswirtſchaften 
„no Trinkhallen, folange in dieſen nur ſolche Waren feilgehalten wer⸗ 
den, die nach den Anſchauungen des Verkehrs zur Befriedigung der 
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Kraft geſetzlicher Beſtimmung muß es ſich 
um einen Verkauf von Waren handeln. Deshalb 
fallen nicht unter das EHSchG. Leihbüchereien e), Leſezirkel⸗ 
unternehmen 1%) — weil hier nicht ein „Verkauf“ ſtattfindet —, 
ferner Bank- und Geldwechſelgeſchäfte u), Polyphoto- und Pho⸗ 
tomatonläden 12) — weil es ſich hierbei nicht um „Waren“ 
handelt —. 

Darüber hinaus müſſen dieſe Waren in 
den Verkaufsſtellen feilgehalten werden. Der 
Begriff des Feilhaltens erfordert, daß die Waren für das kau⸗ 
fende Publikum ſichtbar oder unſichtbar verkaufsgegenwärtig 
vorhanden ſind, alſo in dem Verkaufsraum ſelbſt oder in einem 
im unmittelbaren räumlichen Zuſammenhang ſtehenden Aus⸗ 
ſtellungs⸗ oder Lagerraum zur Übergabe an den Käufer bereit 
gehalten werden ?). Aus dem Erfordernis des Feilhaltens er⸗ 
gibt ſich, daß nicht unter das EHSchG. fallen Verſandgeſchäfte 19), 
ferner Verkaufsſtellen, die lediglich aus Büro- und Kontor⸗ 
räumen beſtehen, alſo von evtl. vorhandenen Lagerräumen 


Gäſte erſorderlich und daher als zum Schankwirtſchaftsgewerbe gehörig 
anzufehen ſind, e) ſoweit mit anderen gewerblichen Betrieben ein Ver⸗ 
kauf beſtimmter Waren üblicherweiſe verbunden iſt, wird eine Einzel⸗ 
handelsverkaufsſtelle im Sinne des E) Schch. nur dann nicht ans 
zunehmen ſein, wenn der Verkauf ſeiner Bedeutung nach hinter dem 
übrigen Betriebe zurückbleibt und ſich auf die Kunden des Haupt» 
betriebes in der Weiſe beſchränkt, daß die Verkaufsanlage nicht jeder⸗ 
mann zugänglich iſt; der in Verbindung mit der Vermietung von 
Garagen betriebene Reifenhandel und Verkauf von Treibſtoff in einer 
mit den Garagen räumlich verbundenen Tankſtelle dürfte regelmäßig 
die Umſätze aus der Vermietung der Unterſtellplätze erheblich über⸗ 
ſteigen und daher unter die Sperre fallen. Dagegen wird eine Auto⸗ 
reparaturwerkſtatt, auch wenn darin gelegentlich Zubehörteile verkauft 
werden, damit noch nicht zu einer Verkaufsſtelle im Sinne des EHSch cg. 
(Sächſ OVG. 92 1 v. 26. Okt. 1934: RVerwBl. 1935, 401). 

7) 8) Eine Einzelhandelsverkaufsſtelle muß aber (gemäß Ziff. B11 
Abſ. 4 des RdErl. v. 16. Dez. 1933) überall da angenommen werden, 
wo in einer an ſich als Hilfsbetrieb eines anderen Unternehmens ein- 
gerichteten Verkaufsſtelle außer den der Branche dieſes Betriebes ent⸗ 
ſprechenden, ganz oder überwiegend aus dem Hauptbetrieb ſtammen⸗ 
den Waren auch branchenfremde Waren feilgehalten werden oder über 
den Rahmen eines Zubehörgeſchäfts hinaus Waren zum Verkauf bereit 
gehalten werden, die mit den gewerblichen Leiſtungen des Betriebes 
in keiner unmittelbaren Verbindung ſtehen (3. B. Verkauf von Gold» 
und Silberwaren in Uhrmachergeſchäften oder von Tabakwaren in 
Friſeurläden). 

9) Vgl. v. Levetzow a. a. O. S. 1217. Für die Errichtung 
von Leihbüchereien beſtehen aber im Rahmen des Reichskulturkammer⸗ 
rechts beſondere Vorſchriften (vgl. die Siebente Anordnung des Prä⸗ 
ſidenten der Reichsſchrifttumkammer zum Schutze des Leihbücherei⸗ 
gewerbes v. 17. März 1936 im Börſenblatt für den Deutſchen Buch⸗ 
handel 1936 Nr. 74). 

10) Auch für Leſezirkelunternehmen beſtehen Sondervorſchriften; 
vgl. die Anordnungen des Präſidenten der Reichspreſſekammer über 
Neugründung von Leſezirkelunternehmen v. 28. Juni 1935 (V. B. 
v. 28. Juni 1935), v. 26. Sept. 1935 (V. B. v. 4. Okt. 1935) und 
v. 1. April 1936 (Börſenblatt für den Deutſchen Buchhandel Nr. 88/1936). 

11) Bol. Oeſterle: JW. 1933, 1502. Die Kreditinſtitute unter⸗ 
ſtehen aber einer beſonderen Erlaubnis- und Aufſichtspflicht nach dem 
RGeſ. über das Kreditweſen v. 5. Dez. 1934 (RGBl. I, 1203); hierzu 
ergingen die 1. Durchf.⸗ u. ErgVO. v. 9. Febr. 1935 (RGBl. I, 205), 
die 2. Durchf.⸗ u. ErgVO. v. 27. Juli 1935 (RGBl. I, 1050) und 
das AnderungsG. v. 13. Dez. 1935 (RG Bl. I, 1456). 

12) Vgl. v. Levetzow a. a. O. S. 1217. 

13) Vgl. Ziff. B 1 2 Satz 2 des RdErl. v. 16. Dez. 1933. Daraus, 
daß nach Art. 1 § 4 CHSHS. deſſen Vorſchriften auch auf Konſum⸗ 
vereine Anwendung finden, iſt zu entnehmen, daß als Feilhalten im 
Sinne des Geſetzes auch ein Warenangebot anzuſehen iſt, das ſich auf 
die Mitglieder des Konſumvereins beſchränkt; denn das Weſen des 
Konſumvereins beſteht gerade darin, daß er Lebens- und Wirtſchafts⸗ 
bedürfniſſe im großen einkauft und im kleinen an ſeine Mitglieder 
abſtößt; vgl. § 1 Ziff. 1 Genc. (RC. 1 Wx 497/35 v. 12. Dez. 1935: 
JW. 1936, 942 und RdRNSt. 1936, 319). 

14, Vgl. Duda, „Grenzen ...“ (a. a. O. S. 1606). Für die 
Errichtung von Textilverſandgeſchäften gilt aber eine Sonderregelung 
auf Grund des 85 ZwaugskartellG., und zwar nach der Anordnung 
des RWiM. über das Verbot der Errichtung und Erweiterung von 
Textilverſandgeſchäften v. 4. Juli 1934 (DRANZ. Nr. 158/34). Gegen 
die „Geſetzeslücken“: Verſandgeſchäfte, Vermittlungsſtellen, Straßen⸗ 
handel, Nebenberufshandel der Angeſtellten und Beamten wendet ſich 
le Viſeur (Wirtſchaftsblatt der Induxh g. Berlin 1936, 509). 
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räumlich getrennt ſind und nur der Entgegennahme von Be⸗ 
ſtellungen dienen, z. B. Kohlenkontore, Annahmeſtellen von Fär⸗ 
bereien 3), auch Umtauſchſtellen (etwa für Radioartikel), die 
Vermittlung über den An- und Verkauf von Kraftwagen von 
der Wohnung oder vom Büro aus 10). Werden lediglich Muſter 
bereitgehalten, nach denen im Einzelfalle Beſtellungen auf⸗ 
gegeben werden, jo wird Ware nicht „feilgehalten“ 17), 

Ohnejede Bedeutung iſt die Lage und die Be⸗ 
ſchaffenheit der Verkaufsſtelle. Daher unterfallen 
der Einzelhandelſperre Kellerläden, Etagengeſchäfte, Laden⸗ 
geſchäfte, Hofgeſchäfte, feſte Kioske 16), ferner verſchloſſene Woh⸗ 
nungen, zu denen nur auf Läuten Eintritt gewährt wird 10), 
ſowie die beſonders in den Berliner Geſchäftsgegenden vorkom⸗ 
menden Hausflurläden 20), ſchließlich Bahnhofsverkaufsſtellen 2). 
Auch Tankſtellen gehören hierher; ſie ſind nur auf Grund einer 
Sonderregelung ?) von der Sperre nach dem EHSHG. aus⸗ 
genommen. Als Verkaufsſtellen gelten auch Automaten 2°), eben⸗ 
jo die Heimautomaten eines Großhändlers 29. 

Eine unbedingte Vorausſetzung iſt aber, 
daß es ſich um feſte Verkaufsſtellen handelt. 
Die nichtfeſten Verkaufsſtellen ſind ausdrücklich aus dem Gel⸗ 
tungsbereich des EHSchG. herausgenommen 2). 

Gleichgültig iſt es dagegen, ob es ſich um 
offene oder um nichtoffene Verkaufsſtellen 
handelt. Die herrſchende Meinung ꝛ6) bejaht, daß das EH- 
SchG. auch die nichtoffenen Verkaufsſtellen erfaßt. 

Auf die Verteilungsſtellen von Konjum- 
vereinen und Werkskonſumanſtalten findet das 
EcSchG. kraft ausdrücklicher Geſetzesbeſtimmung e) Anwen⸗ 
dung. 


15) Val. Ziff. B12 Satz 3 des RdErl. v. 16. Dez. 1933. 

16) Vgl. v. Levetzow a. a. O. S. 1217. 

17) Vgl. Duda, „Grenzen ..“ (a. a. O. S. 1606). 

18) Vgl. Ziff. B 12 Satz 4 des RdErl. v. 16. Dez. 1933. 

19) Vgl. Oeſterle: JW. 1933, 1502. 

20) Vgl. v. Levetzow a. a. O. S. 1217; a. A. in Wirtſchafts⸗ 
blatt der Induß K. Berlin 1936, 505; vgl. auch Te Viſeur, „Handel 
in Hausfluren“: Wirtſchaftsblatt der Induc K. Berlin 1936, 306. 

21) Vgl. Ziff. B 1 1 Abſ. 5 des RdErl. v. 16. Dez. 1933. 

22) Solange auf Grund des Geſetzes über die Errichtung von 
Zwangskartellen (Zmangstartell®.) v. 15. Juli 1933 für die Errich⸗ 
tung und Erweiterung von Tankſtellen beſondere Anordnungen be⸗ 
ſtehen, finden die Vorſchriften des EH Schch. auf Tankſtellen keine 
Anwendung (Ziff. IV der DurchfVO. zum EH Schch. v. 23. Juli 1934 
[RGBl. I, 7260). Dieſe Ausnahme iſt gegeben, da in der Anordnung 
des RWiM. über Beſchränkung des Tankſtellennetzes v. 24. Juli 1934 
(DRAnz. Nr. 171/34) in Verbindung mit der Anordnung über die 
Verlängerung der Anordnung v. 24. Juli 1934 über Beſchränkung des 
Tankſtellennetzes und ihre Einführung im Saarland v. 19. Juni 1935 
(DRAN. Nr. 143/35) beſondere Beſtimmungen getroffen worden ſind. 

23) Vgl. Wirtſchaftsblatt der Induch K. Berlin 1935, 1762. 

21) OLG. Dresden 21 Ws 73/35 v. 6. März 1935 (JW. 1935, 
2388 und Wirtſchaftsblatt der Induß K. Berlin 1935, 1714). 

25) Gemäß Art. I 8 6 EHISHG. finden die Sperrevorſchriften 
des Art. 1 88 2—4 CHSH®. auf das Feilbieten von Waren auf öffent⸗ 
lichen Wegen, Straßen oder Plätzen, auf das Feilhalten von Waren 
im Gewerbebetrieb im Umherziehen, im Marktverkehr und auf Aus⸗ 
ſtellungen keine Anwendung. Unter den Begriff „Marktverkehr“ fallen 
aber nur die öffentlichen Märkte (Meſſen, Jahr⸗ und Wochenmärkte), 
aber nicht die Privatmärkte (Ziff. B13 Satz 3 des RdErl. v. 16. Dez. 
1933). In den Fällen, in denen der Platz, auf dem ſich die Verkaufs⸗ 
ſtelle befindet, der ausſchließlichen Verfügungsbefugnis des Verkäufers 
unterliegt und deshalb nicht mehr zu dem öffentlichen Weg, der öffent- 
lichen Straße oder dem öffentlichen Platz gehört, fällt die Verkaufs⸗ 
ſtelle nicht mehr unter die Ausnahmebeſtimmung des 8 6. 

26) OLG. Dresden 21 Ws 73/35 v. 6. März 1935 (JW. 1935, 
2388 mit Bemerkungen von Danielcik ſu. a.: „Hätte man tatſäch⸗ 
lich eine Einſchränkung“ — d. h. Beſchränkung des ſachlichen Geltungs⸗ 
bereiches des EH Sch. lediglich auf offene Verkaufsſtellen — „machen 
wollen, ſo wäre, ebenſo wie dies auch an anderen Geſetzesſtellen der 
Fall iſt, zweifellos in §S 2 das Wort ‚offene‘ hinzugeſetzt“, dieſe formal⸗ 
rechtliche Begründung trete neben wirtſchaftspolitiſche Erwägungen]; 
a. A. Pfundtner⸗Neubert III e; vgl. auch Duda, „Grenzen ...“ 
la. a. O. S. 1607). 

2.) Gemäß Art. I 84 CHSHG.; vgl. auch KG. 1 WX 497/85 
(a. g. O.). Zu vgl. find das Geſetz über Verbrauchergenoſſenſchaften 
b. 21. Mai 1935 (RGBl. I, 681) und die 3. DurchfVO. dazu vom 
31. Okt. 1935 (RG Bl. I, 1282) und v. 31. Dez. 1935 (RG Bl. I, 1936, 24). 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Eine Sonderſtellung nehmen die Markt? 
hallen⸗, Wochenmarkt⸗ und Privatmarkt 
ſtände ein. Dieſe ſind nicht als Verkaufsſtellen im Sinne 
des E Sch. anzuſehen s); wohl aber unterliegt der Geſamt 
veranſtalter eines Privatmarktes in vollem Umfang dem ey 
SchG., da ein Privatmarkt als Ganzes als öffentliche Ver 
kaufsſtelle im Sinne des EHISH®. zu gelten hat >). A 

Eine Sonderfrage ergibt ſich beim Zu 
ſammentreffen des EH SchG. mit dem Er 
laubniszwang nach anderen Geſetzen oder ge— 
ſetzesgleichen Vorſchriften. Nur ſoweit dieſe jene Vorausſetzun⸗ 
gen aufſtellen, die vom EHSH®. verlangt werden, erübrigt || 
eine Ausnahmezulaſſung auf Grund des ESSHB. 30). 


2. Übernahme 
a) Der Doppelſinn des Wortes „übernahme“ 


Bei der Übernahme ſind zwei Vorgänge zu unterſcheiden 
und auseinanderzuhalten: die Übernahme im techniſchen Sinne 
und die Übernahme im wirtſchaftlichen Sinne 3. 

Bei der Übernahme im techniſchen Sinne hat 
delt es ſich um die Frage, wann iſt räumlich („techniſch“) eine 
Verkaufsſtelle „übernommen“. Bei der Übernahme im 
wirtſchaftlichen Sinne handelt es ſich dagegen um die 
Frage, wann iſt organiſatoriſch („wirtſchaftlich“) eine Verkaufs 
ſtelle „übernommen“, 

Im erſten Falle wird es ſich im weſentlichen um die Ab; 
grenzung gegenüber den anderen unter die Einzelhandelsſperre 
fallenden Tatbeſtänden wie Errichtung und Verlegung handeln. 
Im zweiten Falle handelt es ſich dagegen um jene Fragen, die 
entſtehen, wenn die Übernahme ſich nicht im augenfälligen 
Rechtsrahmen wie Kauf, Pacht, Erbgang, Schenkung vollzieht. 


b) Die beiden übernahmetatbeſtände 
a) Der betriebstechniſche übernahmetatbeſtand 


Das Geſetz ſpricht von der Übernahme 
einer Verkaufsſtelle. Damit ift aber nicht die Über‘ 
nahme der Verkaufsräume gemeint, d. h. der Erwerb der Ber 
fügungsberechtigung über den Verkaufs„raum“, in dem früher 
ein Einzelhandelsgeſchäft betrieben wurde. Eine unter die 
Sperre fallende Übernahme liegt vielmehr erſt dann vor, wenn 


25) Vgl. Wirtſchaftsblatt der Induh K. Berlin 1935, 1598. 

29) Vgl. v. Levetzow a. a. O. S. 1217. Auf die mit dieſer in 
den Richtlinien des RWiM. (ſiehe Fußnote 25) aufgeſtellten Fiktion 
verbundenen Schwierigkeiten in der Durchführung der Ausnahme 
vorſchriften weiſt Duda hin („Grenzen ... a. a. O. S. 1206). Nach 
Fromm („Die Tätigkeit der Beſchwerdeinſtanz bei der Durchführung 
des Einzelhandelsſchutzgeſetzes im Regierungsbezirk Potsdam“: Wirt 
ſchaftsblatt der Induß K. Berlin 1935, 1219) find Privatwochenmärkle 
Warenhäuſern gleichzuachten, da auf ihnen Waren verſchiedener Art 
„und“ Lebensmittel verkauft werden. 

30) Die Inhaber folgender Sonderhandelserlaubniſſe: a) der 
Milchhandels⸗ und b) Branntweinkleinhandelserlaubnis, c) der Er⸗ 
laubnis für den Betrieb eines Einheitspreisgeſchäfts, d) der Apotheken“ 
konzeſſion bedürfen daher nicht mehr der Erlaubnis nach dem EHSHO-; 
die Befreiung von dieſer Erlaubnis erſtreckt ſich aber nur ſoweit, @ 
die Sondererlaubnis reicht (vgl. im einzelnen Wirtſchaftsblatt der 
Indut K. Berlin 1935, 1761). Von der Sonderhandelserlaubnis 00 
die in manchen Geſetzen (z. B. Unedelmetallverkehrs ., Schufm®- 
vorgeſehene Erwerbserlaubnis zu unterſcheiden; dieſe befreit nicht von 
dem Erlaubniszwang nach dem Eg Schch. Die Erlaubnis nach dem 
EISHG. wird ebenfalls nicht erſetzt durch die reichsnährſtandrechtlichen 
Erlaubniſſe und auch nicht durch die reichskulturkammerrechtlichen 
Erlaubniſſe, wie ſie vorgeſehen ſind für den Kunſthandel, den Bud“ 
handel, für den Notenhandel und für den Zeitungs⸗ und Zeitſchriften 
einzelhandel. Vgl. im einzelnen Oeſterle: JW. 1933, 1502; ferner 
in RVerwBl. 1935, 909 u. Wirtſchaftsblatt der Induß K. Berlin 199% 
414 („Die Einzelhandelsſperre in ihrem Verhältnis zu anderen 
Errichtungsbeſchränkungen“). g 

In dieſem Zuſammenhang ſei noch auf die Anordnung des Prör 
ſidenten der Reichsfilmkammer zum Schutze der Klein⸗ und Mittel 
betriebe unter den deutſchen Filmtheatern v. 4. Sept. 1935 (V. 8. 
v. 8. Sept. 1935; Schrieber III. Bd. S. 156) verwieſen, die ein 
beſonderes Betriebsübernahmerecht enthält. > 

31) Auf dieſe Unterſcheidung wurde erſtmalig in dem Aufſatz DE 
Verfaſſers „Einzelhandelsſchutzrecht“ in Ergänzungsheft Nr. 45/1935 
der Zeitſchrift „Die Wirtſchaftsbrücke“ hingewieſen. 


* 
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das in dem fraglichen Verkaufsraum betriebene Einzelhandels- 
„geſchäft“ als ſolches übernommen wird se). 
Wird lediglich der Verkaufsraum über⸗ 
— men, ſo liegt auf der Seite des Raumerwerbers ent⸗ 
ſtelle eine Neuerrichtung vor, wenn er bisher keine Verkaufs- 
si e betrieben hat s), oder eine Verlegung, wenn er bereits 
h e Verkaufsſtelle an anderem Orte innehatte und dieſe anläß⸗ 
des Neuerwerbs aufgibt 5). Gibt er dagegen dieſe nicht auf, 
1 liegt wieder eine Neuerrichtung (nicht aber eine Erweite⸗ 
gung i. e. S.) vor, da auch der Begründung einer Filiale keine 
Conderſtellung im EHISHÖ. eingeräumt worden iſt (abgeſehen 
= en erſchwerenden Ausnahmevorſchriften für Filialunterneh⸗ 
en ). Liegt der Neuraumerwerb in räumlichem Zuſammen⸗ 
ns mit der bisherigen Verkaufsſtelle, jo liegt eine Erweite⸗ 
übel vor. Ging der Übernahme eine kurze Schließung der zu 
rnehmenden Verkaufsſtelle voraus, ſo ſchließt dies nicht die 
nahme der Übernahme aus, ſofern nur das darin betriebene 
unzelhandels„geſchäft“ übernommen wird ®). Dem Eigentümer 
Hauſes iſt in keinem dieſer Fälle eine Sonderſtellung ein- 
geraumt worden 9). 
Es iſt nicht erforderlich, daß bei der Ge—⸗ 
ſchaftsübernahme ſämtliche bisher geführten 
0 aren übernommen werden sds) Durch die Nichtüber⸗ 
auhme einiger Waren wird die Übernahme noch nicht zur Neu— 
krichtung. Wird dagegen das bisherige Warenſortiment — ent⸗ 
der durch Weglaſſen bisher geführter Waren oder auch durch 
0 zunahme bisher nicht geführter und auch nicht in unmittel⸗ 
barem Branchenzuſammenhang mit den bisher geführten Waren 
ehender anderer Waren — geändert, ſo kann darin eine Um⸗ 
ehung des Errichtungsverbotes erblickt werden. Beſonders 
len, wenn dieſe Warenſortimentsänderung kurze Zeit nach der 
bdernahme vorgenommen wird. Iſt mit der Übernahme eine 
anoerung der Betriebsart (insbe). die Umwandlung in ein 
i arenhaus, Einheitspreisgeſchäft, Serienpreisgeſchäft oder in 
in anderes durch die beſondere Art ſeiner Preisſtellung gekenn⸗ 
ea 


6 


32) Bad GH. 124/34 v. 12. Dez. 1934: ZW. 1935, 975. 

zieh >) Pgl. Oeſterle: JW. 1933, 1503. Daher kann ſich der Be⸗ 
Ra der alten Räume, wenn der bisherige Geſchäftsinhaber feine 
nme verlegt, insbeſondere nicht auf eine Übernahme der bisherigen 
erkaufsräume berufen (ebenda). 
0 34) Der Begriff „Verlegung“ ſetzt einen unmittelbaren Zu⸗ 
hemmenhang zwiſchen der Aufgabe der einen und der Inbetriebnahme 
fit anderen Verkaufsſtelle voraus. „Es muß bei der Aufgabe die Ab⸗ 
F der Verlegung der Verkaufsſtelle an eine andere Betriebsſtätte 
ſohewaltet haben und die Verlegung bereits feſt in Ausſicht genommen 
N in. Wer eine Verkaufsſtelle aufgibt und nach einer Zwiſchenzeit ſich 
au entſchließt, an einem anderen Ort eine Verkaufsſtelle gleicher Art 
er zutun, hat nicht die alte Verkaufsſtelle verlegt, ſondern eine neue 
laſſubtet. Verlegung bedeutet, daß nur die bisherige Betriebsnieder⸗ 
Waun aufgegeben und gewechſelt wird, ohne daß während einer den 
wi ſtänden nach nennenswerten Zeit der Betrieb überhaupt eingeſtellt 
bead. Iſt die Einſtellung erfolgt und dabei an die Wiederaufnahme 
e Betriebs an anderer Stelle gar nicht gedacht, ſo kann von einer 
igglegung nicht die Rede fein“ (PrOVG. III C 139/35 v. 10. Okt. 

5 in JW. 1936, 757). 
35) gl. unten unter B II I d. 
36) Anders als bei der Verlegung. Vgl. Michel: MBlWi. 1936, 
nter T Abſ. 1 zum Schluß. Vgl. ferner die Fußnote 34. 
1 ) Dazu führt der Bad VGH. folgendes aus: „Vermietet daher 
90 Eigentümer des Hauſes, in dem ſich der Verkaufsraum eines Einzel⸗ 
berdelsgeſchäfts befindet, dieſen Raum nach dem Auszug des ſeit⸗ 
Ferſun Mieters und Geſchäftsinhabers wieder und kann er mangels 

rfügungsberechtigung über das Geſchäft dieſes ſelbſt dem neuen 
q, er nicht übertragen, jo errichtet der neue Mieter, der in dem 
erkaufsraum ein Einzelhandelsgeſchäft betreiben will, eine neue Ver⸗ 
als Stelle im Sinne des Art. 1 8 2 Abſ. 1 Ed Schch., ſofern er nicht 
ei Inhaber eines ſeither in einem anderen Verkaufsraum des Ge- 
roandebezirks betriebenen Geſchäfts dieſes in den gemieteten Verkaufs⸗ 
eim verlegt. Entſprechendes gilt, wenn der Eigentümer in dem in 
mieren Hauſe ſich befindenden, bisher einem Geſchäftsinhaber ver⸗ 
hen ten und von dieſem benützten Verkaufsraum jelbft eine Verkaufs⸗ 
des weitervertreiben will und nicht durch Übernahme auch Inhaber 

in dem Verkaufsraum ſeither betriebenen Geſchäfts geworden iſt.“ 

es „) Bad BGH. 124/34 v. 12. Dez. 1934: JW. 1935, 975. (Worauf 
ii h lommt, iſt, daß der „übernehmende“ die als wirtſchaftliches Gut 
ein darſtellende Möglichkeit erwerben wollte, das bei der Kundſchaft 

gefuhrte Geſchäft, wie es betrieben wird, weiterzuführen.) 


91 u 


zeichnetes Geſchäft) verbunden, ſo iſt ein — auch einzelhandels⸗ 
ſchutzrechtlich beſonders geregelter — Sondertatbeſtand ge⸗ 
geben 39), 


B) Der betriebswirtſchaftliche übernahmetatbeſtand 


Rechtlich einfache Fälle der Übernahme find der Ab- 
ſchluß eines Kaufvertrages zwiſchen zwei natürlichen 
Perſonen, der Erwerb einer Verkaufsſtelle im Wege des Erb⸗ 
gangs oder der Schenkung und die Verpachtung 
eines Einzelhandelsgeſchäfts. Daß auch die Pacht eines Einzel⸗ 
handelsgeſchäfts der Übernahme gleichzuſetzen iſt, dürfte Zwei⸗ 
feln nicht begegnen 4); nicht unter die Sperrevorſchrift fällt 
dagegen die Rückübernahme des Geſchäfts durch den Verpächter 
bei Beendigung des Pachtvertrages *) 

Außerſt ſchwierig geſtalten ſich die Verhältniſſe bei Kapi⸗ 
talgeſellſchaften, die Einzelhandels verkaufs⸗ 
geſchäfte führen. Da dieſe Frage weder geſetzlich noch 
durch Runderlaß gelöſt iſt, beſteht hier eine Lücke ). Der Er⸗ 
werb eines Teils der Aktien (bei einer Akt) oder des Stamm⸗ 
kapitals (bei einer Gmbh.) iſt als Beteiligung niemals Über⸗ 
nahme, auch nicht rechtserhebliche Teilübernahme. Der Erwerb 
der Mehrheit des Kapitals kann betriebswirtſchaftlich einer 
Übernahme gleichkommen, wenn der Erwerb nicht von meh: 
reren Veräußerern, ſondern von einem einzigen Veräußerer oder 
von mehreren Veräußerern in einem Vertragsakt oder in in: 
nerem Zuſammenhang ſtehenden mehreren Vertragsakten er- 
folgt. Übernahme kann dagegen (nur im Sinne des ESSchG.) 
nicht vorliegen, wenn der Mehrheitserwerb im Wege des all⸗ 
mählichen oder des Aufkaufs von verſchiedenen Aktienbeſitzern 
oder Geſellſchaftern erfolgt, ohne daß ein Zuſammenhang zwi⸗ 
ſchen den einzelnen Rechtsgeſchäften beſteht. Anders verhält es 
ſich beim Erwerb des Geſamtkapitals des Unternehmens; hier⸗ 
bei muß es gleichgültig ſein, ob das veräußerte Unternehmen 
ſchon bisher einer Einmanngeſellſchaft gehörte. Weiter muß 
es gleichgültig ſein, ob der Erwerber natürliche oder juriſtiſche 
Perſon iſt. In den Fällen des Mehrheits- und Vollerwerbs än⸗ 
dert ſich der Träger des Betriebes, die juriſtiſche Perſon; und 


39) Siehe unten unter B II 1 c. 


40) Vgl. Michel, „Aus der Geſchichte und der Praxis des Ge⸗ 
ſetzes zum Schutze des Einzelhandels“ (MBI Wia. 1935, 105, insbeſ. 110). 

41) Vgl. Michel, „Aus der Geſchichte ...“ (a. a. O. S. 110): 
„e denn der Verpächter errichtet oder übernimmt in einem ſolchen 
Falle kein Geſchäft, ſondern ſetzt lediglich ſein eigenes Geſchäft nach 
einer gewiſſen zeitlichen Unterbrechung wieder ſelbſt fort.“ Der Pächter 
einer Einzelhandelsverkaufsſtelle errichtet bzw. übernimmt eine Ver⸗ 
kaufsſtelle, wenn er nach Ablauf des Pachtvertrages an anderem Orte 
eine Verkaufsſtelle führt. Der Pächter kann niemals in dieſem Falle 
fein Geſchäft „verlegen“. Hiermit ſtimmt auch der RdErl. v. 16. Dez. 
1933 überein; hier heißt es unter Ziff. B15 Abi. 2: Wenn der feine 
Verkaufstätigkeit in andere Räume verlegende Einzelhändler ſein Ge⸗ 
werbe in den bisher von ihm benutzten Verkaufsräumen als Pächter 
auf Grund eines die weſentlichſten Teile des Geſchäftes erfaſſenden 
Pachtvertrages betrieb, wird die Eröffnung einer Verkaufsſtelle durch 
den bisherigen Pächter in auderen Verkaufsräumen als Errichtung 
einer neuen Verkaufsſtelle zu behandeln ſein. 


42) Es handelt ſich hierbei um eine „mittelbare“ Übernahme. 
Die Rechtshandlungen ſind primär nicht auf die Überführung eines 
beſtehenden Geſchäfts in den Beſitz des Handelnden, ſondern primär 
auf den Erwerb von Anteilsrechten an dieſem Unternehmen gerichtet. 
Die Beeinfluſſung oder Geſtaltung des Unternehmens iſt erſt eine 
Folge des Erwerbs der Anteilsrechte, und zwar je nach dem Grade 
des Erwerbs verſchieden. 

Nach Drucklegung erſchien im Wirtſchaftsblatt der InducK. 
Berlin (1936, 510) der Aufſatz von Te Viſeur „Wüuſche des Einzel⸗ 
handels für eine künftige Geſtaltung des Einzelhandelsſchutzgeſetzes“, 
in dem ebenfalls auf dieſe Lücke hingewieſen, ein unter die Genehmi⸗ 
gungspflicht fallender Vorgang aber nicht angenommen wird. Hier 
heißt es: der oder die Erwerber einer GmbH. oder einer fonjtigen 
juriſtiſchen Perſon haben den Nachweis der Sachkunde und Zuverläſſig⸗ 
keit „nicht nötig; wenn auch Kapital oder Geſchäftsführung einer 
Kapitalgeſellſchaft völlig wechſeln, eine Übernahme im rechtlichen Sinne 
liegt nicht vor. Die Geſellſchaft bleibt Beſitzerin des Ladens, ein 
Inhaberwechſel tritt nicht ein, das Geſetz trifft daher dieſe Verände⸗ 
rungen im Kapital oder in der Geſchäftsführung der Geſellſchaft nicht, 
trotzdem man wirtſchaftlich viel berechtigter als beim Erben hier eine 
Nachprüfung des Übernahmevorganges verlangen müßte“. 
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Auffäße 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


gerade dieſe Anderung im Betriebsträger wird — in anderem 
Zuſammenhang ) — für beachtlich erklärt. Bei Teilerwerb da⸗ 
gegen liegt nur eine „finanzielle“ Beteiligung vor, nicht aber — 
die ebenfalls für beachtlich gehaltene 4) — Teilnahme an der 
Geſchäftsführung. 

Da die (ausſchließliche) Beteiligung bzw. die Geſchäftsfüh⸗ 
rung entſcheidend iſt für die Annahme der Übernahme (im be- 
triebswirtſchaftlichen Sinne), ergibt ſich, daß bei Eintritt 
des Übernehmenden als Geſellſchafter in das Geſchäft 
eines Einzelkaufmanns eine Übernahme vorliegt, dieſe dagegen 
bei Beitrittals Stiller Geſellſchafteroderals 
Kommanditiſt nicht gegeben iſt. Führt der eintretende Ge- 
ſellſchafter zuſammen mit dem bisherigen Inhaber die Ver⸗ 
kaufsſtelle, ſo iſt der Eintretende Übernehmer (eigentlich nur: 
Teilübernehmer) und liegt eine Übernahme im Sinne des EB- 
Sch. leigentlich nur: Teilübernahme) vor ®). Daran ändert 
auch nichts die Tatſache, daß der Übernehmer zum bisherigen 
Inhaber in einem verwandtſchaftlichen oder ſonſt verpflichten⸗ 
den Verhältnis ſteht 6). Bei dem Beitritt als Stiller Geſellſchaf— 
ter handelt es ſich lediglich um eine finanzielle Beteiligung unter 
Ausſchluß der Teilnahme an der geſchäftlichen Führung der 
Verkaufsſtelle, fo daß in dieſem Falle von einer itbernahme im 
Sinne des EISHS. nicht geſprochen werden kann ). 


Ob der Wechſel in der Perſon der Vor⸗ 
ſtands mitglieder oder der Geſchäftsführer 
einer AktG, einer Gmbh. oder einer Eingetragenen Genoſſen— 
ſchaft den Übernahmetatbeſtand verwirklicht, iſt grundſätzlich 
zu verneinen, „denn bei dieſen Unternehmungsformen ver⸗ 
ändert ſich der Träger des Betriebes, die juriſtiſche Perſon 
ſelbſt, durch einen Wechſel in der Perſon ihres geſetzlichen Ver— 
treters noch nicht, ſo daß ein als Übernahme im Sinne des 
Geſetzes anzuſprechender Vorgang überhaupt nicht vorliegt“ 40). 
Dennoch ſind Ausnahmen denkbar. Andert ſich z. B. die Be⸗ 
ſetzung der Geſchäftsführung in Zuſammenhang mit der Ande⸗ 
rung in der Zuſammenſetzung der Aktionärſchaft oder der Ge— 
ſellſchafter, ſo kann in dem Falle, daß dem Erwerber eines 
Teils des Geſamtkapitals (in der Regel: des Aktienkapitals) 
nur zerſplitterte Kapitalträger gegenüberſtehen, jo daß er trotz 
feiner Minderheit einen maßgeblichen Einfluß auf die Geſchäfts⸗ 
führung — durch Beſtellung als Geſchäftsführer oder durch 
Wahl ihm naheſtehender Perſonen in den Vorſtand — ausüben 
kann, gerade in dieſer Beſtellung oder Wahl abhängiger Per⸗ 
ſonen der Abſchluß der Übernahmehandlung geſehen werden, ſo 
daß die einzelnen Vorgänge in ihrer Geſamtheit eine einzelhan- 
delſchutzrechtserhebliche übernahme begründen. Es kann hierbei 
weniger auf die rechtlichen Verhältniſſe — etwa die Stellung als 
Minderheit —, ſondern nur auf die tatſächlichen Verhältniſſe 
ankommen, etwa daß der Erwerber eines Teils des Geſamtkapi⸗ 
tals denjenigen Einfluß hat, der rechtlich der Mehrheit zu— 
ſtünde “). Und der Mehrheitserwerb wurde als Übernahme— 
tatbeſtand gekennzeichnet. Somit kann abſchließend geſagt ſein, 
daß der reine Perſonenwechſel in den Organen von Kapital- 
geſellſchaften — alſo ohne vorangegangene Veränderung in den 
Kapitalträgern — eine Übernahme im Sinne des ESSchG. 
nicht begründet. 

Ob durch Teilung eines Filialunterneh⸗ 
mens der Tatbeſtand der genehmigungspflichtigen Übernahme 


43) Vgl. die Ausführungen des übernächſten Abſatzes. 

% Michel: MBlWiel. 1935, 108 und MBlWi. 1936, 33. Siehe 
auch die Ausführungen unter B II 1 d 8. 

45) Michel: MBl Wiel. 1935, 108 und MBlWi. 1936, 33. Siehe 
auch die Ausführungen unter B II Id 5B. 

6) Michel: MBBlWiA. 1935, 108. 

47) Michel: MBl Wi. 1935, 108. 

8) Michel: MEWIN. 1935, 108. 

49) Auch durch Zuſammenwirken mehrerer kleinerer Gruppen 
oder durch ein ſolches zwiſchen dem vorherrſchenden Aktionär und 
einer kleinen Gruppe kann eine derartige Mehrheitsherrſchaft zuſtande 
gebracht werden. Jedoch handelt es ſich hier um einen wohl äußerſt 
ſeltenen Grenzfall, dem die zukünftige Geſetzgebung nur durch eine 
Spezialklauſel, die Umgehungen verbietet, beikommen kaun, ſofern 
nicht auf die Erfaſſung von Grenzfällen überhaupt verzichtet werden 
kann oder ſoll. Vgl. auch Fußnote 928. 


bzw. Neuerrichtung gegeben iſt, hängt von der Rechtsform der 
„abſtoßenden“ oder der „ſich auflöſenden“ Geſellſchaft ab. Wird 
ein Filialunternehmen, das von mehreren Perſonen in einer 
OHG. geführt wird, in zwei ſelbſtändige Unternehmen geteilt, 
ſo liegt dann ein genehmigungsfreier Vorgang vor, wenn jeder 
der Geſellſchafter einen Teil der Filialen in eigener Firma 
weiterführt >). Wird dagegen ein bisher von einer AktG. 
Gmbh. oder einer eingetragenen Genoſſenſchaft betriebenes 
Filialunternehmen geteilt, fo liegt auch dann eine Übernahme 
vor, wenn die neuen Verkaufsſtellen von den bisherigen Vor 
ſtandsmitgliedern oder Geſchäftsführern der AktG., der GmbP- 
oder der Eingetragenen Genoſſenſchaft übernommen werden 5 
die Genehmigungspflicht ergibt ſich aber nur für den ab 
geſtoßenen Teil, nicht dagegen für den fortgeführten Teil des 
Unternehmens. 

Die Umwandlung einer ein Einzelhandelsgeſchäft 
betreibenden Kapitalgeſellſchaft in eine Berjonal‘ 
geſellſchaft oder Einzelfirma ſtellt ebenfalls eine 
Übernahme im Sinne des EH Sch. dar sua). 


B. Ausnahmen von dem Übernahmeverbot 
I. Im Allgemeinen 


Das EH Sch G. bringt nicht abſolute Ver 
bote, ſondern begründet nur cine Genehmi 
gungspflicht (wenn auch nicht im echten Sinne). Die Ge 
nehmigung der Errichtung bzw. Übernahme bzw. Verlegung 
uſw. liegt aber nicht ausſchließlich im Ermeſſen der zuſtändigen 
Verwaltungsbehörden 52), ſondern iſt durch Richtlinien be 
ſchränkt, die in der DurchfVO. 8s) enthalten find. 

Für die Ausnahmen von dem Neuerrich 
tungsverbot ſind Grundſätze in den Ziff. 
bis III Durch f VO. enthalten. Dieſe beziehen ſich, ge 
ſchichtlich und wörtlich, nur auf die Neuerrichtung. Nach Erlaß 
der DurchfVO. wurde Art. I § 2 Abſ. 1 E Sch., der die 
Neuerrichtung verbietet und zu dem die Ziff. I. III DurchfV O. 
erlaſſen wurden, dahin geändert, daß auch die Übernahme neben 
der Neuerrichtung verboten wurde st). Gleichzeitig wurde die 
Vorſchrift des Art. 1 8 3 Ziff. 2 und 3, die Übernahmeſonderfälle 
regelt, geſtrichen 5). Beides erfolgte ohne Anderung der Durchf. 
VO. Auch der Rdeérl. v. 10. Jan. 1935 5%) brachte keine (an ſit 
notwendige) Berichtigung des Rechtszuſtandes 3°), Da das Ed 
SH®. eigentlich nur ein Verbot, das Errichtungsverbot, kennt 
— denn die anderen Verbote beruhen auf der „Gleichſtellung 
mit der Errichtung“ —, lag und liegt es nahe, die zu dem die 
Errichtung verbietenden Art. I 8 2 Abſ. 1 EHSchcG. ergangenen 
Ausnahmevorſchriften ſowohl auf die Errichtung als auch au 
die (nunmehr in der gleichen Stelle geregelten) Abernahme an 
zuwenden. Dieſer Auffaſſung widerſpricht zwar der RdErl. vom 


50) Vgl. Michel: MBl Wiel. 1935, 109. 

51) Vgl. Michel: MBl Wie. 1935, 109. 

51a) Pgl. Groſchuff: JW. 1936, 1228. 
8 52) Über die Zulaſſung von Ausnahmen entſcheidet in Preußen 
in Landkreiſen der Landrat, in Stadtkreiſen der Oberbürgermeiſter, 
in deſſen Bezirk die Verkaufsſtelle errichtet werden ſoll oder ſich DW 
findet (Durchführungsanweiſung v. 27. Dez. 1933 [MBl Wiel. 1934, 3 
und MEHR. 1934, 45]). In Bahern entſcheidet über die Aue 
nahmen die Bezirksverwaltungsbehörde, in den Städten mit ſtaat. 
licher Polizeiverwaltung der Stadtrat (AusfVO. v. 15. Mai 193 
Gl. 1507). Auf den Rechtsbehelf der Beſchwerde fei hier nur ver⸗ 
wieſen (vgl. Art. I 8 5 Satz 3 ES Sch.. und die landesrechtlichen 
Durchführungsbeſtimmungen). 

883) Die VO. zur Durchführung des Geſetzes zum Schutze des 
Einzelhandels v. 23. Juli 1934 iſt im RGBl. I, 726 veröffentlicht. 
Sie trat an die Stelle der DurchfVO. v. 12. Mai 1933 (RED! 
267), die durch die Anderungs VO. v. 28. Nov. 1933 (RGBl. , 1013) 
geändert wurde und die darauf neu gefaßt wurde (RGBl. I, 101%. 

54) Vgl. Art. I Ziff. La Gef. v. 13. Dez. 1934. 

55) Vgl. Art. I Ziff. 2 b Gef. v. 13. Dez. 1934. 

56) Y 6/35: MBBli. 1935, 79 und Wirtſchaftsblatt der Zuduos 
Berlin 1935, 216. 

57) Er verfügte nur — in dieſer Hinſicht — die weitere 201 
wendung der Ziff. Vb DurchfVoO. (ſiehe weiter unten unter B II 16). 
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40. Jan. 1936 586), der aber eine grundſätzliche und abſchließende 
d gelung vermeidet und nur Sonderfälle einer rechtlichen Wür⸗ 
gung unterzieht. 


Nach Ziff. 1 Durch f V O. ſollen von dem grundſätzlichen 
ck Ausnahmen nur zugelaſſen werden, wenn für den Un⸗ 
ſienehmer oder die für die Leitung des Unternehmens in Aus⸗ 
8 t genommene Perſon die für den Betrieb der Verkaufsſtelle 

forderliche Sachkunde nachgewieſen wird und keine 
[lachen vorliegen, aus denen ſich der Mangel der erforder- 
chen perſönlichen Zuverläſſigkeit ergibt. Die Sachkunde kann 
eo Vorlage von Lehr- und Gehilfenzeugniſſen 5%), aber auch 
urch das Beſtehen beſonders eingerichteter Prüfungen ©) nach⸗ 
gewieſen werden. Der Mangel an perſönlicher Zuver⸗ 
an] 0 igkeit wird u. a. dann feſtzuſtellen ſein, wenn Tatſachen 
vorliegen, die auf Grund des § 35 b GewO. 6) die Unter- 
„gung des Handels mit Gegenſtänden des täglichen Bedarfs 
dechtfertigen würden oder wenn ein früheres Konkurs- oder 
Ollenbarungseidsverfahren ein unzuverläſſiges Verhalten des 
etreffenden ergibt e). Anhaltspunkte für die Annahme der 
uzuverläſſigkeit bieten auch die verwaltungsgerichtlichen Er⸗ 
kenntniſſe zur GewO. 68) und die kartellrechtlichen Erkenntniſſe 
in Kart. e). Mittelbar kann ſich aus der Prüfung der per- 
onlichen Zuverläſſigkeit auch die Notwendigkeit einer Prüfung 
er finanziellen Leiſtungsfähigkeit des Antragſtellers ergeben, 
ud zwar deshalb, weil bei einem Mangel der für den Betrieb 
(iner Verkaufsſtelle erforderlichen finanziellen Mittel ein ſtren⸗ 
gerer Maßſtab an die perſönliche Zuverläſſigkeit notwendig ſein 
wird %), da die Verſuchung zu unlauteren Machenſchaften in 
ſolchen Fällen erfahrungsgemäß eine ſtärkere iſt oe). Daß der 


— 


pr 58) V 26152/85: MBlWi. 1936, 18. Hier heißt es unter Ziff. Ta 
. 2 Satz 1: „Eine Ausdehnung der Beſtimmung in Ziff. III der 


Kurchführungsverordnung vom 23. Juli 1934, nach der für die Er⸗ 
"tung eines Warenhauſes, Kleinpreisgeſchäftes, Serienpreisgeſchäftes 

r eines anderen durch die beſondere Art der Preisſtellung gekenn⸗ 
eichneten Geſchäftes der Bedürfnisnachweis zu erbringen iſt, auch auf 
e Fälle der Übernahme eines ſolchen Betriebs würde aber eine Ande⸗ 
ung der Durchführungsverordnung ſelbſt vorausſetzen.“ 


0 50) Ziff. II 2 Abſ. 1 Satz 7 des RdErl. v. 24. Okt. 1934 
K BlWigl. 1934, 335; Ml. 1934, 1393). Hinſichtlich einiger 
ii enzfälle vgl. Mau ve, „Aus der mündlichen Sachkundeprüfung 
109 dem Einzelhandelsſchutzgeſetz“ (Wirtſchaftsblatt der ZuduHK. 
935, 1010). 

„%) ber die Durchführung der mündlichen Prüfungen zum Nach⸗ 
Eis der Sachkunde in Ausführung des Geſetzes zum Schutze des 
4 azelhaudels erging die Anweiſung der Reichswirtſchaftskammer vom 
11 55 1934 an die Vorſitzenden der Prüfungsſtellen bei den Induſtrie⸗ 

ud Handelskammern (MBliV. 1935, 157159). 


1) Nach 8 35 b Abſ. 1 GewO. kann eine Ausübung des Handels 
mit Gegenſtänden des täglichen Bedarfs unterſagt werden, wenn ſich 
8 einer rechtskräftigen Verurteilung des Handelstreibenden wegen 
oberugs oder einer anderen ſtrafbaren Verletzung fremden Vermögens 
g er wegen Wuchers oder aus wiederholter Verurteilung des Handels⸗ 
reibenden wegen ſchweren Verſtoßes gegen das UnlWG. ſeine Un⸗ 
auverläſſigkeit in bezug auf den Gewerbebetrieb ergibt. Der GewO. 
Lurde der § 35 b durch Art. II Ziff. 1 EHSHE. eingefügt. 


62) Vgl. Ziff. II 2 Abſ. 2 Satz 2 des Rdérl. v. 24. Okt. 1934. 


) Vgl. Conrad⸗Floegel, Kommentar zur GewO. und 
zam Gaſtſtättch., 1931, Anm. 7 zu § 35 GewO. (S. 60): „Allgemeine 
Nundſätze über die Feſtſtellung der Unzuverläſſigkeit“. 


bi 6) Vgl. Röhl, „Die kartellgerichtliche Einwilligung in die Ver- 
büngung von Sperren oder von Nachteilen ſperrähnlicher Bedeutung 
1 Unzuverläſſigkeit der den Geſchäftsbetrieb des Betroffenen leiten⸗ 
en Perſonen“: Wirtſchaftsblatt der InduHR. Berlin 1935, 655.660. 
au .. Bezeichnend iſt, daß über die perſönliche Zuverläſſigkeit hinaus 
ar die betriebliche Zuverläſſigkeit gegeben ſein muß. Da das EHSchch. 
dur die perſonliche Zuverläſſigkeit verlangt, mußte die betriebliche 
id der perſönlichen abgeleitet werden. Anders verhält es ſich bei 
© kartellrechtlichen Zuverläſſigkeit. Im Kartellrecht handelt es ſich 
un die im Geſchäftsverkehr erforderliche, alſo um die geſchäftliche Zu⸗ 
Baläſſigkeit, die ſowohl die perſönliche als auch die betriebliche umfaßt. 
gon le Viſeur a. a. O. wird de lege ferenda auch die finanzielle 

Juverläſſigkeit verlaugt. 
46) Vgl. Ziff. II 2 Abſ. 2 Satz 3 des RdErl. v. 24. Okt. 1934; 


— — 


I. ferner Fromm a. a. O. S. 1219. 


Antragſteller ein einwandfreier und treuer Staatsbürger ſein 
muß, ergibt ſich ohne weiteres 47). 

Trotz Sachkunde und Zuverläſſigkeit (Ziff. 1 DurchfVO.) 
kann die Zulaſſung einer Ausnahme verſagt werden, wenn die 
Errichtung (Übernahme) der beabſichtigten Verkaufsſtelle in der 
in Ausſicht genommenen Gegend zu einer außergewöhn— 
lichen Überjegung führen würde (Ziff. II Durchf⸗ 
V O.). Von einer Prüfung, ob eine derartige außergewöhnliche 
Überfegung vorliegt, wird aber in den Fällen der Übernahme 
„regelmäßig“ abgeſehen werden können 6s). Daher iſt auch weiter 
auf dieſes Erfordernis nicht einzugehen. 

Nach Ziff. III darf für die Errichtung (Übernahme) eines 
Warenhauſes, Einheitspreisgeſchäfts, Serienpreisgeſchäfts oder 
eines anderen durch die beſondere Art der Preisſtellung gekenn⸗ 
zeichneten Geſchäfts oder einer Verkaufsſtelle eines mehrere 
Verkaufsſtellen betreibenden Unternehmens eine Ausnahme nur 
dann zugelaſſen werden, wenn außer den in Ziff. I DurchfVO. 
geforderten Vorausſetzungen (d. ſ. Sachkundennachweis und Zu 
verläſſigkeit)b ein Bedürfnis für die Errichtung (Übernahme) 
einer ſolchen Verkaufsſtelle nachgewieſen wird. Gerade an dieſer 
Vorſchrift erwuchſen Streitfragen, die zum Teil in dem RdErl. 
v. 10. Jan. 1936 geregelt werden ee). 


II. Im Beſonderen 
1. Ausnahmen für die Übernahme im Wege des Verkaufs 
a) übernahme einer Verkaufsſtelle eines Filial⸗ 


unternehmens unter gleichzeitiger umwandlung 
in eine ſelbſtändige Verkaufsſtelle 

Wird eine bisher als Filiale geführte Verkaufsſtelle von 
einer Perſon übernommen, die jene ſelbſtändig fortführen will, 
ſo iſt ein Bedürfnisnachweis nicht erforderlich. Dies ergibt ſich 
ohne weiteres aus dem Sinn und dem Zweck des EHSchG. 70); 
eine andere Handhabung wäre formaliſtiſch und lebensfremd. 
Michel!) verneint den Bedürfnisnachweiszwang deshalb, 
weil ſich ein derartiger Vorgang überhaupt abſeits von den mit 
der Bedürfnisprüfung in Ziff. III DurchfVO. verfolgten Ab⸗ 
ſichten bewegt. 


b) übernahme von Einzelhandelsgroßbetrieben 


Für die Übernahme eines Warenhauſes, Kleinpreis⸗ 
geſchäfts, Serienpreisgeſchäfts oder eines anderen durch die be— 
ſondere Art der Preisſtellung gekennzeichneten Geſchäfts iſt 
nunmehr — nach der letzten Anweiſung des Reichswirtſchafts— 
miniſters ??) — der Bedürfnisnachweis grundſätzlich nicht mehr 
erforderlich. Dieſes Ergebnis erſcheine auch deshalb wirtſchaft— 
lich gerechtfertigt und billig, weil es ſich in den Fällen einer 
einfachen Übernahme nur um einen Beſitzwechſel handelt, der 
den Beſtand und die Art des Unternehmens auch dem übrigen 
Einzelhandel gegenüber nicht berührt, und weil die Prüfung 
des Bedürfniſſes für einen vielleicht ſchon ſeit Jahrzehnten 
vorhandenen und rentabel geführten Betrieb in der Praxis auf 
erhebliche Schwierigkeiten ſtoßen müßte 3), Zur weiteren Stüt 
zung dieſer Annahme werden von Michel) ſozialpolitiſche 
Erwägungen herangezogen 2). Michel lehnt auch Vergleiche 


67) Vgl. Weigelt, „Die Neuerungen im Einzelhandelsſchutz⸗ 
recht“ (RVerwBl. 1935, 605, insbeſ. 607). 

65) Vgl. RdErl. v. 10. Jan. 1935 Abſ. 2 Satz 1. 

69) Vgl. Ziff. I dieſes RdErl. und vgl. ferner die Fußnote 58. 

70) Das Geſetz iſt nach ſeinem Vorſpruch zur Abwehr der dem 
Einzelhandel aus der gegenwärtigen wirtſchaftlichen Not drohenden 
Gefahren und zur Sicherung des Beſtandes der mittelſtändiſchen Be⸗ 
triebe des Einzelhandels erlaſſen worden. 

71) Vgl. MBlWi. 1936, 31 (32). 

72) Rdcrl. v. 10. Jan. 1936. 

75) RdErl. v. 10. Jan. 1936 Ziff. Ia Abſ. 2 Satz 3. 

74) Vgl. MBl Wi. 1936, 31 (32). 

75 Vgl. MBl Wi. 1936, 32: „Es wäre auch vom Standpunkt 
der Betriebsbelegſchaft aus kaum zu verſtehen, wenn nur auß Anlaß 
des Wechſels des Beſitzers plötzlich das Bedürfnis für den Betrieb 
mit ſeinen zahlreichen Arbeitsplätzen in Frage geſtellt und einem be⸗ 
ſonderen Nachweisverfahren unterworfen werden würde.“ 
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mit der bei anderen gewerbepolizeilichen Regelungen (z. B. 
Gaſtſtätt GG.) auch für die Fälle der Übernahme vorgeſchriebenen 
Bedürfnisprüfung ab”). 

Durch die Befreiung der Einzelhandelsgroßbetriebs⸗Ver⸗ 
kaufsſtellen⸗Ubernahme von dem Bedürfnisnachweiszwang iſt 
zugleich auch die Ariſierung nichtariſcher Betriebe gefördert, 
worauf auch von Michel hingewieſen wird ). 

Vorausſetzung für dieſe Befreiung iſt aber, daß es ſich um 
eine reine (nicht etwa um eine gemiſchte) Übernahme handelt. 
Eine ſolche liegt — zuſammenfaſſend is) — vor, wenn ein ein- 
facher Beſitzwechſel ſtattfindet, der den Beſtand und die Art des 
Unternehmens auch dem übrigen Einzelhandel gegenüber nicht 
berührt; eine ſolche liegt aber nicht vor, wenn die Kontinuität 
des Betriebes — außer nach der perſönlichen Seite — nach der 
ſachlichen Seite (Art und Aufmachung des Betriebes) und / oder 
nach der Seite ſeiner wirtſchaftlichen Struktur (ſelbſtändiges 
Unternehmen oder Filialbetrieb) unterbrochen wird. 

Daß eine kurzfriſtige (zeitliche) Unterbrechung der Betriebs⸗ 
führung (Schließung des Betriebes) mit nachfolgender Wieder⸗ 
eröffnung des Betriebes durch einen Anderen nicht den Tat⸗ 
beſtand der Neuerrichtung ſchafft, ſondern Übernahme iſt, iſt 
oben geſagt worden ”%); auch in dieſem Zuſammenhang kann 
eine andere Würdigung nicht Platz greifen so). 


c) übernahme von Verkaufsſtellen durch 
Einzelhandelsgroßbetriebe 


In folgenden Fällen 81): 


o) Übernahme einer Verkaufsſtelle durch ein mehrere Ver— 
kaufsſtellen betreibendes Unternehmen — ſog. Filialiſie⸗ 
rung ss); 


6) Übernahme der Verkaufsſtelle durch eine andere Perſon, 
ſofern mit der Übernahme eine Anderung der Betriebsart, 
insbeſ. die Umwandlung in ein Warenhaus, Einheitspreis⸗ 
geſchäft, Serienpreisgeſchäft oder in ein anderes durch die 
beſondere Art ſeiner Preisſtellung gekennzeichnetes Ge⸗ 
ſchäft, verbunden iſt, 


ſollen Ausnahmen von dem (grundſätzlichen) Ubernahmeverbot: 


a) in einer Gemeinde mit weniger als 30 000 Einwohnern 
überhaupt nicht, 


6) in einer Gemeinde mit mehr als 30 000 Einwohnern nur 
dann zugelaſſen werden, wenn ſich aus der Lage der Ver⸗ 
kaufsſtelle, der Art, Lage und Entfernung der ſonſtigen 
Verkaufsſtellen, der ſozialen Schichtung und Dichtigkeit der 
Bevölkerung ein Bedürfnis für die beabſichtigte Anderung 
ergibt. 


Dieſe Vorſchrift ®), die formell noch gilt, iſt ſachlich über- 
holt se), insbeſ. dadurch, daß jetzt für dieſe Sonderfälle die be- 


76) Vgl. MBI Wi. 1936, 32: Sie ſeien „deshalb nicht beweis⸗ 
kräftig, weil es ſich dort um eine Bedürfnisprüfung unter vorwiegend 
polizeilichen Geſichtspunkten und um eine Beſchränkung der Zahl der 
Betriebe, gegebenenfalls auch um einen Abbau der beſtehenden Be⸗ 
triebe aus polizeilichen Sicherheitserwägungen heraus, hier aber aus⸗ 
ſchließlich um die Prüfung eines wirtſchaftlichen Bedürfniſſes handelt. 
Das wirtſchaftliche Bedürfnis für einen bereits vorhandenen Betrieb 
zu prüfen, kann — von außerordentlichen Maßnahmen abgeſehen — 
nicht Aufgabe der Verwaltung ſein“. 

77) Vgl. MBlWi. 1936, 31 (32). 

76) Bgl. RdErl. v. 10. Jan. 1936 Ziff. La Abſ. 2 und Ziff. Le. 

79) Siehe oben unter AI 2 ba und Fußnote 34. 

30) Vgl. Michel: MBlWi. 1936, 31 (32). 

31) Vgl. Art. I 83 Ziff. 2 und Ziff. 3 EH Sch. 

82) Unter Filialiſierung i. w. S. hat man die Angliederung einer 
bisher ſchon als Filiale geführten Verkaufsſtelle an ein Filialunter⸗ 
nehmen zu verſtehen; Filialiſierung i. e. S. iſt die Angliederung einer 
bisher ſelbſtändig geführten Verkaufsſtelle an ein Filialunternehmen. 
Für die Filialiſierung gelten aber ſeit dem RdErl. v. 10. Jan. 1936 
beſondere Grundſätze (ſiehe im folgenden unter d); vgl. dazu Mauve, 
„Reue Richtlinien zum Geſetze zum Schutze des Einzelhandels“: Wirt⸗ 
ſchaftsblatt der Induß K. Berlin 1936, 159. 

°>) Dieſe Vorſchrift iſt in Ziff. Vb der DurchfVO. enthalten. 

. „ Sie iſt überholt durch den Wegfall des Art. J 8 3 Ziff. 2 und 
Ziff. 3 gemäß Art. I Ziff. 2b Geſ. v. 13. Dez. 1934. 


ſonderen Vorſchriften der Ziff. III DurchfVoO. (Bedürfnisnach⸗ 
weis) — jedenfalls dem Grundſatz nach — entſprechend als 
zuwenden fein werden. Allerdings hat der Reihswirtidaft? 
miniſter beſtimmt ss), daß in den ſchon früher gem. Art. 1 5 
Ziff. 2 und 3 Ec Sch. genehmigungspflichtigen Fällen * 
Übernahme durch ein mehrere Verkaufsſtellen betreibendes Un 
ternehmen und der Übernahme in Verbindung mit Anderungen 
der Betriebsart bis auf weiteres wie bisher gem. Ziff. 
DurchfVO. zu verfahren iſt. 

Eine Sonderregelung erfolgte letzthin se) für die Über 
nahme bisher ſelbſtändig geführter Verkaufsſtellen durch ein 
Filialunternehmen. 


d) übernahme von Verkaufsſtellen durch 
Filialunternehmen 


a) übernahme einer bisher ſchon als Filiale geführten 
Verkaufsſtelle durch ein anderes Filialunternehmen 
(Filialiſierung i. w. S.) 


In dieſem Falle iſt mit der Übernahme weder eine Ver 
änderung in der wirtſchaftlichen Struktur der Verkaufsſtelle 
noch eine Veränderung im Gejamtbild des örtlichen Einzelhan 
dels verbunden, jo daß ein Bedürfnisnachweis nicht geforder! 
zu werden braucht 97), 


6) Übernahme einer ſelbſtändigen Einzelhandelsverkaufsſtelle 
durch ein Filialunternehmen 
(Filialiſierung i. e. S.) 

Durch die Angliederung einer bisher ſelbſtändig geführten 
Einzelhandelsverkaufsſtelle s“) an ein Filialunternehmen se) wi 
eine Veränderung in der wirtſchaftlichen Struktur der Ver 
kaufsſtelle begründet und findet eine Anderung im Geſamtbild 
des örtlichen Einzelhandels ſtatt. Demgemäß muß hier der Be 
dürfnisnachweis gefordert werden vo). 


Der Reichswirtſchaftsminiſter iſt der Auffaſſung 9), daß 
es ſich in dieſem Falle nicht um eine Übernahme im gewöhn 
lichen Sinne handelt. Die Übernahme einer bisher ſelbſtändig 
geführten Einzelhandelsverkaufsſtelle durch ein Filialunterneh 
men komme vielmehr, wirtſchaftlich geſehen, der Errichtung 


85) Vgl. den Rdckrl. v. 10. Jan. 1935 Abſ. 2 Satz 2. 3 

30) Vgl. den RdErl. v. 10. Jan. 1936 Ziff. Ic; ſiehe unter 4h. 

87) Vgl. den RdErl. v. 10. Jan. 1936 Ziff. Ib. 1 

6e) Manchmal ſind die Grenzen zwiſchen ſelbſtändiger und un 
ſelbſtändiger Verkaufsſtelle durchaus flüſſig. Anſchlußgeſchäfke 
(d. h. Geſchäfte, die mit einer beſtimmten Lieferfirma vertraglich ver 
bunden find) und Allein verkäufer (d. h. Juhaber von Verkauf“ 
ſtellen, die auf Grund beſonderer vertraglicher Verpflichtungen nut 
oder überwiegend Fabrikate eines beſtimmten Unternehmers verkaufen“ 
gelten in der Regel als ſelbſtändige Verkaufsſtellen (vol. Michel 
M Bl Wia. 1935, 108). Anders verhält es ſich bei Verkaufsſtellen, DE 
denen das Riſiko nicht von deren Inhaber getragen wird. Gleichgültig 
iſt dabei, ob die Verkaufsſtelle äußerlich auf den Namen eines Einzel’ 
händlers geführt wird. Als Beiſpiel für einen getarnten Filia 
betrieb nennt Michel (ebenda) folgende Abmachung: „So kann 
3. B. der Inhaber einer Verkaufsſtelle, der neben der vertraglichen 
Verpflichtung, ausſchließlich oder überwiegend die Erzeugniſſe einer 
beſtimmten Herſteller⸗ oder Lieferfirma zu verkaufen, dieſer Firma 
noch das Recht einräumt, das von ihm zu führende Warenſortimen, 
ſelbſt auszuwählen und zu beſtimmen, fein Warenlager jederzeit durch 
Beauftragte nachprüfen zu laſſen, und ſich ſchließlich außerdem no 
zur täglichen Ablieferung der Tageskaſſe bei wöchentlicher Abrechnung 
verpflichtet, nicht mehr als ſelbſtändiger Einzelhändler im Sinne des 
EHISHG. gelten.“ Über weitere Tarnung die Fußnote 89. 5 

89) Ein Filialunternehmen liegt „bereits dann vor, wenn 1 
Unternehmen ſchon mindeſtens zwei Verkaufsſtellen, gleichgültig 1 
welchem Ort, bejigt” (Fromm a. a. O. S. 1220); vgl. auch Miche 3 
MEIWI. 1936, 33. Das Bedürfnis für die Errichtung von Filial 
geſchäften iſt vom Regierungspräſidenten in Potsdam ausnahmslo 
nicht anerkannt worden, fo daß damit einer unerwünſchten Ausdehnung 
von Berliner Filialgeſchäften im Regierungsbezirk Potsdam ein Riege 
vorgeſchoben wurde (Fromm a. a. O. S. 1220). Unter die Sonder 
vorſchrift fallen auch jene Fälle, in denen die weitere Ausdehnung 
eines Filialbetriebes dadurch getarnt werden foll, daß beſtimm 
Perſonen, z. B. Verwandte und abhängige Geſchäftsangeſtellte, vor“ 
geſchoben werden (v. Levetzow a. a. O. ©. 1216). 

0) Vgl. den RdErl. v. 10. Jan. 1936 Ziff. Ic. 

1) Vgl. den RdErl. v. 10. Jan. 1936 Ziff. Ic. 
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Mer Filiale durch ein mehrere Verkaufsſtellen betreibendes 
aternehmen gleich. Dennoch handelt es ſich, rechtsſyſtematiſch, 
(ei einen Übernahmetatbeſtand, der ſich von dem allgemeinen 
g en) Fall des reinen Beſitzwechſels nur dadurch unter- 
Aeidet, daß er komplex iſt (Befitzwechſel unter gleichzeitiger 
nderung der Betriebsart o. ä.). Man darf nicht vergeſſen, daß 
105 Weſentliche des Begriffes „Übernahme“ ift, daß an der Zahl 
Rd dem Ort der beſtehenden Einzelhandelsverkaufsſtellen nichts 
geandert wird oe). 
Fil Schwieriger ſind die Fälle, wenn es ſich um die verſteckte 
Gildaliſterung handelt. Von Mich el (MBlWi. 1936, 31 [32/33]) 
ird die Frage aufgeworfen, ob ein Filialunternehmen im 
Sinne der Ziff. III DurchfVO. ſchon dann vorliegt, wenn 


1. vöwar die Perſon Einzelperſon oder Handelsgeſellſchaft), 
die eine Verkaufsſtelle errichten oder übernehmen will, 
rechtlich ſelbſtändig iſt und als ſolche auch keine weiteren 
Verkaufsſtellen betreibt, aber Geſellſchafter einer anderen 
Einzelhandelsgeſellſchaft iſt, oder 


2. wenn es ſich um eine Handelsgeſellſchaft als Übernehmer 
handelt, deren Geſellſchafter auch Geſellſchafter einer an- 
deren Einzelhandelsgeſellſchaft, die Verkaufsſtellen unter⸗ 
hält, find“, 


Dieſe Konzernierung braucht nicht unbedingt zu einer 
mittelbaren Filialiſierung zu führen. Wenn aber das „Unter⸗ 
nehmerkapital, das für die Führung der Verkaufsſtellen in Be⸗ 
tracht kommt, bei den in Betracht kommenden Perſonen und 
Geſellſchaften ſich im weſentlichen in denſelben Händen befindet“ 
und wenn „ſich daraus und aus der völligen oder teilweiſen 
Perſonenidentität der Geſellſchafter bzw. der geſetzlichen Ver⸗ 
treter der Geſellſchaft eine einheitliche Willensbildung bei den 
verſchiedenen Einzelhandelsunternehmungen und eine einheit⸗ 
iche Führung der von dieſen betriebenen Verkaufsſtellen er⸗ 
gibt“, „liegt trotz dieſer formalrechtlichen Selbſtändigkeit der 
einzelnen Unternehmer, die Verkaufsſtellen betreiben, zwiſchen 
dieſen ein ſo enger wirtſchaftlicher Zuſammenhang vor, daß es 
ich rechtlich und praktiſch um ein einheitliches, mehrere Ver⸗ 
kaufsſtellen betreibendes Unternehmen im Sinne der Ziff. III 
DurchfV O. handelt“. Fehlt alſo der entſcheidungserhebliche 
„wirtſchaftliche“ Zuſammenhang, ſo kann von einer Filialiſie⸗ 
dung nicht geſprochen werden. Michel verneint auch (a. a. O. 
er 33), daß in jeder beliebigen finanziellen Beteiligung der 
Tatbeſtand der Übernahme (beſſer: der Teilübernahme) zu jeher 
ſei, gleichgültig ob es ſich um die Beteiligung als Stiller Ge⸗ 
ſellſchafter, als Kommanditiſt einer KommGeſ. oder um den 
Erwerb von Aktien oder von Anteilen an einer Gmbh. handelt. 
Jedoch ſind m. M. auch hier jene Vorbehalte zu machen, die 
oben unter A II 2 bß ganz allgemein aufgeſtellt worden find. 
Um die wirtſchaftlichen Vorgänge rechtlich voll zu erfaſſen, 
mimmt Michel (a. a. O. S. 33), da es ſich bei der Prüfung 
des Bedürfniſſes um eine von Amts wegen zu prüfende Vor⸗ 
ausſetzung handelt, eine Auskunftspflicht der Beteiligten an. 
Jedenfalls wird die von Michel vorgebrachte Konſtruktion 
geeignet ſein, zu verhindern, daß unter der Tarnung angeblich 
ſelbſtändiger Einzelhandelsgeſchäfte neue Großfilialbetriebe her- 
angebildet werden, was an ſich gegen den Sinn und den Zweck 
des EHSHG. verſtößt und was — überdies — deswegen rechts⸗ 
widrig iſt, weil ſich dieſe Filialiſierung ohne Kontrolle des 

taates vollzieht. Es mag — aus allem — berechtigt fein, zu 
fordern, daß die Neufaſſung des EH Schch. eine Spezialklauſel 
enthält, nach der Umgehungen ebenſo zu behandeln ſind wie die 
durch fie verdeckten Handlungen ea). 


92) Bei der Verlegung ändert ſich nichts an der Zahl, wohl am 
Ort der Verkaufsſtellen. 

922) Auf die Notwendigkeit einer ſolchen Klauſel wird auch von 
le Viſeur (a. a. O. 1936, 510) hingewieſen: „Man wird ſich hier 
arauf beſchränken müſſen, den Genehmigungszwang in erſter Linie 
zu Kontrollzwecken einzuführen, damit allzu kraſſe Fälle jederzeit ver⸗ 
mieden werden können. Darüber hinaus erſchiene es noch angebracht, 
die Möglichkeit der Umgehung des Geſetzes durch eine dem 55 RAD. 
entſprechende Vorſchrift zu verhindern.“ 


y) übernahme eines Filialunternehmens durch ein anderes 
Filialunternehmen 
(en-bloc- übernahme) 

aa) Grundſätzlich handelt es ſich bei einer Geſamt⸗ 
oder Teilübernahme eines Filialunternehmens durch ein an⸗ 
deres Filialunternehmen nur um einen Beſitzwechſel, der — 
wie oben ausgeführt wurde — nicht geeignet ſein kann, den 
Bedürfnisnachweis zu rechtfertigen s). Eine 


bb) Ausnahme liegt vor, wenn das übernehmende 
Filialunternehmen im Verhältnis zu dem bisherigen Unter⸗ 
nehmen eine weſentlich andere wirtſchaftliche oder kapitalmäßige 
Struktur zeigt. Dies iſt z. B. der Fall, wenn die Verkaufsſtellen 
von einem „kleinen“ Filialunternehmen auf einen Filialgroß⸗ 
betrieb übergehen ſollen. In ſolchen Fällen, ſagt der Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſter »), könne in der Tat mit der Übernahme auch 
eine ſo weſentliche Veränderung des Gepräges der einzelnen 
Verkaufsſtellen und ihrer wettbewerbsmäßigen Auswirkungen 
verbunden ſein, daß die Übernahme einer Neuerrichtung gleich⸗ 
zuſetzen und demgemäß von dem Nachweis des Bedürfniſſes ab⸗ 
hängig zu machen iſt. Der Reichswirtſchaftsminiſter verkennt 
nicht die Schwierigkeiten, die in der Durchführung dieſer — nur 
programmatiſch zu wertenden — Anweiſungen liegen und die 
ſich vermehren, wenn es ſich um ein über die örtliche Zuſtändig⸗ 
keit der Genehmigungsbehörde os) hinausreichendes Unternehmen 
handelt, und empfiehlt daher, um ein möglichſt einheitliches 
Vorgehen im Reichsgebiet zu gewährleiſten, daß an ihn vor 
der Entſcheidung, ob der Bedürfnisnachweis verlangt werden 
ſoll oder nicht, zu berichten 9). 


2. Ausnahmen für die Übernahme im Wege des Erbgangs 
a) Erteilung einer auflöſend bedingten Genehmigung 

Um Härten und wirtſchaftliche Nachteile zu vermeiden, hat 
ſich der Reichswirtſchaftsminiſter damit einverſtanden erklärt“), 
daß dem Antragſteller in Fällen, in denen eine Verkaufsſtelle 
im Weg des Erbgangs übernommen wird und der Nachweis 
der erforderlichen Sachkunde von dem Übernehmenden im Zeit⸗ 
punkt der Übernahme nicht erbracht werden kann, eine für den 
Erwerb der Sachkunde ausreichende Friſt bewilligt und die Ge⸗ 
nehmigung einſtweilen unter der auflöſenden Bedingung erteilt 
wird, daß der Nachweis der erforderlichen Sachkunde bis zu 
einem beſtimmten Zeitpunkt nachgebracht wird. 


b) Erteilung einer befriſteten Genehmigung 

a) Fehlt es dem Übernehmenden in ſolchen Fällen außer⸗ 
dem noch an der perſönlichen Zuverläſſigkeit, ſo iſt 
ihm für den Verkauf des Unternehmens eine angemeſſene Zeit 
durch Erteilung einer befriſteten Genehmigung einzuräumen “). 

6) Wenn es dem Übernehmenden nicht gelingt, bis zu 
dem feſtgeſetzten Zeitpunkt den Nachweis der Sachkunde 
nachzubringen, gilt das Gleiche wie zu a). 


3. Ausnahmen für die Übernahme in der Übergangszeit 


Soſdeit eine Verkaufsſtelle auf Grund von Verträgen (3. B. 
Kauf, Pacht, Schenkung), die vor Erlaß des Geſ. v. 13. Dez. 
1934 abgeſchloſſen worden ſind, übernommen werden ſoll, iſt 
zur Vermeidung unbilliger Härten für die Übergangszeit nach 
den gleichen Grundſätzen zu verfahren, wie ſie für die Über⸗ 
nahme im Wege des Erbgangs aufgeſtellt find 19). 


93) Vgl. den RdErl. v. 10. Jan. 1936 Ziff. Id. 
94) Vgl. den RdErl. v. 10. Jan. 1936 Ziff. Id. 
95) Siehe die Fußnote 52. 

90) Vgl. den Rderl. v. 10. Jan. 1936 Ziff. I d. 
97) Vgl. den RdErl. v. 10. Jan. 1935 Abſ. 1 Satz 
98) Vgl. den RdErl. v. 10. Jan. 1935 Abſ. 1 Satz 
99) Vgl. den RdeErl. v. 10. Jan. 1935 Abſ. 1 Satz 


5. 
6. 
15 
100) Vgl. den RdErl. v. 10. Jan. 1935 Abſ. 1 Satz 8 
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Auffäße 


(Suriftiiche Wochenſchrift 


dur Haftung des Rechtsanwalts für den Probe- und Anwalts- Aſſeſſot 


Von Rechtsanwalt Dr. Karl Fritz Jona 3, Berlin 


Die Ausführungen von Oellers: JW. 1936, 290 ſind 
an ſich durch die zwiſchen dem BNSDI. und der Reichs⸗ 
rechtsanwaltskammer mit der Allianz und Stuttgarter Verein 
Verſicherungs⸗A.⸗G. getroffene Vereinbarung über die Neu- 
ordnung der Berufs⸗Haftpflichtverſicherung für Rechtsanwälte 
und Notare (JW. 1936, 436) zum großen Teil überholt. 
Trotzdem kann an einigen grundſätzlichen Bedenken, die gegen 
den von Oellers eingenommenen Standpunkt zu erheben 
ſind, nicht vorbeigegangen werden. Er kommt zu dem Ergeb- 
nis, daß der Anwaltsaſſeſſor veranlaßt, ja fogar gezwungen 
werden ſoll, eine Haftpflichtverſicherung abzuſchließen, die er 
als Deckung ſeiner Tätigkeit ſeinem ausbildenden Anwalt zur 
Verfügung zu ſtellen hat. Verſicherungsrechtlich iſt hierzu zu 
bemerken, daß ein derartiger Vertrag wohl den Aſſeſſor, aber 
nicht den Anwalt ſchützen würde. Die behauptete Riſiko⸗ 
erhöhung liegt doch aber nach Anſicht von Oellers gerade 
in einer geſteigerten Haftung des Anwalts dem Mandanten 
gegenüber. Für dieſen kann die Löſung nur im Rahmen 
ſeines Haftpflichtverſicherungsvertrages erfolgen. 

Abgeſehen davon, ſcheint mir aber der Vorſchlag auch 
nicht mit dem Geſetz im Einklang zu ſtehen. Nach 83 des Gef. 
v. 13. Dez. 1935 erhält der Aſſeſſor die gleichen Bezüge wie 
ein Aſſeſſor im ſtaatlichen Probe- und Anwärterdienſt. Eine 
Kürzung auf dem von Oellers vorgeſchlagenen Wege er⸗ 
ſcheint nicht zuläſſig. Er kommt ja auch zu dieſem Ausweg 
offenbar im wefentlichen deshalb, weil er mit Recht der An⸗ 
ſicht iſt, daß es eine große Ungerechtigkeit wäre, die aus⸗ 
bildenden Anwälte mit Zuſchlägen zu belaſten. 

Da das Ergebnis, zu dem Oellers kommt, wie darge⸗ 
legt, recht unbefriedigend iſt, liegt es nahe, nachzuprüfen, ob 
denn überhaupt eine Prämienerhöhung auf dieſem oder jenem 
Wege ganz unvermeidbar iſt. Es kann m. E. nicht anerkannt 
werden, daß dieſer Nachweis bisher gelungen iſt. Man muß 
zunächſt von der Tatſache ausgehen, daß ſchon bisher die Be⸗ 
ſchäftigung von Stationsreferendaren und Hilfsarbeitern, 
deren im Anſchluß und auf Grund eines Examens erfolgte 
Ernennung zum Aſſeſſor nicht mehr als zwei Jahre zurück⸗ 
liegt, von der Haftpflichtverſicherung gedeckt wurde. Nun 
dauert die Ausbildung eines Aſſeſſors vier Jahre. Wird da⸗ 
durch aber das Riſiko weſentlich vergrößert? 

Der entſcheidende Geſichtspunkt ſcheint mir folgender zu 
ſein: Ein Anwaltsbetrieb ohne Mitarbeiter iſt überhaupt nicht 
denkbar. Es nützte dem Anwalt daher nichts, wenn er nur für 
perſonliche Fehler verſichert wäre, wenn nicht auch z. B. zu⸗ 
nächſt auf ihn zurückfallende Fehler des Büroperſonals von 
der Verſicherung gedeckt würden. Es braucht nicht ausein⸗ 
andergeſetzt zu werden, daß hierin gerade ein recht großer 
Teil des Riſikos liegt (verſäumte Friſten! nicht notierte Ter⸗ 
mine! nicht abgeſchickte Briefe! uſw.). 

Ahnlich verhält es ſich mit den wiſſenſchaftlichen Mit⸗ 
arbeitern. Auch hier hat die Entwicklung gezeigt, daß ſie aus 
dem Anwaltsbetrieb nicht mehr weggedacht werden können. 
Die Tätigkeit der zur Ausbildung überwieſenen Referendare 
muß unter die Verſicherung fallen, weil ja ihre Ausbildung 
zum Anwaltsberuf gehört. 

Gerade an dieſem Punkt zeigt es ſich, daß man das hier 
vorliegende Problem nicht rein vom verſicherungstechniſchen 
Standpunkt, ſondern von einer höheren Warte aus betrach⸗ 
ten muß. 

Das iſt offenbar auch die Grundlage für das bereits er⸗ 
wähnte Abkommen mit der Verſicherungsgeſellſchaft geweſen. 
Nicht der Rechenſtift kann in ſolchen Fallen entſcheiden. Es 
handelt ſich doch darum, daß der ganze Aufbau der Anwalt 
ſchaft durch die neuen Geſetze auf eine andere Baſis geſtellt 
worden iſt, und zwar im Intereſſe der Allgemeinheit. Der 
Rechtsanwalt iſt jetzt anerkannt „als der berufene, unab⸗ 


Jängige Vertreter und Berater in allen Rechtsangelegen⸗ 
heiten“. 


Da nun weiter allerſeits anerkannt worden iſt, daß ein 
verantwortungsbewußter Verufsſtand „nicht nur an DIE 
Sicherung ſeiner eigenen Sozialverhältniſſe zu denken, ſondern 
darüber hinaus auch für die wirtſchaftliche Sicherſtellung 
ſeiner Auftraggeber für den Fall eines ihm unterlaufenen Be 
rufsverſehens Sorge zu tragen“ hat, war es wohl zu er 
warten, daß dieſen Geſichtspunkten bei der Neuregelung Ned’ 
nung getragen wurde. 

Es läßt ſich natürlich nicht verkennen, daß neben anderen 

Zweigen der Haftpflichtverſicherung — Kraftfahrzeugver⸗ 
ſicherung! Verſicherung der Wirtſchaftsprüfer! — gerade 
Anwalts-Haftpflichtverſicherung ein für die Verſicherungsge 
ſellſchaften recht ſchwieriges und nicht gerade dankbares Gebiet 
bedeutet. Das ergibt ſich am beſten ſchon aus der Tatſache, 
baß ja nur verhältnismäßig wenige Geſellſchaften überhaupt 
derartige Haftpflichtverſicherungen abſchließen. Gerade aber 
im Verſicherungsweſen iſt in dieſen Fällen auch ſchon früher 
der kaufmänniſche Geſichtspunkt zurückgetreten. Die Ber 
ſicherung, wie fie in Deutſchland aufgebaut iſt, iſt vielleicht 
die charakteriſtiſche, gemeinnützige Form von Privatunter 
nehmungen, wenn dies auch vielfach — ſelbſt von den Ge 
richten — verkannt wird. Träger der Verſicherung find, rich⸗ 
tig betrachtet, ja nicht nur die Geſellſchaften, ſondern auch die 
Verſicherungsnehmer ſelbſt, die eine geſchloſſene Gefahrenge 
meinſchaft bilden. Eine Überſpannung der Anforderungen an 
die Verſicherungsgeſellſchaft würde daher keineswegs im Inter⸗ 
eſſe dieſer Gefahrengenteinſchaft liegen, ſondern unter Um⸗ 
ſtänden zu ſehr unerwünſchten Folgen gerade in ſchwierigen 
Zweigen der Verſicherung führen können. Derartige Schrott” 
rigkeiten können namentlich in Übergangszeiten auftreten, in 
welchen die für die Verſicherung in Frage kommenden Berufs- 
ſtände neu aufgebaut oder in ihren Grundlagen umgeändert 
werden. 
Man darf aber nicht verkennen, daß ſich ein wirklicher 
Überblick erſt nach einer längeren Zeit ergeben wird. Gerade in 
dem vorliegenden Fall kann man durchaus der Anſicht ſein, 
daß durch die Beſchäftigung des Probe- und Anwaltsaſſeſſors 
über die bereits eingeräumten zwei Jahre hinaus das von der 
Verſicherungsgeſellſchaft getragene Riſiko doch nicht fo erheb- 
lich erhöht worden iſt. 

Wie Oellers mit Recht ausführt, iſt die Beſchäftigung 
auf dem Gericht in dem Probejahr nur mit Einſchränkungen 
möglich. Ein recht erheblicher Teil der Beſchäftigung des jun⸗ 
gen Aſſeſſors wird in der Fortſetzung und Durchbildung der 
juriſtiſchen Ausbildung und der Vorbereitung für den eigent⸗ 
lichen Anwaltsberuf beſtehen. Bei dieſer Tätigkeit ſteht der 
Aſſeſſor naturgemäß ſtändig unter der Aufſicht des Anwalts, 
dem er zugeteilt iſt. Selbſtändiges Handeln wird kaum in 
Frage kommen. Daraus ergibt ſich, daß die hierin liegende 
Gefahrenquelle als recht geringe bewertet werden muß. Die 
Neuregelung bezweckt ja gerade eine gründlichere Vorbildung 
für den Anwaltsberuf, die im Endergebnis ſich auch in der 
Haftpflichtverſicherung günſtig auswirken muß. Die Fehler⸗ 
quellen werden geringer. Das bereits oben erwähnte Abkom⸗ 
men dürfte zum Teil wohl auch feinen Grund in dieſer Er’ 
kenntnis gehabt haben. Es iſt für die durch die Neuregelung 
auch finanziell belaſtete Anwaltſchaft ſehr erfreulich, daß es 
gelungen iſt, die Mitverſicherung des Probe- und Anwalts- 
aſſeſſors ohne Prämienzuſchlag zu erreichen. 

Die Frage, ob durch die Zuteilung von Anwaltsaſſeſſoren 
Mitarbeiterverhältniſſe zum großen Teil verſchwinden und 
dadurch die Prämieneinnahmen der Verſicherungsgeſellſchaften 
ſinken werden, läßt ſich vorläufig noch gar nicht überſehen. 
Es läßt ſich nicht verkennen, daß ſich für die Haftpflichtver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften durch dieſe Umſtellung der Anwalt⸗ 
ſchaft, beſonders nach dem Ausſcheiden einer großen Anzahl 
jüdiſcher Anwälte, die Ausſichten, rein geſchäftsmäßig be⸗ 
trachtet, ſtark geändert haben. Man muß dieſe Dinge aber, 
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> es ja auch geſchehen ift, unter größeren Geſichtspunkten 
etrachten und die Erfahrungen abwarten, die ſich aus dem 
erlauf der nächſten Jahre ergeben werden. Schließlich liegt 
er Gedanke ſehr nahe, daß Anwälte, welche einen Probe⸗ 
f er Anwaltsaſſeſſor beſchäftigen, eine bisher nicht abge⸗ 
alen Haftpflichtverſicherung eingehen werden, um gegen 
alle Gefahren geſchützt zu ſein. Das wäre nur zu begrüßen. 
Jeder Rechtsanwalt und Notar ſollte eigentlich aus Gründen 
eines Berufsanſehens und feiner Exiſtenzſicherung verſichert 
wa (vgl. 1 des Abkommens). Auf dieſem Wege könnte ein 
rde Ausgleich für etwaige Prämienrückgänge geſchafſen 
en. : 


Die Einführung einer Zwangshaftpflichtverſicherung, wie 


Die Pflicht zur Heranziehung des Materials der Deutjchen 
entralſtelle zur Bekämpfung der Schwindelfirmen im 
Sivilprozeß 


Der nachſtehende Aufſatz iſt mit Genehmigung der 
Deutſchen Zentralſtelle zur Bekämpfung der Schwindel⸗ 
firmen e. V. dem „Warnungsdienſt“, 8. Jahrgang 
Nr. 12, entnommen. 


* Jede gerichtliche Tätigkeit gliedert ſich in zwei verſchiedene Teile: 

— erſte, wichtigere und ſchwierigere Teil iſt die genaue Feſtſtellung 
— Tatbeſtandes. Der zweite, in den meiſten Fällen verhältnismäßig 

oanfacher zu erledigende Teil iſt die Anwendung des gelten⸗ 
en Rechts auf den feſtgeſtellten Tatbeſtand. 


Im erſten Augenblick mag es überraſchen, wenn geſagt wird, 
es ſei die Feſtſtellung des Tatbeſtandes die ſchwerere, die Rechts- 
auwendung die leichtere Aufgabe. Man muß aber folgendes bedenken: 
Wenn ein wirklich vollkommen klares Bild der tatſächlichen Vor⸗ 
gänge vorliegt, ſollte die rechtliche Schlußfolgerung daraus regel⸗ 
fi äßig auch dem einfachen Laienverſtand und dem natürlichen Emp⸗ 
inden des Volkes entſprechen, abgeſehen von den wenigen Fällen, wo 
wirklich Rechtsfragen ſtreitig ſind. Von einem verſtändigen Menſchen, 
er im Leben und in Verbindung mit ſeinem Volk ſteht und der ſich 
Eu geſundes, moraliſches Urteil bewahrt hat, wird ſie ohne beſondere 
chwierigkeiten gefunden werden. Denn in der großen Linie ſtimmt 
auch heute das in Paragraphen gefaßte Geſetz mit dem überein, was 
das Volk als Recht empfindet. Allein auf die dem Volksempfinden 
dülſprechende Anwendung kommt es an. Nach der Machtübernahme 
urch den Nationalſozialismus iſt die Notwendigkeit einer Überein⸗ 
ſummung des geſchriebenen Geſetzes mit der Volksmeinung beſonders 
deutlich herausgeſtellt worden. Es iſt bekannt, daß dieſe Forderung 
einer der Hauptgrundſätze des Nationalſozialismus iſt und daß mit 
größter Energie daran gearbeitet werden ſoll, überall da Abhilfe zu 
chaffen, wo „das Recht, das mit uns geboren iſt“, nämlich das dem 
geſunden Volksempfinden entſprechende Recht, noch nicht zur wirk⸗ 
lichen Anwendung in der Praxis der Gerichte gelangen kann, weil 
zwingende Vorſchriften entgegenſtehen. 


Bei der Wichtigkeit der einwandfreien Feſtſtellung des Tat⸗ 
beſtandes für die Rechtsfindung iſt für unſer Thema die Frage zu 
erörtern: Wie bekommt das Gericht ſeinen Tatbeſtand? 
Grundſätzlich gilt in Deutſchland die „freie Beweiswürdigung“ 
des Richters. Das bedeutet, daß jeder Richter vollkommen ſouverän 
arüber iſt, warum, aus welchen Gründen und unter Anwendung 
welcher Überlegungen er dazu kommt, einen beſtimmten Tatbeſtand als 
erwieſen oder als nicht erwieſen anzuſehen. Er iſt in der Bewertung 
es Materials vollkommen frei und nur auf fein Gewiſſen geſtellt. 
Dagegen gibt es ſelbſtverſtändlich methodiſche Vorſchriften, d. h. 
orſchriften über das von jedem Richter anzuwendende Verfahren, 
mit welchem er ſich die Unterlagen für ſeine zum Schluß anzuwendende 
reie Beweiswürdigung“ zu verſchaffen hat. Dieſe Grundſätze ſind in 
ber Zivilprozeßordnung und der Strafprozeßordnung 
und den ſonſt hierzu erlaſſenen Geſetzen und Verfügungen enthalten. 
zer Richter muß gewiſſe Regeln befolgen und darf gewiſſe Dinge 
nicht unternehmen. 


Im Strafprozeß — hierzu gehören auch Ehrengerichte 
uſw. — iſt die Möglichkeit, ſich Erkenntniſſe zu verſchaffen und Tat⸗ 
teſtande feſtzuſtellen, ganz weit geſpannt. Es wird wenige Möglich⸗ 
reiten geben, die die Strafbehörden (Staatsanwaltſchaften, Unter⸗ 
juchungsrichter, erkennende Gerichte) nicht irgendwie in Anwendung 
ringen könnten. Es iſt alſo ganz ſelbſtverſtändlich, daß in jedem 
„einſchlägigen“ Strafprozeß die Akten der Deutſchen Zentralſtelle 


fie Oellers anregt, möchte ich allerdings nicht befürworten. 
Dieſer Gedanke iſt bekanntlich bei der Kraftfahrzeugver⸗ 
ſicherung wiederholt ſeit Jahren erörtert worden (vgl. den 
Aufſatz des Unterzeichneten im Recht des Kraftfahrers 
1930, 489). Trotz der vielen und ſtarken Gründe, die ſich für 
eine Zwangshaftpflichtverſicherung ergaben, hat ſich eine be⸗ 
friedigende praktiſche Löſung bisher nicht finden laſſen. Das 
iſt um ſo bemerkenswerter, als es ſich um ein ungleich 
größeres und für die Allgemeinheit bedeutenderes Gefahren⸗ 
gebiet handelt. Es darf aber wohl angenommen werden, daß 
es aus den oben mehrfach angeführten Gründen in Zukunft 
kaum noch Anwälte geben wird, die eine Haftpflichtver⸗ 
ſicherung nicht abgeſchloſſen haben. 


herangezogen werden muüſſen. Die Unterlaſſung mare einer Verletzung 
der Amtspflicht gleichzuachten. 

Anders iſt die Lage im Zivilprozeß. Denn im Zivilprozeß 
kann und will der Staat nicht die Verantwortung für jedes einzelne 
Privatgeſchäft der Volksgenoſſen übernehmen. Er ſtellt — vorbehalt⸗ 
lich beſonderer eigener Intereſſen — zunächſt nur die Einrichtung 
der Gerichte zur Verfügung, damit die Parteien ihre berechtigten An⸗ 
ſprüche erzwingen können, falls ſie es wollen. 


Der letztere Punkt iſt wichtig. Wenn jemand einen Kauſpreis 
nicht einklagen will, ſo beſteht im allgemeinen kein Anlaß, daß der 
Staat ſich darum kümmert und ihn etwa dazu zwingt, es doch zu 
tun. Auch wenn jemand einen Prozeß — beiſpielsweiſe um Zahlung 
einer beſtimmten Geldſumme — führt, ſo kann der Richter nicht ver⸗ 
langen (weil es eine außerhalb der Staatsaufgabe liegende Handlung 
wäre), daß eine beſtimmte dritte Perſon als Zeuge vernommen wird, 
wenn weder Kläger noch Beklagter dieſes wollen. Wenn der Kläger 
in einem ſolchen Fall alſo ſeinen Beweis nicht führen kann, weil eben 
die ſonſtigen Beweismittel nicht ausreichen, ſo muß er ſich damit ab⸗ 
finden, ſeinen Prozeß (vielleicht ungerechterweiſe) zu verlieren, weil 
er das wirklich entſcheidende Beweismittel nicht einſetzen will, oder 
umgekehrt. Dieſer Grundſatz der „Parteidispoſition“ — die ſogenannte 
„Parteimaxime“ hat gerade das Prozeßrecht der Römer ſehr 
ſtark (und, wie gleich geſagt werden muß, in übermäßiger Art und 
Weiſe) beherrſcht. Ganz wird man von dieſem Grundſatz auch wohl 
in keinem modernen Prozeßſyſtem abweichen wollen, aber ſeine Allein⸗ 
herrſchaft iſt gebrochen. 

Früher konnte im Zivilprozeß jede Partei dem Richter offen⸗ 
ſichtliche Unwahrheiten vortragen. Aber ſchon, als im Jahre 1931 
auf dem Lübecker Juriſtentag der Referentenentwurf einer Zivilprozeß⸗ 
ordnung zur Erörterung geſtellt wurde, war in dieſem eine Wahr⸗ 
heitspflicht der Parteien vorgeſehen (8 228 letzter Abſatz des Ent⸗ 
wurfs). Dieſe iſt inzwiſchen Geſetz geworden. Damals iſt 
in der Debatte deutlich zum Ausdruck gebracht worden, daß der deutſche 
Zivilprozeß ſchon längere Zeit die ſog. Parteimaxime verlaſſen und 
die „Inquiſitionsmaxime“ angenommen habe, nämlich die Pflicht des 
Richters, durch eine aktive Unterſuchung (Inquiſition) von ſich aus, 
den „objektiven Tatbeſtand“ zu ermitteln. Heute iſt kein Zweifel mehr: 
Auch im Zivilprozeß hat das Verfahren das Ziel, die „wirkliche Wahr⸗ 
heit“ zu erforſchen. Wird alſo die Frage aufgeworfen: Darf und 
ſoll der Richter im Zivilprozeß das große Material 
der Deutſchen Zentralſtelle zur Bekämpfung der 
Schwindelfirmen von ſich aus für die Erledigung der 
einzelnen Fälle heranziehen, ſo kann die Antwort nur 
laulen: Ja — denn jedes Bild eines Tatbeſtandes, für welchen 
Material bei der Zentralſtelle zur Bekämpfung der Schwindelfirmen 
vorliegt, iſt ſo lange unvollſtändig, alſo unrichtig, als das Material 
nicht beigebracht und ausgewertet iſt. 


Tritt alſo irgendwie an den Richter die Vermutung heran, es 
ſei bei dem Zivilprozeß eine Partei beteiligt, die ſelbſt als Schwindel⸗ 
firma anzuſprechen wäre, oder aber es habe eine Schwindelfirma von 
außen her auf das zwiſchen den ſtreitenden Parteien abzuwickelnde 
Rechtsverhältnis Einfluß genommen, ſo kann und muß der Richter 
heute alle ihm zu Gebote ſtehenden Erkenntnismöglichkeiten anſpannen 
— 3.8. auch eine Anfrage bei der Deutſchen Zentralſtelle zur Be⸗ 
kämpfung der Schwindelfirmen —, um zu erkennen, ob dieſer Ver⸗ 
dacht berechtigt iſt oder nicht. Denn er ſoll ja die „wirkliche Wahr⸗ 
heit“ feſtſtellen und lrägt die ſouveräne Verantwortung dafür, daß 
er eine richtige „Beweiswürdigung“ durchführt. Die Frage „Prozeß⸗ 
maxime“ oder „Inquiſitionsmaxime“ taucht dabei meiſt überhaupt 
gar nicht auf, denn in 99 von 100 Fällen wird die Partei, zu deren 
Gunſten der Richter einem ſolchen Gedankengang nachgeht und eine 
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ſolche Unterſuchung (Inquiſition) anſtellen will, ſofort gern ein⸗ 
verſtanden ſein, daß der Richter die entſprechenden Maßnahmen er⸗ 
greift, und wird alſo jeden Antrag ſtellen, zu dem der Richter ihr 
die Anregung gibt. Belehrung der Parteien und die Pflicht, ſie 
darüber aufzuklären, welche Anträge im Intereſſe ihrer Sache zweck⸗ 
mäßig ſein konnten, iſt ja aber ein ſchon lange Zeit feſtſtehender 
Grundſatz der deutſchen Prozeßführung. Er iſt nach beiden Seiten 
gleichmäßig anzuwenden und gefährdet die „Objektivität“ des Richters, 
ſein „über⸗den⸗Parteien⸗Stehen“ nicht im geringſten, wie jahrzehnte⸗ 
lange Erfahrungen beweiſen. Es iſt alſo in allen denjenigen Fällen 
überhaupt kein „prozeßtheoretiſches“ Problem vorhanden, wo der 
Richter durch Ausübung ſeines Fragerechtes — das nach altem 
und neuem Geſetz eine Fragepflicht iſt — dahin wirken kann, 
daß die Partei den Beweisantrag auf Anfrage bei der Deutſchen 
Zentralſtelle zur Bekämpfung der Schwindelfirmen ſtellt, um eine 
Schwindelfirma als ſolche zu eutlarven. Alle die früher oft geführten 
Diskuſſionen, ob und wieweit der Richter ſeine Unparteilichkeit ver⸗ 
letze, wenn er beſonders eifrig aufzuklären verſucht und von ſich aus 
entſprechende Maßnahmen ergreift, damit eine Schwindelfirma ent⸗ 
Tarot wird, find gegenſtandslos. Nur in den wenigen Fällen, wo 
eine Partei entſprechende Anträge nicht ſtellen will, hat der Richter 
zu prüfen, was er tun ſoll und tun kann. Es iſt dabei zweifellos nicht 
ſeine Aufgabe — wie der Vormund eines unmündigen Kindes —, die 
Partei zu zwingen, den Prozeß mit ſolchen Mitteln zu gewinnen, die 
tie ſelbſt ablehnt. Er würde alſo nur in einem ſolchen — übrigens 
wirklich ganz ungewöhnlich ſeltenen Fall — die Nachforſchungen bei 
der Deutſchen Zentrale zur Bekämpfung der Schwindelfirmen unter- 
laſſen und die Partei den Prozeß verlieren laſſen müſſen, wenn ſie 
die erforderlichen Anträge nicht ſtellen will. Aber er wird dann nach⸗ 
träglich die Akten an die Staatsanwaltſchaft abgeben, wenn ſich die 
Verdachtsmomente ſo weit zuſammengezogen haben, daß eine amtliche 
Befaſſung der Strafbehörden mit der Frage in Betracht kommt. 


In einem ſehr beachtlichen Aufſatz in JW. 1934, 2737 ff. hat 
Féaux de la Croix ausgeführt, daß es durchaus notwendig ſei, 
im Zivilprozeß auch Unterlagen über die Perſönlich⸗ 
keit der Beteiligten zu beſchaffen und zu verwerten, d. h. 
Beweismittel zuzulaſſen und das richterliche Inquiſitionsverfahren 
darauf zu richten, ob es ſich, kurz geſagt, um einen Ehrenmann oder 
einen Verbrecher handelt. Das liegt auf der gleichen Linie. 


Beides iſt die ganz einfach gewordene Folge aus dem Grundſatz, 
daß der Richter im Prozeß die Führung hat und die „wirkliche Wahr⸗ 
heit“ ſeſtſtellen ſoll. 


Eine ganz andere Frage iſt die, wie der Richter zu dem Ver⸗ 
dacht kommt, daß eine Schwindelfirma im Spiel ſei, und wie er ſich 
die ausreichende Überzeugung davon verſchafft. Das iſt wieder kein 
prozeßtheoretiſches Problem, ſondern ein rein prak⸗ 
tiſches. Bei den Verhandlungen, die im Rahmen der Aufgaben der 
Deutſchen Zentralſtelle zur Bekämpfung der Schwindelfirmen über dieſe 
Frage am 22. Aprik 1931 in der Hamburger Börſe geführt worden 
ſind, hat man ſich noch ſehr den Kopf darüber zerbrochen, ob Material 
durch Zuſammenſtellung von Zivilurteilen in der einen oder andern 
Form bereitgeſtellt werden dürſe, ob es nicht bedenklich ſei, alpha⸗ 
betiſche Liſten aufzuftellen, durch die Gerichtsvorſtände Mitteilungen 
von entſprechenden Urteilen an die ihnen unterſtellten Kammern und 
Abteilungen zu geben und insbeſondere Mitteilungen der Prozeß⸗ 
gerichte an die Dentſche Zentralſtelle zur Bekämpfung der Schwindel⸗ 
firmen gelangen zu laſſen. Es muß der Standpunkt eingenommen 
werden, daß die Juſtizverwaltungen und alle einzelnen Richter und 
insbeſondere alle Anwälte alles tun dürfen und alles tun müſſen, 
um ſämtliches ihnen ja in öffentlicher Verhandlung vorgekom⸗ 
mene Material an diejenige Stelle gelangen zu laſſen, die geeignet 
iſt, Schädlingen der Wirtſchaft und Volksgemeinſchaft das Handwerk 
zu legen. 


Es kann ſich heute nur um die Frage handeln, wie eine ſolche 
Materialſammlung techniſch am beſten ausgeſtaltet werden könnte. 
In dieſer Beziehung ſind alle Freunde und Kenner der Tätigkeit der 
Deutſchen Zentralſtelle zur Bekämpfung der Schwindelſfirmen wohl 
einhellig der Meinung, daß eine ſolche Sammlung nur dann zweck⸗ 
voll ſein kann, wenn ſie vollkommen einheitlich und 
zentral — eben bei der Deutfden Zentralſtelle — 
geführt wird. Sammlungen einzelner Gerichte können natürlich 
nicht ſchaden, wenn gleichzeitig die Zentralſtelle mit dem⸗ 
ſelben Material verſorgt wird. Es wäre aber ein verhängnis⸗ 
voller Fehler, wenn die Juſtizverwaltungen ſich darauf beſchränken. 
wollten, ihre einzelnen Gerichtspräſidenten, die vorhandenen Vereini⸗ 
gungen von Prozeßrichtern od. dgl., örtliche Handelskammern oder 


ſonſtige Stellen mit Material zu verſehen, aber nicht gleichzeitig 
ebenſo ausführlich die Deutſche Zentralſtelle ins Bild zu ſetzen. 


Eine Schwindelfirma erkennt man ſelten am einzelnen dal 
oder beſſer geſagt, die Überführung als Schwindelfirma iſt ſelten au 
einem Fall möglich. Nur die Häufung des Materials, alſo die 
zentrale Zuſammenſtellung aller Erfahrungen gibt die Möglichkeit, 
ſchnell und mit Sicherheit Schädlinge zu entlarven. Wir faſſen zu⸗ 
ſammen: 


1. Der Zivilprozeß iſt heute in Deutſchland ein Verfahren zur Tell 
ſtellung der objektiven Wahrheit, d. h. der Vorgänge, wie 15 
wirklich waren. Die Anträge der Parteien bilden nur den 
Rahmen, — verantwortlicher Leiter der Unterſuchung (Ingul⸗ 
fition) iſt das Gericht. Eine Grenze findet Pflicht und Recht 
der Gerichte zur „Inquiſition“ nur darin, daß nicht gegen den 
erklärten Willen der Parteien Nachforſchungen angeſtellt werden 
ſollen, es ſei denn, daß das Staatsintereſſe eine Unterſuchung 
von ſich aus verlangt. Im letzteren Fall ift aber dieſe Unter“ 
ſuchung in das Gebiet des Strafprozeſſes zu verlegen. Der Zivil- 
richter hat alſo dann auf Grund des ihm von den Parteien vor“ 
gelegten — eventuell lückenhaften — Materials zu entſcheiden, 
aber er hat dann die Strafbehörde zu unterrichten. 


2. Es beſtehen keinerlei Bedenken, alle in irgendwelchen 
Zivilprozeſſen erwachſenen Unterlagen — bei den Strafprozeſſen 
iſt es ſelbſtverſtändlich — der Deutſchen Zentralſtelle zur Be⸗ 
kämpfung der Schwindelfirmen zuzuführen, damit dort alle 
Erkenntnisquellen für die Feſtſtellung der objektiven Wahrheit 
zuſammenfließen, die ſich darauf beziehen, ob es ſich bei be 
ſtimmten Perſonen oder Firmen um zuverläſſige oder un 
zuverläſſige Faktoren des wirtſchaftlichen und perſönlichen Lebens 
des Volkes handelt. 


3. Richter und Anwälte haben ſogar die Berufspflicht, bel 
ihnen erwachſenes Material der Deutſchen Zentralſtelle zur Be 
kämpfung der Schwindelfirmen zuzuleiten, damit auch in anderen 
Fallen die „objektive Wahrheit“ feſtgeſtellt werden kann. 


Leider ſind die beſonderen Probleme der Schwindelfirmen bei 
Anwälten und auch bei einem großen Teil der Gerichte noch vie 
zu 1 0 bekannt. Es dürfen daher die weiteren Sätze aufgeſtellt 
werden: 


4. Jeder Anwalt begeht einen Kunſtfehler, der ihn ſogar zivilrecht, 
lich haftbar machen ſollte, wenn er in einem, irgendwie in der 
Richtung der Tätigkeit von Schwindelfirmen liegenden Fall nicht 
zugunſten ſeines Klienten bei der Deutſchen Zentralſtelle anfragt- 


5. Ebenſo verſtößt jeder Richter gegen ſeine Pflicht, wenn er nicht 
beim Auftauchen eines dementſprechenden Verdachtes der be’ 
treffenden Prozeßpartei das Stellen entſprechender Anträge nahe? 
legt und auf deu ſo erzielten Antrag der Partei hin eine Nach⸗ 
frage halten läßt. Nur wenn eine Partei ausdrücklich erklärt, 
daß fie in der beſtimmten Richtung zugunſten ihres Prozeſſes 
keine Nachforſchungen anſtellen zu laſſen wünſcht, haben dieſe 
zu unterbleiben. 


Die ganze Angelegenheit iſt damit aus einem rein juriſtiſchen 
und theoretiſchen Problem in ein praktiſches verwandelt. Es bedarf 
der ſtändigen Aufklärung der juriſtiſchen Öffentlichkeit über die Ge⸗ 
fahren der Schwindelfirmen, über die Art ihres Auftretens im Wirt⸗ 
ſchaftsleben und über die Quellen der Erkenntnis, die in der großen 
Materialſammlung der Deutſchen Zentralſtelle gegeben iſt. 


Hier wird heute von ſeiten des Bundes Nationalſozialiſtiſcher 
Deutſcher Juriſten, von den Anwaltskammern und von der Juſtiz⸗ 
verwaltung ſelbſt mit großem Verſtändnis gearbeitet. Die Ausräumung 
der juriſtiſchen Bedenken dürfte erfolgreich beendet fein. Es gilt jetzt, 
den praktiſchen Nutzen zu ziehen. 


die Gebühren des Rechtsanwalts im verfahren vor 
Verſicherungsbehörden 


Ju dem Aufſatz JW. 1936, 977 Abſ. III a 1 iſt in dem letzten 
Abſatz der rechten Spalte ein Druckfehler zu berichtigen. Der Abſatz 
muß wie folgt lauten: 


„Die Vergütung für die Berufstätigkeit eines Rechtsanwalts 
beträgt im Verfahren vor dem Verſicherungsamt 1—30 Kal, einem 
Oberverſicherungsamte 2—50 RM, dem Reichsverſicherungsamte 
3 100 RAM (8 1 Abſatz 2 der Gebührenordnung).“ 
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| | Aus der Deutſchen Rechtsfront | | 


Einheit der Rechtsider 
Keichsrechtsführer Dr. Frank auf der Schlußkundgebung des Deutſchen Juriſtentages 1936 


In den nächſten Wochen und Monaten wird die Juriſti⸗ 
he Wochenſchrift im Rahmen der ihr geſtellten Aufgabe zu 
den Ergebniſſen des Deutſchen Juriſtentages 1936, vor allem 
ber Tagung der Reichsgruppe Rechtsanwälte, Stellung neh⸗ 
men. Es iſt aber für jeden Rechtswahrer unbedingt erforder⸗ 
ich, ſich mit allen Fragen zu beſchäftigen, die auf dem 

Juriſtentag in Reden und Referaten behandelt worden ſind. 
Deshalb wird bereits jetzt darauf hingewieſen, daß vom NS. 

echtswahrerbund beabſichtigt iſt, alle Reden auf dem Deut⸗ 
ſchen Juriſtentag 1936 geſammelt in einer Buchausgabe, die 
valdigſt zu erwarten fein dürfte, herauszubringen. Der nach⸗ 
ſtehende Artikel ſoll die notwendige Ergänzung des im 
vorigen Hefte S. 1430 gegebenen Berichtes ſein. Dort iſt 
vor allem die feierliche Proklamierung des Deutſchen Rechts⸗ 
wahrers gewürdigt worden. Stand im Mittelpunkt der Er⸗ 
öffnungskundgebung die Einheit des Rechtsſtandes, 

o erreichte die Tagung ihren Höhepunkt in der mit ſtürmi⸗ 
ſchem Beifall aufgenommenen Verkündung der Einheit 
der Rechtsidee. 

Nachdem eingangs der Reichspropagandaminiſter Gau- 
leiter Dr. Joſeph Goebbels einen Appell an das geſunde 
Rechtsempfinden der europäiſchen Völker gerichtet hatte, ſprach 
noch einmal der Reichsrechtsführer Reichsleiter Dr. Frank 
in der überfüllten Meſſehalle zu feinen Rechtswahrern. In 
einer immer wieder von brauſendem Beifall unterbrochenen 
Rede führte der Miniſter u. a. aus: 

„Daß wir Deutſchen Rechtswahrer uns hier ſo zahlreich 
treffen und daß wir hier an das Tiefſte und Höchſte des 
deutſchen Volkslebens unter dem Geſichtspunkte des Rechts 
chöpferiſch herantreten konnten, verdanken wir ausſchließlich 
dieſer Zeit des nationalſozialiſtiſchen Aufbruchs. Jeder von 
uns muß dieſen Deutſchen Juriſtentag 1936 als ein noch 
beſſerer Nationalſozialiſt verlaſſen, jeder von uns muß als 
Rechtskämpfer mit noch größerer Entſchiedenheit für die 
Durchſetzung des Nationalſozialismus im Recht eintreten. 
In jedem von uns muß das Bewußtſein dieſer großen jchöp- 
ſeriſchen Epoche unſeres Rechtslebens noch klarer vorhanden 
ſein als je zuvor. Als die großen Ausſtrahlungen dieſes 
Deutſchen Juriſtentages ſehe ich für den Deutſchen Rechts⸗ 
wahrer die Steigerung ſeiner ſtändiſchen Geſchloſſenheit, die 

örderung ſeiner ideellen Entſchloſſenheit und die Förderung 
ſeiner ſchöpferiſchen Wirkenskraft; für das deutſche Volk aber 
te Förderung der Erkenntnis, daß der Nationalſozialismus 
die Kluft, die früher einmal ſo unſelig zwiſchen Juſtiz und 
Volk beſtand, geſchloſſen und die große Wirkensgemeinſchaft 
der Rechtsgüter und der Rechtsträger mit dem Volksganzen 
zum Segen unſerer Nation und unſeres Reiches herbeigeführt 
hat. Das Entſcheidende — und das gibt uns ein beglückendes 
Gefühl — iſt, daß mit der Durchſetzung des arganiſatoriſchen 
Prinzips des deutſchen Rechtsſtandes zugleich die Durchſetzung 
er nationalſozialiſtiſchen Idee auf dem Geſamtgebiete des 
Rechtes ſich verbindet, und daß aus der Einheit von 
Rechts ſtand und Rechtsidee dem deutſchen 
Volk und dem Deutſchen Reich eine Rechtsord⸗ 
nung erwächſt, die in ihren großen Grundſätzen das 

undament eines viele Jahrhunderte überdauernden natio⸗ 
nalen Reichsaufbaues ſein wird. 


Wir bekennen uns zu dieſem einheitlichen Wirken von 
Volk, Reich und Recht. Wie nie in der deutſchen Geſchichte 
wird deshalb auch der Segen des Allmächtigen über dem 
reinen Wollen dieſes nationalſozialiſtiſchen deutſchen Volkes 
ſein. Denn wo ein Volk ſo den Glauben an das 
Recht als eine nationale Miſſion auffaßt, 
da iſt die höchſte Krönung des Friedensgedan⸗ 
kens in einem Volke verwurzelt. 

Wenn ſo Rechtswiſſenſchaft und Rechtspraxis für uns 
Nationalſozialiſten gerade aus der Einheit der Ideen- 
grundlage unſerer Bewegung und insbeſondere aus der 
Einheit des Führerprinzips ein geſchloſſenes Gan⸗ 
zes darſtellen, dann kann man in dieſem Dritten Reich des 
Nationalſozialismus überhaupt nicht mehr in dem alten Sinn 
von der „Gewaltenteilung! reden. Es iſt nicht möglich, daß 
man den einheitlichen Volkswillen in Staatswillen verwirk- 
licht glaubt, wenn man annimmt, daß dieſe Staatsgewalt 
ſelbſt ſich wiederum in völlig voneinander geſchiedene Zuſtän⸗ 
digkeiten aufteilt. Es gibt heute nur eine einzige 
Macht in Deutſchland. Das iſt die Macht des 
Führers, die wiederum beruht auf der Ermächtigung 
durch das deutſche Volk, in ſeinem Namen die oberſte 
Gewalt des Deutſchen Reiches auszuüben. Dieſe Gewalt des 
Führers iſt nicht aufgeteilt, man kann heute nicht 
von nationalſozialiſtiſcher Geſetzgebung, na⸗ 
tionalſozialiſtiſcher Verwaltung, national⸗ 
ſozialiſtiſcher Rechtſprechung als drei völlig 
voneinander geſchiedenen Bereichen reden. 
Nein, die einheitliche nationalſozialiſtiſche Führerreichsgewalt 
teilt beſtimmte Aufgaben beſtimmten Aufgabenträgern 
zu mit der Wirkung, daß nicht eine Gruppe des Staats⸗ 
dienſtes ausgeſpielt werden kann gegen eine andere. Im 
Dritten Reiche des Nationalſozialismus iſt es nicht ſo wie 
in den liberaliſtiſchen Epochen möglich, unter dem Vor 
wand der Unabhängigkeit der Rechtspflege 
ſubverſive Oppoſition gegen den einheit⸗ 
lichen Staats- und Führerwillen zu treiben. 
Ganz gleich, in welcher Funktion des öffentlichen Bereiches 
ein Repräſentant dieſes oberſten Führerwillens ſteht, ſeine 
geſamte Macht bezieht er aus dieſer Legitimation durch den 
Führer. Jedes Volk will eindeutig und klar 
geführt werden, jedes Volk will wiſſen, wo⸗ 
ran es iſt bezüglich der Willenshaltung jeiner 
Führer. Wenn man aber dieſes Prinzip anwendet, dann 
iſt es unmöglich, daß in dem Stautswillensbereich einer vom 
Volk autoriſierten oberſten Spitze und deren Vertreter irgend⸗ 
wie auf dem Umweg über die unabhängige Gerichtspraxis 
Wirrnis, Unklarheit oder Vertrauensunwürdigkeit einge⸗ 
ſchleppt würde. Das deutſche Reichsleben iſt unter der 
Führung Adolf Hitlers und des Nationalſozialismus ein 
einheitlicher ſtählerner Willensorganismus 
geworden, in dem ſich ſchwache Punkte nicht finden und den 
anzugehen aus der inneren Sphäre des Reiches heraus eine 
irgendwie geartete Möglichkeit nicht beſteht.“ 

Der Reichsrechtsführer betonte, daß die Stellung un⸗ 
ſerer Rechtspflege beſonders ſtark ſei, da die Autorität des 
Führers auch für die Rechtswahrer gelte. Die Unabhängigkeit 
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des Rechtslebens ſei eine nationalſozialiſtiſche Weſenseigen⸗ 
ſchaft, die vom Führer ausdrücklich anerkannt ſei und mit der 
ganzen Autorität des Reiches geſchützt werde. Das Wort 
„Recht“ könne nicht auf Gewaltakte angewandt werden, denn 
„Recht“ ſetze in ſeiner Anwendung voraus, 
daß auch die Gewalt ſich ihm beuge. Dieſer Schutz 
der unabhängigen Rechtspflege erſtrecke ſich auf ſämtliche Ge⸗ 
biete des menſchlichen Lebens ohne jede Ausnahme. Der 
Rechtswahrer und ſeine Macht dienten der Stärkung der 
nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ und Reichsautorität durch Ge⸗ 
rechtigkeitsdienſt. Ohne ſtarkes Reich gebe es auch kein ſtarkes 
Recht, ohne ſtarkes Reich auch keine unabhängigen Rechts⸗ 
wahrer. Aber ſtark werde ein Reich nach innen und außen 
nicht nur durch die Soldaten der Waffen, ſondern vor allem 
auch durch die in den Rechtswahrern ſich verkörpernden 
Soldaten der rechtlichen Gemeinſchaftsordnung. 

Mit beſonderer Leidenſchaftlichkeit wandte ſich Reichs⸗ 
miniſter Dr. Frank gegen die vielfachen Verſuche, der 
ordentlichen Rechtspflege zugunſten irgendwelcher Sonder⸗ 
gerichtsbarkeiten einzelne Gebiete zu entreißen. Wörtlich 
führte er aus: 

„Es gibt nur noch eine einheitliche deutſche Rechts- 
pflege. Dieſe Entwicklung muß ſich fortſetzen. 

Darin, daß ſich immer mehr Bereiche von der ordent⸗ 
lichen Gerichtsbarkeit des Reiches abſplittern und Sonder⸗ 
rechtspflegeeinrichtungen geſchaffen werden, liegt eine Gefahr 
für die einheitliche Entwicklung der Rechtspflege. Die Über⸗ 
ſteigerung dieſer mehr oder weniger detaillierten Gerichts- 
barkeiten verwiſcht das einheitliche Bild eines geſchloſſenen 
Rechtslebens und bildet Entſcheidungsmaximen mit verjchie- 
denen Ausgangspunkten, Zielrichtungen und Methoden aus, 
die letzten Endes nur zu einer Schädigung des Geſamtrechts⸗ 
lebens der Nation führen können. 

Das Deutſche Reich Adolf Hitlers hat die Autorität und 
die Kraft, die einheitliche Rechtsüberzeugung des National⸗ 
ſozialismus einheitlich für das Reich durchzuſetzen. Die über⸗ 
ſteigerte Ausbildung der Sonderrechtspflege wird daher ebenſo 
zu vermeiden ſein wie die Verwirklichung der Tendenz, die 
ſpürbar iſt, für gewiſſe Entſcheidungsbereiche die Möglichkeit 
der Anrufung des ordentlichen Rechtsweges auszuſchalten. 
Der unabhängige nationalſozialiſtiſche Richter und die unab⸗ 
hängige nationalſozialiſtiſche Rechtspflege leiſten Gewähr für 
eine ſchöpferiſche, dem Leben ſich anpaſſende Verwirklichung 
des Staatswillens im Inneren. Bei allzu ſtark betriebener 
grundſätzlicher Ausſchließung des Rechtswegs durch Geſetze 
beſteht die Gefahr, daß den Entſcheidungen vom Grünen Tiſch 
irgendwelcher Verwaltungszentralen das Gewicht von Rechts⸗ 
willensentſcheidungen des Führers und des Volkes fehlt, und 
daß eine Überſteigerung des Einfluſſes von Verwaltungsakten 
gegenüber Rechtſprechungsgrundſätzen eintritt. Nur in den 
allerſeltenſten Fällen ſollten Geſeze den Rechtsweg aus⸗ 
ſchließen. 

Auf der gleichen Linie der da und dort verſuchten Zurück⸗ 
dämmung des Einfluſſes der Reichsrechtspflege liegt die in 
weiten Kreiſen der Wirtſchaft beobachtete Neigung zur Schieds⸗ 
gerichtsbarkeit. Auch hier gilt, daß der ſtarke Staat Adolf 
Hitlers durch ſeine Rechtſprechung in weſentlich klarerem und 
eindeutigerem Sinn zu arbeiten vermag, als das irgendein 
früheres Syſtem vermocht hätte. 

Die Einheit des Rechtslebens bedeutet die geſicherte 
Stabiliſierung der Reichsmacht. Man denke nur daran, daß 
das große Syſtem des Römiſchen Weltreichs vor allem auch 


Aufſätze 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


zuſammengehalten wurde durch die große Syſtematik des 
klaſſiſchen römiſchen Rechts. So wollen wir für unſe 
Deutſches Reich auch eine Reichsrechtspflege 
ſchaffen, die ſtaatserhaltend und geſchichts“ 
betont der Größe des Nationalſozialismu 
ee een 


Zu dem bisher ſchon vielſach erörterten Thema, ob das 
Parteiprogramm ein Geſetz ſei, nahm der Miniſter 
ebenfalls Stellung: 


„Das Parteiprogramm der NSDAP. hat 
für die Erziehung des deutſchen Rechtswah; 
rers ebenſo entſcheidende Bedeutung wie da 
Buch des Führers, Mein Kampf“ 


Das Parteiprogramm iſt aber für da? 
Rechtsdenken und die Rechtswirklichkeit des 
Dritten Reiches gültig, nicht als formelles 
Geſetz, fondern kraft des ſchöpferiſchen Wil’ 
lens des Führers. Das Parteiprogramm hat nicht for“ 
melle Geſetzeskraft, es ift aber eine Leitlinie für die 
Entſcheidung in allen ſozialen Problemen des deutſchen 
Volkes ebenſo wie für die Löſung geſchichtlicher Aufgaben 
Da in dem Parteiprogramm die letzten Ziele 
der NSDAP. erkennbar find, hates ein ftete? 
Hilfsmittel des deutſchen Rechtswahrers in 
Rechtswiſſenſchaft, in Rechtslehre und Rechts? 
praxis zu fein. Das Parteiprogramm iſt die 
Entwicklungslinie des deutſchen Lebens. Je- 
der Rechtswahrer muß ſich in ſeinem Denken 
und Wirken, in ſeinem Arbeiten und Streben 
an dieſe Linie halten.“ 


Mit einer eindringlichen Mahnung wandte ſich der 
Reichsrechtsführer an alle Reichs-, Partei- und Volksſtellen, 
die Not des Rechtswahrernachwuchſes nicht zu verkennen. Cs 
gebe Hunderte und aber Hunderte von jungen Rechtswah— 
rern, die weniger als das für die Handwerker angeſetzte 
Exiſtenzminimum monatlich zur Verfügung haben. Und ſo 
mancher junge Rechtswahrer wäre glücklich, wenn er monat- 
115 auch nur das Einkommen der Arbeitsloſenunterſtützung 
ätte. 


Der Reichsrechtsführer ſchloß ſeine Rede mit einem Appell 
an die verſammelten Tauſende von Rechtswahrern, in ihren 
alltäglichſten Handlungen ihres Amtswirkens ſich ſtets von 
dem Gemeinſchaftserlebnis dieſer großen Zeit durchglühen zu 
laſſen. „Sagt euch bei jeder Entſcheidung, die 
ihr trefft: Wie würde der Führer an meiner 
Stelle entſcheiden? Bei jeder Entſcheidunz, 
die euch obliegt, fragt euch: Iſt dieſe Ent’ 
ſcheidung mit dem nationalſozialiſtiſchen 
Gewiſſen des deutſchen Volkes zu vereinen! 
Dann werdet ihr eine eherne, feſte Gemil” 
ſensgrundlage haben, die aus der Einhei 
des nationalſozialiſtiſchen Volksganzen, au 
der Erkenntnis der Ewigkeit des Führerwile 
lens Adolf Hitlers heraus auch in eure eigen“ 
Entſcheidungsſphäre die Autorität des Drit- 
ten Reiches für alle Zeiten bringt. Auch wir 
nationalſozialiſtiſchen deutſchen Rechtswahrer wollen ein Blo 
des deutſchen Gewiſſens ſein. Wir haben uns dem deutſchen 
Recht verſchworen, und wir werden dieſen Schwur halten 
unter Aufopferung unſerer Lebenskraft bis in die letzten 
Stunden unſeres Wirkens hinein.“ 


65. Jahrg. 1936 Heft 22 
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NA. Dr. Karl Friedrich Schrieber, Referent in der Reichs⸗ 
Eulturfammer: Das Recht der Reichskulturkammer. 
Bd. III vom 1. Juli—31. Dez. 1935. Berlin 1936. 
Junker und Dünnhaupt Verlag. 190 S. Preis geb. 
5,50 H. 


Lobe Pünktlich ſtellt ſich der 3. Band der Sammlung ein, zu deren 
wied nichts Neues zu ſagen iſt. Sachlichkeit, Gewiſſenhaftigkeit haben 
detiker etwas Vollgültiges geſchaffen, an das ſich Praktiker wie Theo⸗ 
es En fo gewöhnt haben, daß man ſich kaum vorſtellen kann, daß 
nee Zuſammenfaſſung einmal nicht gegeben hat. Nun mögen dieſe 
zünde aber nicht nur von denen ſtudiert, die ſich mit den Arbeiten 
= Reichskulturkammer beſchäftigen, ſondern darüber hinaus auch von 
neren Volksſchichten benutzt werden, weil dieſe ein lebendiges Bild 
{ . erhalten, was zum Arbeitsbereich der Reichskulturkammer und 
m en Einzelkammern gehört, welche Probleme hieraus bereits gelöſt 
id, welche noch der Löſung harren. 
RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


Hewerblicher Rechtsſchutz. Patent⸗, Gebrauchsmuſter⸗ und 
Warenzeichengeſetz vom 5. Mai 1936, Wettbewerbsgeſetz, Ge⸗ 
ſchmacksmuſtergeſetz mit den wichtigſten Nebenbeſtimmungen. 
Textausgabe. Eingeleitet, mit Verweiſungen und einem 
Sachverzeichnis verſehen von KGR. Herbert Kühne⸗ 
mann, im Reichsjuſtizminiſterium. Berlin 1936. Ver⸗ 
lagsgeſ. Otto Elsner. 154 S. Preis kart. 2,60.RM. 


Die Ausgabe enthält außer einer überſichtlichen Einleitung den 
ext folgender Geſetze: 
I. Patentgeſetz v. 5. Mai 1936. 
II. Gebrauchsmuſtergeſetz v. 5. Mai 1936. 
III. Warenzeichengeſetz v. 5. Mai 1936. 
IV. Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb v. 7. Juni 1909. 
V. Geſetz betr. das Urheberrecht an Muſtern und Modellen 
v. 11. Jan. 1876. 
VI. Geſetz über die patentamtlichen Gebühren v. 5. Mai 1936. 
VII. Geſetz betr. den Schutz von Erfindungen, Muſtern und Waren⸗ 
zeichen auf Ausſtellungen v. 18. März 1904. 
VIII. Verordnung betr. das Berufungsverfahren beim Reichsgericht 
in Patentſachen v. 6. Dez. 1891. 
IX. Geſetz über die am 6. Nov. 1925 im Haag revidierte Pariſer 
Verbandsübereinkunft zum Schutze des gewerblichen Eigentums 
v. 31. März 1928 nebſt vier internationalen Abkommen. 
0 Die Zuſammenſtellung iſt recht brauchbar, wobei beſonders her» 
in gehoben zu werden verdient, daß das Patentgeſetz mit Paragraphen⸗ 
derſchriften verſehen iſt und hinter den Paragraphenzahlen die ent⸗ 
lörechenden Paragraphen der alten Geſetze in Klammern i 505 


Dr. Adolf Baumbach, SenPräſ. am KG. a. D.: Elemen- 
tarbuch des Zivilprozeſſes. Ein erſter Leitfaden für 
Rechtswahrer und Laien. München und Berlin 1936. 
C. H. Beckſche Verlagsbuchh. 138 S. Preis kart. 2,80 NV. 


9. . Dieſer neuartige „Baumbach“ will die Lücke ausfüllen, die den 
Anfänger mangels ausreichender Kenntnis der Grundbegriffe und 
mangels jeder Möglichkeit, ſich von dem Zivilprozeßverfahren eine 
Derſtellung zu bilden, von dem Verſtändnis des Zivilprozeſſes trennt. 
Dtejes Ziel kann ſich mit Ausſicht auf Erfolg überhaupt nur jemand 
ben, der wie Baumbach aus eigener langjähriger Anſchauung, 
‘er dem unmittelbaren Erleben der Praxis heraus, das Einfühlen in 
as lebendige Verfahren, welches der Findung des Rechts dient, ver⸗ 
itteln kann. 
ni Dieſer Verſuch dürfte im weſentlichen gelungen fein. Wenn er 
icht reſtlos gelungen ift, fo in der Hauptsache deshalb, weil Zivil⸗ 
daozeß nun einmal nur aus unmittelbarer, niemals aus mittel⸗ 
leer Anſchauung heraus erlernt und verſtanden werden kann. Viel⸗ 
5. trägt auch etwas dazu bei, daß mitunter doch ſchon etwas zu⸗ 
del Kenntnis und Verſtändnis vorausgeſetzt wird. Hierfür ein Bei⸗ 
Mel: S. 68: Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. Ich 
zweifle, daß der Anfänger, dem ja vor allem der Grundbegriff 
eſes eigenartigen Rechtsinſtituts verſtändlich gemacht werden ſoll, 
ach dem Leſen dieſes beſonders kurz gefaßten Abſchnitts weiß, was 
. ſich darunter vorſtellen ſoll, was es bezweckt, was es bewirkt, wie 


mu praktiſch abſpielt. Dieſes Verſländnis wäre aber — wie 3. B. 
it wenigen, aber ausreichenden Worten beim Einſpruch S. 69 — 


durch etwa folgende Erklärung erleichtert worden: Die W. iſt die⸗ 
jenige gerichtliche Maßnahme, die die Folgen einer Notfriſtverſäumung 
beſeitigt, ſo daß die Friſt als gewahrt anzuſehen iſt. Sie iſt eine 
geſetzliche Billigkeitsmaßnahme. Das Gericht kann durch beſonderen 
Beſchluß oder bei Gelegenheit der Entſcheidung über die verſäumte 
Prozeßhandlung darüber befinden. 

Jedenfalls darf dieſe Grundbegriffsveranſchaulichung nicht an 
der abſichtlich und mit gutem Grunde knapp gehaltenen Form der 
Darſtellung ſcheitern. 

Daß die Schwierigkeit dieſes Werks in dem Beſtreben liegt, in 
allergedrängteſter, mitunter faſt ſtichwortartiger Kürze trotzdem ſchwierige 
Rechtsbegriffe verſtändlich zu machen und ein umfangreiches, außer⸗ 
ordentlich verwickeltes Verfahren mit wenigen Worten rein theoretiſch 
zu veranſchaulichen, liegt auf der Hand. Bei der Fülle des zu be⸗ 
wältigenden Stoffes bedurfte eine nur 116 Seiten umfaſſende Dar⸗ 
ſtellung zu jedem einzelnen Wort genaueſter Überlegung und Ab» 
wägung. Hierzu war allerdings wohl niemand beſſer in der Lage, 
als Baumbach, den ich bereits bei einer Beſprechung feines ZPO.⸗ 
Kommentars einen Meiſter der Knappheit genannt habe. 

Die gewählte Einteilung, die ſich aus dem vorangeſchickten aus⸗ 
führlichen Inhaltsverzeichnis ergibt und durchaus nicht dem Aufbau 
der ZPO. folgt, dürfte ganz erheblich zu dem Erfolg beitragen, 
den Leſer allmählich, anfangend von den unentbehrlichſten Allgemein⸗ 
begriffen des Verfahrensrechts, ſtufenweiſe weiterbauend, mit den 
Einzelbegriffen, insbeſondere auch mit den einzelnen Verfah— 
rensabſchnitten und Verfahrensarten vertraut zu machen und ihn ſo 
gleichſam von ſelbſt ſich in den ſpröden Stoff einfühlen zu laſſen. 

Nicht empfehlenswert, ſondern eher eine gewiſſe Gefährdung 
dieſes Zwecks, erſcheint es mir jedoch, wenn Baumbach in ſeinem 
an ſich nur zu unterſtützenden Beſtreben, fremdſprachige Fachausdrücke 
zu verdeutſchen, gerade dem doch noch kritikloſen Anfänger gegenüber 
mit einem Erſatzwort und damit Erſatzbegriff aufwartet. Dazu 
wird gelegentlich der demnächſtigen Beſprechung der neueſten Auflagen 
des Kommentars noch das Wort zu nehmen ſein. Hier nur ein Hin⸗ 
weis: Fiktion (S. 41) iſt nicht gleichbedeutend mit Unterſtellung. Beide 
Begriffe ſagen etwas Verſchiedenes. Der junge Leſer gerät hier alſo in 
Gefahr, in ſeiner Begriffsbildung irritiert zu werden. Das muß 
natürlich vermieden werden. 

Auch die Erziehung gerade des angehenden Juriſten zu gutem 
Deutſch iſt beſonders wichtig, aber wohl nicht dadurch zu erreichen, 
daß an ſich einwandfreies Deutſch („die Klage wird abgewieſen“) mit 
nicht exiſtierendem Schriftdeutſch („heute wird ſpazieren gegangen“) 
verglichen wird, um aus letzterem die Notwendigkeit zur Abänderung 
des erſteren herzuleiten. 

Nicht empfehlenswert erſcheint mir ferner, in einem ſolchen Werk 
mindeſt recht zweifelhafte und umſtrittene Fragen als feſtſtehenden 
Teil der Zivilprozeßrechtslehre darzuſtellen. Bei der Fülle der Streit⸗ 
fragen iſt es beſtimmt nicht leicht, den richtigen Weg zu finden, müßte 
aber doch wohl vermieden werden können. Ich denke z. B. an S. 75: 
Nachzahlungspflicht als Wirkung der Entziehung des Armenrechts, 
was bekanntlich überwiegend verneint wird (wie Baumbach 
ſelbſt Anm. 1 zu § 121 ZPO. in Übereinſtimmung mit feiner eigenen 
Stellungnahme zu 8 120 ausführt, gleichzeitig aber in 8 121 dieſe 
ſeine Anſicht bekämpfend. Ferner S. 81: Anſchlußbeſchwerde, während 
nach 2 zu 8 573 feines Kommentars die Frage ſehr ſtreitig iſt (rich⸗ 
tiger Anſicht nach auch zu verneinen iſt). 

Ob die als Gegenſtand des Urteilsbeiſpiels gewählte Entſchei⸗ 
dung S. 53/54 ſehr glücklich gewählt iſt, darf bezweifelt werden. Es 
iſt recht fraglich, ob die getroffene Sachentſcheidung von der höheren 
Inſtanz gebilligt werden würde. 

Ob man in der Tat gut daran tut (S. 42), gerade dem An⸗ 
fänger gegenüber die praktiſche Bedeutung der Beweislaſt zu leugnen, 
iſt mir zweifelhaft. Ich würde für beſſer halten, ihn darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß im Zweifel die Beweislaſt den Ausſchlag gibt, indem 
ſie die belaſtete Partei unterliegen läßt, falls ſie den Beweis nicht 
führen kann. — S. 39 iſt durch ein offenbares Verſehen am Ende 
des 3. Abſatzes ($ 288 ſtatt 8 138) dem Leſer nicht verſtändlich. 

Sieht man von dieſen einzelnen, vielleicht doch abanderungs⸗ 
werten Punkten ab und betrachtet das Werk als Ganzes, ſo erſcheint 
es durchaus geeignet, den Zweck, den es ſich ſelbſt ſetzt, auch zu er⸗ 
füllen. Beſonders zweckmäßig erſcheint das Verfahren, als Ausgangs⸗ 
punkt ſofort einen beſtimmten Anſchauungsfall zu wählen und von 
dieſem aus das ganze amtsgerichtliche Verfahren zu entwickeln. Die 
Beigabe einzelner Formblätter (Zahlungsbefehl, Zuſtellungsurkunden, 
Koſtenfeſtſetzungs⸗, Pfändungs- und Überweiſungsbeſchlüſſe, Pfändungs⸗ 
protokolle) unterſtützt das Vorſtellungsvermögen des Benutzers. Die 


beiſpielsweiſe Wiedergabe von Sitzungsprotokollen, Schriftſätzen, Ur⸗ 
teilen und ähnlichen geſtaltet die Darſtellung fo lebendig wie möglich. 
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Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenschr. 


Wünſchenswert wäre vielleicht noch der Abdruck des „Vorſpruchs“ 
(Nov. 1933) geweſen. 

So gelingt es dieſem „Elementarbuch“, den jungen Juriſten 
durch das zunächſt trocken erſcheinende Geſtrüpp zivilprozeſſualer 
Grundſätze hindurchzuführen und ihm dieſes bei näherem Betrachten 
als grünende, von Leben erfüllte und dem Leben dienende, kunſtvoll 
und durchdacht angelegte Pflanzungen zu offenbaren. 

KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


Dr. jur. habil. Norbert Gürke, Dozent, Mitglied der Aka⸗ 
demie für Deutſches Recht: Grundzüge des Völkerrechts. 
Berlin 1936. Induſtrieverlag Spaeth & Linde. 67 S. 
Preis broſch. 1,50 H. 


Die vorl. knappe Schrift will und kann in keiner Weiſe den 
umfangreichen Stoff des Völkerrechts auch nur annähernd umfaſſend 
darſtellen. Der Verf. bemüht fic daher, wie ſchon der Titel der Schrift 
ſagt, in ganz großen Umriſſen die „Grundzüge“ des Völkerrechts 
aufzuzeigen, und wendet ſich mit ſeiner allgemeinverſtändlichen Dar⸗ 
ſtellung vornehmlich politiſchen Fragen des Völkerrechts zu. Bewußt 
iſt daher auf die Zitierung von völkerrechtlichem Schrifttum verzichtet 
worden. Die vorl. Broſchüre iſt ſomit auch nicht zur Vertiefung, 
ſondern nur zu einer Einführung in die Probleme des 
Völkerrechts geeignet und für dieſen Zweck beſonders Studenten 
und darüber hinaus überhaupt allen Volksgenoſſen zu empfehlen, die 
in gedrängter Kürze eine Andeutung der Hauptfragen des heutigen 
Völkerrechts zur Hand nehmen wollen. 

Die Einteilung des vorl. Buches in drei Hauptteile, die nach 
Klarlegung der Grundbegriffe das Völkerrecht in Friedenszeiten und 
in Kriegszeiten ſyſtematiſch ordnen, ift als ſehr gelungen zu bezeich⸗ 
nen, da naturgemäß die Bewältigung des rieſigen Stoffes auf knapp 
70 Seiten eine der Hauptſchwierigkeiten eines derartigen Verſuches iſt. 

In allen drei Abſchnitten hat es der Verf. als ſeine Haupt⸗ 
aufgabe erkannt, die neue völkische, nationalſozialiſtiſche Auffaſſung 
des Völkerrechts an Hand der großen außenpolitiſchen Reden des 
Führers darzuſtellen und nachzuweiſen, wie weit die Weltanſchauung 
des Nationalſozialismus auf die Grundfragen moderner Völkerrechts⸗ 
auffaſſung einwirkt, ohne damit etwa die Fundamente einer Volker⸗ 
rechtsgemeinſchaft in Frage zu ſtellen. 

Den Menſchheits⸗, Freiheits- und Gleichheitsideen vergangener 
politiſcher Ideologien ſtellt Gürke die in ſechs Theſen zuſammen⸗ 
gefaßten Forderungen des Nationalſozialismus entgegen, die der 
Nationalſozialismus als Grundlagen der Völkerrechtsgemeinſchaft an⸗ 
erkennt (S. 16ff.). Die ſich aus dem Verſailler Diktat ergebenden 
völkerrechtlichen Probleme ſowie Fragen der Völkerbundspolitik, des 
Haager Gerichtshofes, der Abrüſtung und franzöſiſchen Sicherheits⸗ 
theſe leiten über zu den nationalſozialiſtiſchen Völkerrechtsprinzipien 
der Gleichberechtigung, Selbſtverteidigung, Ehre und direkten Ver⸗ 
ſtändigung durch Verträge zwiſchen den unmittelbar intereſſierten 
Staaten. Die ſkizzenartige Behandlung des Minderheitenproblems gibt 
dem Verf. Veranlaſſung, mit wenigen Satzen klarzuſtellen, daß die 
Indenfrage nicht als Volksgruppenrechtsregelung im Sinne der 
Nationalitätenfrage gelöſt werden kann (S. 51). 

Der knappe Überblick über das Völkerrecht in Kriegszeiten, das 
in faſt jeder Hinſicht ſich im Weltkrieg als nicht ausreichend erwies, 
unterſtreicht die Bedeutung der Vorſchläge des Führers insbeſondere 
in feiner 13⸗Punkt⸗Rede vom 21. Mai 1935. 

Herbert Wißmann, Göttingen. 


Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit mit ſämt⸗ 
lichen Durchführungsbeſtimmungen. Textausgabe 
mit Einleitung, zahlreichen Verweiſungen und Sachregiſter 
von Min R. Dr. Otto Kalckbrenner. 3. Aufl. Berlin 
und Leipzig 1936. Verlag Walter de Gruyter & Co. 
144 S. Preis geb. 1,20 K. 

Die vorliegende handliche Textausgabe des ArbOG. aus der 
altbekannten Guttentagſchen Sammlung enthält die Durchführungs⸗ 
verordnungen bis zur fünfzehnten (v. 14. Dez. 1935) und in einem 
Anhang das Geſetz zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Ver 
waltungen und Betrieben mit den Durchführungsbeſtimmungen for. 
die VO. des Führers über die Deutſche Arbeitsfront v. 24. Okt. 1931 

Die Vorſchrift des 8 66 Abſ. 3 ArbOG., durch die dem 8 11 
ArbGG. eine neue Faſſung gegeben wurde, hat der Herausgeber im 
Text fo abgeändert, daß die durch Geſ. v. 20. März 1935 (RGBl. In 
386) geſchaffene weitere Anderung des § 11 ArbGG. bereits berück⸗ 
ſichtigt iſt. Das iſt eine kleine Ungenauigkeit. Der § 66 Abſ. 3 ArbOcg. 
hat nie ſo gelautet, wie er hier abgedruckt iſt. Das Geſ. v. 20. März 
1935 hat nur das ArbGG. an zwei Stellen geändert, aber nicht den 
8.66 Arb oc. Ich möchte es deshalb für erwägensmert halten, in 
tünftigen Auflagen den urſprünglichen Text des § 66 Abſ. 3 wieder⸗ 
herzuftellen und in einer Fußnote den Text des § 11 ArbGG. 
i. d. Faſſ. des Geſ. v. 20. März 1935 beizufügen. 

RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 


Min Dirig. Dr. Leopold Schäfer, MinR. Dr. Lehmann und 
Min R. Dr. Dörffler, ſämtliche im RI M.: Die Novelle. 
zum Strafrecht und Strafverfahren von 1935 mi 
Ausführungsvorſchriften. Berlin 1936. Induſttie⸗ 
verlag Spaeth & Linde. 102 S. Preis broſch. 1,80 AM 

Die Verf. erläutern in ihrem Buche, das einen ergänzten 510 
druck aus Pfundtner-Neubert „Das neue deutſche Reichsrech 5 
und gleichzeitig eine Ergänzung zu dem Buch von Schäfer-Richt BT 
Schafheutle „Die Strafgeſetznovellen von 1933 und 1934“ (Indi 
ſtrieverlag Spaeth & Linde, Berlin, und Franz Vahlen, Verlag” 
buchhandlung, Berlin) darſtellt, die beiden grundlegenden Novelle! 
v. 28. Juni 1935, das Geſetz zur Anderung des StGB. und das Ban 
zur Anderung von Vorſchriften des Strafverfahrens und des Goh. 
(Nc Bl. I, 839 u. 844). Durch Berückſichtigung der AV. v. 7. Aug, 
11. Nov. und 17. Dez. 1935 (DJ. 1935, 1124, 1688, 1854) ift das 
Buch auf den Stand vom 1. Jan. 1936 gebracht. Auch das ein 
ſchlägige Schrifttum iſt bis zu dieſem Zeitpunkt verwertet. 9 

Der Stoff iſt in 4 Abſchnitte (A. Strafrecht, B. Gerichtsverfaf 
ſung, C. Strafverfahren, D. Ausfuhrungsanweiſungen) aufgeteilt; den 
erläuterten Abſchnitten A—C find kurze Einführungen und Schrift 
tumsverzeichniſſe vorangeſtellt, dem Abſchnitt A iſt außerdem eil 
Überſicht beigegeben, die zu den einzelnen Paragraphen des StGB. 
die ſeit dem 30. Jan. 1933 ergangenen Anderungen und Einſchaltungen 
ſchlagwortartig anführt. 

Die Erläuterungen bringen bei aller Knappheit und Kürze den 
weſentlichen Inhalt der Neuerungen klar zum Ausdruck. Überall t 
darauf Bedacht genommen, die tieferen Zuſammenhänge aufzuzeigen, 
die den neuen Vorſchriften zugrunde liegen und der Rechtsanwendung 
Richtſchnur ſein müſſen. 

155 Ein ausführliches Sachregiſter ermöglicht ein raſches Sichzurecht⸗ 

inden. 

Wer ſich über die Novellen v. 28. Juni 1935 zuverläſſig unter“ 
richten will, wird mit dem kleinen Kommentar der Sachbearbeiter DE 
RI M., auf deſſen niedrigen Preis ganz beſonders hingewieſen werden 


foll, beſtens beraten fein. 
AGR. Dr. Albert Weh, Berlin. 


Dr. jur. et rer. pol. Carl Arendts, SenPräf., Mitglied der 
Akademie für Deutſches Recht: Kommentar zum Reichs“ 
verſorgungsgeſetz. Dritte neubearb. Aufl. Band 2: 
Arztliche und richterliche Stellungnahme zu einzelnen Leiden. 


Ergänzungsband. Stand: Febr. 1936. (Sammlg. Vahlen 
Bd. 17.) Berlin 1936. Verlag Franz Vahlen. 120 © 


Preis kart. 3,25 AM. 


Durch den Ergänzungsband wird der Kommentar in ſeiner Be⸗ 
deutung inſofern erhöht, als die neueren Entſcheidungen nunmehr bi 
zum Stande vom Februar 1986 vorliegen. Für jeden Gutachter ift 
der Kommentar deswegen von entſcheidendem Wert, weil er die Frage 
der Dienſtbeſchädigung hinſichtlich der meiſten in Betracht kommenden 
Leiden vom wiſſenſchaftlichen Standpunkt aus klärt. Fehlurteile können 
eigentlich nicht mehr vorkommen, wenn der Kommentar von allen 
Stellen in zweckmäßiger Weiſe benutzt wird. 5 

Dr. Schütz, Leipzig. 

Nachtrag zu Jonas: Das Geſetz zur Verhütung 

von Mißbräuchen auf dem Gebiete der Rechtsbe“ 

ratung. Berlin 1936. Verlag Franz Vahlen. Preis 
des Nachtrags 0,40 A, des Hauptwerkes mit Nachtrag 

2,80 Hall. 

Der zu dem JW. 1936, 88 beſprochenen Hauptwerk jetzt bot’ 
liegende Nachtrag enthält 

1. die 2. VO. zur Ausführung des Geſetzes zur Verhütung von 
Mißbräuchen auf dem Gebiete der Rechtsberatung mit Erläute⸗ 
rungen, nick, 

2. die VO. über die Gebühren für die Erlaubnis zur Beſorgung 
fremder Rechtsangelegenheiten und für die Zulaſſung als Prozeß 
agent v. 31. Jan. 1936, 

3. die VO. zur Durchführung des § 107 a RAbgd. v. 11. Jan. —. 

D. S. 


Nachtrag zu Min. Dr. Walter Rothkegel und RegR. 
Dr. Heinrich Herzog: Das Bodenſchätzungsgeſetz⸗ 
Kommentar. (Taſchengeſetzſammlung 168.) Berlin 1936. 
Carl Heymanns Verlag. 31 S. 


Zu dem JW. 1935, 2876 beſprochenen Hauptwerk liefert der 
Verlag koſtenlos einen Nachtrag, der ergänzende Vorſchriften zu den 
Anweiſungen für die Durchführung der Bodenſchätzungen v. 17. 8.1 
1936 enthält. D. S. 


, Jahrg. 1936 Heft 22) 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur auszugsweiſe und mit genauer Quellenangabe geſtattet 


| Reichsgericht: Zivilfahen | 


. Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — F Anmerkung.] 


1. 82 PatG. Zum Tatbeſtande vffenfun- 
er Vorbenutzung gehört die Erkenntnis 
es Erfindungsgedankens. Eine die erwei⸗ 
Ende Auslegung verbietende Feſtlegung des 
„„Abumfanges im Erteilungs verfahren kann 
1 7 angenommen werden, wenn Erklärungen 
ſchblie gen, die entweder eine abſichtliche Be- 
chränkung durch die Erteilungsbehörde oder 
deen ausdrücklichen Verzicht des Anmelders 
arſtellen. 


Kl. i N 1 € 2 
Sog {Inhaberin der Pat. 343685, 337498 und 


dig 


W Pat. 343 685 ift mit Wirkung v. 4. Jan. 1919 erteilt 
orden. Sein einziger Anſpruch lautet: 
5 Verbindungsſchuh für winklig zueinander ſtehende Teile 
e hölzernen Grubenausbaues aus zwei mehrteiligen, die 
Stempelenden umfaſſenden Hülſen, gekennzeichnet durch eine 
eitlich auskragende Gelenkverbindung der Hülſenrücken. 
1 Pat. 337498 iſt mit Wirkung v. 16. Okt. 1919 ab er⸗ 
eilt worden mit folgenden Anſprüchen: 
bh 1. Knieſtempel für den Grubenausbau, gekennzeichnet 
‚uch einen die winklig gegeneinanderſtoßenden Stempelenden 
in Hülſen aufnehmenden Doppelſchuh. 
0 2. Doppelſchuh nach Anſpruch 1, dadurch gekennzeichnet, 
fuß die Wandung der Hülſen an der Außenwinkelſeite länger 
Wals an der Innenwinkelſeite. 
t Das mit Wirkung v. 18. März 1923 ab erteilte Pa⸗ 
ent 470917 hat folgende Anſprüche: 
N 1. Verbindungsvorrichtung für winklig zueinander ſtehende 
ee des hölzernen Grubenausbaus, deren Enden von Hülſen 
lenfaßt werden, dadurch gekennzeichnet, daß die ſeitliche Ge— 
in oerbinbung der Hülſenrücken als Doppelgelenk ausgebildet 
und zwiſchen den beiden Hülſen ein Raum für die Auf⸗ 
me der Aufbaubolzen oder Stützhölzer beſteht. 
N 2. Vorrichtung nach Anſpruch 1, dadurch gekennzeichnet, 
aß die Gelenkverbindung durch eine Klammer bewirkt wird. 
3. Vorrichtung nach Anſpruch 1 oder 2, dadurch gekenn⸗ 
zeichnet, daß die Gelenkverbindungsklammer in ſich gelenkig 
ausgebildet iſt. 
5 4. Vorrichtung nach Anſpruch 1, dadurch gekennzeichnet, 
aß die Gelenkverbindung der Stempelenden aus zwei hülſen⸗ 
artig gebogenen, ſeitlich angebrachten Winkellaſchen beſteht, 
die mittels zweier durch die Stempelköpfe durchgezogener 
Bolzen verbunden ſind. 
199 Bekl. zu 2 iſt Inhaber des mit Wirkung v. 29. April 
925 ab erteilten Pat. 452 702 mit folgendem Anſpruch: 
ei Gelenkige Verbindung ſich gegenfeitig abſtützender Teile 
nes Vieleckausbaues, gekennzeichnet durch einen ſchmiede⸗ 
dernen Schuh mit längsgewelltem und zum Einſchieben und 
ühren eines ſich zwiſchen die Kopfflächen der Ausbauteile 
„genden Quetſchſtückes durchlochtem Mittelteil und einfeitig 
„gebogenen Endſchenkeln, die zur Durchführung der Aus⸗ 
auteile durchbrochen ſind. 

Die Bekl. zu 1 hat eine Lizenz an dieſem Patent. 
bun Kl. und Bekl. zu 1 ſtellen her und vertreiben Ver⸗ 
zundungsſchuhe für Knieſtempel, und zwar die Bekl. zu 1 

der durch das Pat. 452 702 geſchützten Ausführungsform. 
N Kl. iſt der Anſicht, daß bei der Ausführungsform nach 
em Patent des Bekl. zu 2 von Mitteln ihrer Patente Ge⸗ 


brauch gemacht werde. Sie hat gegen beide Bekl. auf Unter⸗ 
laſſung und Feſtſtellung der Abhängigkeit, gegen die Bekl. 
zu 1 auch auf Rechnungslegung und Leiſtung von Schadens⸗ 
erſatz geklagt. Die Bekl. haben Abweiſung der Klage be⸗ 
antragt. Das LG. hat nach Beweisaufnahme durch Teil⸗ 
urteil den Anträgen auf Unterlaſſung und Rechnungslegung 
ſtattgegeben, dem Antrage auf Feſtſtellung der Abhängigkeit 
nur inſoweit, daß das Pat. 452 702 abhängig ſei von dem 
Pat. 343685, und von dem Anſpruch 1 des Pat. 470917. 
Im übrigen hat es den Feſtſtellungsantrag abgewieſen. 

Die Bekl. haben Berufung eingelegt. Kl. hat ſich der 
Berufung angeſchloſſen und beantragt, die Berufung der 
Bekl. zurückzuweiſen und unter Abänderung des angefoc- 
tenen Urt. feſtzuſtellen, daß das Pat. 452 702 von dem 
Pat. 337498 abhängig ſei. Das BG. hat, nachdem es über 
den Einwand offenkundiger Vorbenutzung und die Frage 
der Patentverletzung Beweis erhoben hat, abgeändert und 
die Anträge auf Unterlaſſung, Rechnungslegung und Feſt⸗ 
ſtellung der Abhängigkeit ganz abgewieſen. 

Mit der Rev. beantragt Kl., unter entſprechender Ab⸗ 
änderung der angefochtenen Entſch. die Berufung der Bekl. 
gegen das LGuUrt. zurückzuweiſen. 

Die Kl. greift das BU. nicht an, ſoweit die Anſchluß⸗ 
berufung zurückgewieſen worden iſt. 

Die Bekl. ſind nicht erſchienen. Kl. beantragte Ver⸗ 
ſäumnisurteil. 5 

I. Das BG. ſtellt feſt, daß ein Verbindungsſchuh des 
von der Bekl. hergeſtellten Modells im Jahre 1911 offen⸗ 
kundig vorbenutzt worden ſei, und iſt der Anſicht, daß in 
dieſem Schuh der weſentliche Erfindungsgedanke der durch 
die Klagepatente und das Patent des Bekl. zu 2 geſchützten 
Verbindungsſchuhe vorweggenommen worden ſei. 

Der Rev. iſt zuzugeben, daß dieſer Teil der Urteils⸗ 
gründe von Bedenken nicht frei iſt. 

Kl. hatte eine Vorbenutzung u. a. mit der Begrün⸗ 
dung geleugnet, daß der angeblich vorbenutzte Schuh nach 
dem Ergebnis der Beweisaufnahme einen anderen Zweck ge⸗ 
habt haben müſſe, nämlich den, das Aufſpleißen der Stempel⸗ 
enden zu verhüten. Sie hatte hieraus und aus anderen Um⸗ 
ſtänden, insbeſondere aus der zu ſchwachen Bauart des 
Schuhs und ſeiner örtlich und zeitlich beſchränkten Benutzung 
gefolgert, daß der durch die Klagepatente geſchützte Gedanke 
der Verwendung eines derartigen Schuhs für eine feſte Ver⸗ 
bindung der Stempelenden von dem Erbauer nicht erkannt 
worden ſei. Demgegenüber hatte ſich Bekl. auf die Rechts⸗ 
anſicht berufen, daß der Tatbeſtand der Vorbenutzung eine 
ſolche Erkenntnis nicht erfordere. Dieſe Anſicht wird aber 
vom Senat nicht geteilt. Dieſer hält vielmehr daran feſt, daß 
ohne Erkenntnis der Urſächlichkeit eine Vorbenutzung nicht 
ſtatthat. Das BG. hat hierzu keine Stellung genommen, ob⸗ 
wohl ſich aus der Beweisaufnahme erhebliche Zweifel darüber 
ergaben, ob das erörterte Tatbeſtandsmerkmal der Vor⸗ 
benutzung hier erfüllt ſei. 

II. Auch die Hilfsbegründung hält rechtlicher Nach⸗ 
prüfung nicht ſtand. 

Das BG. bezeichnet das zuerſt angemeldete Pat. 343 685 
als ein reines Konſtruktionspatent und meint, es ſei durch 
dieſes lediglich die ſeitlich auskragende Gelenkverbindung des 
Hülſenrückens eines Verbindungsſchuhs für winklig zueinan⸗ 
der ſtehende Teile des Grubenausbaus einſchließlich ſeiner 
glatten Gleichwerte geſchützt. Geſtützt wird dieſe Auffaſſung 
auf den Inhalt der Erteilungsakten. Dieſer ſteht nach An⸗ 
ſicht des BG. einer erweiternden Auslegung zwingend ent⸗ 
gegen. 

Der Rev. iſt zuzugeben, daß dieſe Ausführungen mit 
der ſtändigen Rſpr. des Senats nicht im Einklang ſtehen. 

191 
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(Juriſtiſche Wochenſchrift 


Eine die erweiternde Auslegung verbietende Feſtlegung des 
Schutzumfangs im Erteilungs verfahren kann 
nur angenommen werden, wenn Erklärungen vorliegen, die 
entweder eine abſichtliche Beſchränkung durch die Erteilungs⸗ 
behörde oder einen ausdrücklichen Verzicht des Anmelders 
darſtellen. Das iſt hier nicht der Fall. Was das BG. nach 
dieſer Richtung aus den Erteilungsakten anführt und ſonſt 
noch darin ſteht, beſagt nicht mehr, als daß der Prüfer ſeine 
Anſicht bekanntgab, was er nach dem Stand der Technik, 
wie er ihn beurteilte, noch für ſchutzfähig hielt, und ſodann 
eine dieſer Anſicht entſprechende Faſſung des Anſpruchs vor⸗ 
ſchlug, und daß der Anmelder ji) damit einverſtanden er- 
klärte. Das hindert das Gericht im Verletzungsſtreit nicht, 
zu erkennen, daß der Schutzumfang nach dem richtig 
beurteilten Stand der Technik über den Wortlaut des An- 
ſpruchs hinaus zu erſtrecken ſei. Daß der ſprachlichen übung 
des Pat A., im Oberbegriff des Anſpruchs das Vorbekannte 
und im Kennzeichnungsteil das Neue anzugeben, keine ent⸗ 
ſcheidende Bedeutung für die Auslegung zukommt, verkennt 
auch das BG. nicht. 

Somit iſt das BG. einer eigenen Nachprüfung des 
Standes der Technik nicht überhoben. Daß dieſe zu einem 
für die Kl. günſtigen Ergebnis führen kann, ergibt das Gut⸗ 
achten. Der Sachverſtändige kommt zwar mit derſelben rechts- 
irrtümlichen Begründung zu dem gleichen Ergebnis wie das 
BG. Er hebt dabei aber hervor, daß die Erteilungsbehörde 
nach ſeiner Anſicht den Stand der Technik fehlſam beurteilt 
habe, daß die Bildung eines Knieſtempels und Vieleckaus⸗ 
baus mittels eines beſonderen Knieſchuhs zum Zuſammen⸗ 
halten der Schenkel neu geweſen ſei, und das Patent eine 
dem urſprünglichen Antrag des Anmelders näher kommende 
allgemeinere Begrenzung habe erhalten können. 

Sollte die vom BG. vorzunehmende Würdigung des 
Standes der Technik zu der Erkenntnis führen, daß der 
Schutz des Pat. 343685 über das Merkmal des ſeitlich 
auskragenden Gelenks hinaus auf einen allgemeineren Ge— 
danken zu erſtrecken ſei, ſo wird von dieſem aus auch er⸗ 
neut zu prüfen ſein, ob die Anſicht des Sachverſtändigen, 
welche ſich das BG. zu eigen macht, gebilligt werden kann, 
daß das Merkmal der gelenkigen Verbindung in dem Patent 
der Bekl. auch nicht in einer gleichwertigen Form benutzt ſei. 
Erweiſt ſich die bisherige Auffaſſung des BG. als unzu⸗ 
treffend, daß das Pat. 343 685 als Konſtruktionspatent nur 
die glatten Gleichwerte ergreife, ſo iſt möglicherweiſe von 
einem allgemeineren Erfindungsgedanken aus das biegſame, 
verformbare Zwiſchenſtück zwiſchen den Endſchenkeln des durch 
das Pat. 452 702 geſchützten Verbindungsſchuhs dem Schar⸗ 
niergelenk des Pat. 343 685 als patentrechtlich gleichwertig zu 
erachten. 

Aus den vorſtehenden Ausführungen ergeben ſich ohne 
weiteres auch die Bedenken, welche der Beurteilung der bei⸗ 
den anderen Klagpat. 337498 und 470917 durch das BG. 
entgegenſtehen. 

(U. v. 15. Jan. 1936; I 128/35. — Hamm.) [K.] 
* 

2. PatG. Der Lizenznehmer hat bei recht- 
lichem Mangel des Patents inſoweit keinen 
Anſpruch auf Rückzahlung entrichteter Li⸗ 
zenzabgaben, wie er aus der Rechtsſchein⸗ 
ſtellung tatſächlich geſchäftliche Vorteile ge⸗ 
zogen hat. 

Der Bekl. meldete 1925 ein Patent auf ein Verfahren 
zur Steigerung der elektriſchen Durchſchlagsfeſtigkeit von 
Steinzeug an. Durch Beſchl. v. 26. Juni 1929 wurde das 
Patent verſagt, aber auf die Beſchwerde des Anmelders 
erteilt. 

Das Patent iſt 1934 durch Nichtzahlung der 9. Jahres⸗ 
gebühr erloſchen. 

1926 ſchloß der Bekl. mit der Kl. einen Vertrag, in 
deſſen § 1 ſich der Bekl. verpflichtet, gewerbliche Schutzrechte, 
die er auf eigene Erfindungen erwerben ſollte, gegen eine 
Gebühr von 1 N auf Verlangen an die Kl. zu übertragen 
und ihr das ausſchließliche Benutzungs⸗ und Verwertungs⸗ 


recht einzuräumen. In 8 2 übernimmt die Kl. die Zahlung 
der Patentgebühren, ſolange ſie die Aufrechterhaltung 99 
Patente für zweckdienlich hält. Der Auffichtsrat hat alle 
die Entſcheidung, zu beſtimmen, wann die übertragene! 
Patente verfallen ſollen. ” 

Der 8 4 lautet: „Die Geſellſchaft zahlt längſtens MI 
die Dauer des Schutzrechtes eine Abgabe von 60% des Nene 
fakturenwertes, vermindert um ſämtliche evtl. Abzüge, De 
Waren, bei denen das Schutzrecht benutzt wird und zun 
ſowohl aus der Verwertung bei ſich ſelbſt, als durch 
Dritter ie 4 

Kl. hat an den Bekl. 107 901,96 RM Abgaben gemäß 
§ 4 des Vertrages und weitere 6538,75 AM gezahlt. SF 
hat dieſe Beträge mit der Klage zurückgefordert, indem 1" 
vorgetragen hat: Bekl. habe die Beträge zu Unrecht el 
halten. Kl. habe das durch das Patent geſchützte Verfahren 
nie benutzt. Sie habe ſchon vor der Anmeldung des Patent 
Steinzeugiſolatoren von elektriſcher Durchſchlagsfeſtigkeit her“ 
geſtellt und geliefert, und habe nach der Patentanmeldung 
das bisherige Herſtellungsverfahren beibehalten, abgeſehen 
von einem wirkungsloſen Titanzuſatz, der 1927 auf DEF 
langen des Bekl. gemacht worden ſei. Die Lehre, die ele“ 
triſche Durchſchlagsfeſtigkeit dadurch zu erhöhen, daß Ri 
fertigen Erzeugnis Titan in mehr als einer chemiſchen Ver 
bindung vorhanden ſei, ſei unrichtig und unausführbar. Der 
Bekl. habe das Patent erſchlichen. Habe das Patent aber 
einen Inhalt gehabt, jo habe der Kl. ein Vorbenutzung? 
recht zugeſtanden. Darüber habe der Bekl. die Vorſtandsmit 
glieder und den Aufſichtsrat getäuſcht. Er habe ſeine Pflich⸗ 
ten als Vorſtandsmitglied verletzt und abſichtlich zum Nach 
teil der Kl. gehandelt. 5 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Das BG. hat die 


Berufung zurückgewieſen. . 
Die — kurz zuſammengefaßte — Klagebegründung ii 
folgende: 


1. Die Lehre, zur Erhöhung der elektriſchen Durchſchlags“ 
feſtigkeit von Steinzeugiſolatoren darauf hinzuarbeiten, 
daß im Enderzeugnis Titan in mehr als einer chemischen 
ud vorhanden fei, ſei unrichtig und unaus⸗ 
ührbar. 

2. Die Kl. habe von der Lehre des Patents keinen ÖM 
brauch gemacht. 

3. Entſpreche aber das von ihr angewandte Verfahren 
dem durch das Patent geſchützten, jo habe fie ein Vor 
benutzungsrecht gehabt. 

4. Der Bekl. habe das Patent erſchlichen. 5 

5. Der Bekl. habe ſeine Pflichten als Vorſtandsmitglied 
te und habe abfichtlich zum Schaden der Kl. ge 
andelt. 

Das BG. kommt zu dem Ergebnis, die Kl. habe das 
gezahlte Entgelt geſchuldet, ſowohl dafür, daß ſie das ge 
ſchützte Verfahren techniſch angewandt habe (Hauptbegrün 
dung), als auch dafür, daß fie das Patent wirtſchaftlich aus 
genutzt habe (Hilfsbegründung). . 

Gegen die Hauptbegründung erhebt die Rev. die Rüge, 
daß das BG. das Klagevorbringen zu 1 übergangen habe. 
Die Rüge iſt begründet, weil die techniſche Benutzung einer 
unbrauchbaren und unausführbaren Erfindung undenkbar 
iſt. Dieſer Mangel müßte zur Aufhebung des Urt. führen, 
wenn es nicht durch die Hilfsbegründung getragen würde. 

Vorab iſt zu fragen, ob die Klagebehauptungen (ſiehe 
oben), ihre Richtigkeit unterſtellt, etwa die Möglichkeit eine! 
wirtſchaftlichen, gewinnbringenden Ausnutzung als Folge de 
Lizenzerteilung bzw. Patentverkaufs ausſchließen. Dieſe Frage 
iſt zu verneinen. J f 

Zu 1 und 2. Auch ein Patent, das eine unbraud‘ 
bare und unausführbare Erfindung ſchützt, kann, ſolange e? 
beſteht und anerkannt iſt, dem Inhaber oder Lizenznehmer 
geſchäftliche Vorteile einbringen. 95 

Zu 3. Kraft einer Vorbenutzung wäre die Kl. nach 15 
Patch. lediglich befugt geweſen, die Erfindung für die Be 
dürfniſſe des eigenen Betriebs auszunutzen. Dagegen hätte 
ſie kein Ausſchließungsrecht erworben, mit Hilfe deſſen ſie 
den Markt beherrſchen konnte. 
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Zu 4. Die Erſchleichung eines Patents läßt, ſolange es 


er vernichtet wird, feine Rechtsbeſtändigkeit und damit 
En 5175 Möglichkeit ſeiner wirtſchaftlichen Ausnutzung un⸗ 
t 


Zu 5. Wenn und ſoweit die Kl. durch eine wirtſchaft⸗ 
5 Ausnutzung des Patents geſchäftliche Vorteile erlangt 
5 hat ſie jedenfalls keinen Schaden erlitten. 
97 Die Hilfsbegründung findet ihre rechtliche Grundlage 
1 5 er Auslegung des Vertrages, welche dahin geht, daß 
1 * Benutzung des Patents auch die wirtſchaftliche Aus⸗ 
daß ung zu verſtehen ſei. Wenn ihr gegenüber die Rev. 
Lauf hinweiſt, daß in dem Vertrag nur etwas über die 
engen aus eigener Fabrikation und Lieferungen der Kl. 
ſei über Lizenzvergebungen an andere Firmen beſtimmt 
ie fo geht fie an für die Auslegung derartiger Verträge 
tſcheidenden Geſichtspunkten vorbei. 
Ste, Das BG, ſtellt feſt, daß ſich die Kl. mit Hilfe des 
5 eltpatents eine Monopolſtellung auf dem Gebiete des 
tor. zeugiſolatorengeſchäftes verſchafft und für dieſe Iſola⸗ 
Wo. höhere Preiſe als für andere Erzeugniſſe erzielt habe. 
uote man dieſen geſchäftlichen Erfolg nicht als lizenz⸗ 
io ichtige Erfüllungsleiſtung des Lizenzgebers gelten laſſen, 
5 würde man der eigentlichen Bedeutung eines Lizenzver⸗ 
Wachs für den Lizenznehmer, der durch das Patent geſchützte 
uren gewerbsmäßig herſtellen und vertreiben will, nicht 
Arccht. Für ihn iſt die Verwertung des Schutzrechts durch 
entſtendung bei der eigenen Erzeugung, auf welche die Kl. 
Ei ſcheidenden Wert legen möchte, nicht Selbſt⸗ und Endzweck. 
ne durch die Erfindung herbeigeführte Verbeſſerung ſeiner 
ſarzeugniſſe erfüllt ihren letzten Zweck erſt, wenn ſie den Um⸗ 
8 oder die Verdienſtſpanne erhöht. Tritt aber ein ſolcher 
geschäftlicher Erfolg im urſächlichen Zuſammenhang mit einer 
9 enbmachung des Schutzrechtes ein, fo iſt es für den 
otsenznehmer ohne Belang, ob er der techniſchen Anwendung 
en z. B. einer Sperrwirkung des Patents zu verdanken ift. 
115 rechtlicher Mangel des Patents berührt den wirtſchaft⸗ 
zen Zweck des Lizenzvertrages ſolange und inſoweit nicht, 
, das Patent tatſächlich (wirtſchaftlich) wie ein rechts⸗ 
gültiges wirkt. 
f Auf dieſem Gedankengang beruht die Rſpr. des Senats 
nen Fall der Nichtigerklärung eines in Lizenz gegebenen 
zatents oder Gebrauchsmuſters. Der Senat hat dem Lizenz⸗ 
5 mer einen Auſpruch auf Rückzahlung entrichteter Lizenz⸗ 
ſt gaben verſagt, wenn und ſoweit er aus der Rechtsſchein⸗ 
ellung tatſächliche geſchäftliche Vorteile gezogen hat. Seinen 
Pachtsgrund hat dieſes Ergebnis in einer den Intereſſen der 
learteien eines Lizenzvertrages Rechnung tragenden Aus⸗ 
f Der Senat hat in RGZ. 86, 55 — JW. 1915, 197 
geführt, es könne nicht beſtritten werden, daß der Lizenz⸗ 
„Mer für die Zeit, wo das Patent (Gebrauchsmuſter) rechts- 
ltig erſcheine, Vertragsvorteile in Geſtalt einer günſtigen 
ſeſchäftlichen Stellung erwerbe; für dieſe praktiſchen 
nerteile werde die Gegenleiſtung verſprochen, 
ER für den theoretiſchen Beſtand des Aus- 
chließungs rechtes. 
de Im Ergebnis damit übereinſtimmend hat der Senat für 
N Fall des Kaufs eines ſpäter für nichtig erklärten Patents 
gunt, der Käufer müſſe ſich auf den zurückgeforderten 
(Mifpreis die tatſächlich genoſſenen Vorteile anrechnen laſſen 
euW. 21, 215; Krauſe, PatG. S. 1193, I, a). 
. Der Senat trägt keine Bedenken, den in dieſen Entſch. 
sgeſprochenen Grundſatz auch in Fällen anzuwenden, wo 
odengel eines Schutzrechtes, nachdem über dieſes ein Lizenz⸗ 
Vier Kaufvertrag geſchloſſen worden ift, zwar nicht zu feiner 
anſstichtung führen, aber zur Grundlage von Rückforderungs⸗ 
Eſbrüchen des Lizenznehmers oder Käufers gemacht werden. 
iſt unerheblich, auf welche typiſche Wirkung des Patents 
Vor Gebrauchsmuſters die tatſächlich erlangten geſchäftlichen 
rteile zurückzuführen find. 
ic „Das Ergebnis der Hilfsbegründung, die Kl. hade in wirt- 
In licher Ausnutzung des Patents erhebliche Vorteile er- 
Bei ae keinen durchgreifenden Bedenken (wird aus⸗ 


liche 


Mit der Feſtſtellung, daß die Kl. durch das Patent ge⸗ 


ſchäftliche Vorteile erzielt hat, für die ſie die gezahlten Be⸗ 
träge auf jeden Fall als angemeſſenes Entgelt nach dem Ver⸗ 
trag geſchuldet hat, erledigte ſich ohne weiteres der Klage⸗ 
grund eines Schadenserſatzanſpruchs, ſo daß er beſonderer 
Beſcheidung nicht bedurfte. 

(U. v. 15. Febr. 1936; I 141/35. — Berlin.) [K.] 
* 


3. Tragweite eines Patentverzichtes. Ver⸗ 
weiſt bei einem aus mehreren Anſprüchen be⸗ 
ſtehenden Patent ein Anſpruch auf einen an⸗ 
deren und wird demnächſt auf dieſen ver⸗ 
zichtet, ſo umfaßt der Verzicht jenen Anſpruch 
nur mit, wenn er für ſich nicht patentfähig, 
ſondern nur Ausführungsform des anderen 
Anſpruchs iſt. 

Das mit dem 11. Jan. 1936 abgelaufene Patent 281812 
der Bekl. auf eine Schaltungsanordnung für Leitungswähler 
in Fernſprechanlagen mit ſelbſttätigem oder halbſelbſttätigem 
Betrieb war ſeit dem 11. Jan. 1913 in Geltung, bis die 
Bekl. am 19. Febr. 1934 auf die wegen der Anſprüche 1— 3, 
5 und 6 von der Kl. erhobene Nichtigkeitsklage hin auf die 
Anſprüche 1—4 verzichtete; dieſer Verzicht iſt in der Patent⸗ 
rolle vermerkt und bekanntgemacht worden. Im Streit blie⸗ 
ben die Anſprüche 5 und 6, die auf den Anſpruch 1 ver⸗ 
weiſen. Danach ſollen bei den genannten Leitungswählern 
nach deren Einſtellung noch weitere durch Nummernſtrom⸗ 
ſtöße vom anrufenden Teilnehmer aus zu beeinfluſſende 
Schaltwerke angeordnet ſein. Außer den Einrichtungen, die 
zur Auswahl einer freien von mehreren gleichartigen Lei⸗ 
tungen (Amtsleitungen) dienen, ſoll der Leitungswähler auch 
noch Einrichtungen beſitzen, welche die Führung der Num⸗ 
mernſtromſtöße zur Einſtellung der an die ausgewählte Lei⸗ 
tung angeſchloſſenen weiteren Verbindungseinrichtungen (im 
zweiten Amt) über die Kontaktarme des Leitungswählers 
ermöglichen. Für eine ſolche Schaltungsanordnung nach An⸗ 
ſpruch 1 nennt nun der Anſpruch 5 als weiteres Kennzeichen, 
daß beim Einſchalten auf eine Amtsleitung die nur für den 
lokalen Verkehr notwendige Einrichtung (das Läuterelais) 
unwirkſam gemacht wird; und Anſpruch 6 fügt ferner hinzu, 
daß die gleichen Organe (Kopfkontakte, Relais), welche die 
Einſchaltung der Übertragereinrichtung bewirken, auch die nur 
für den Lokalverkehr notwendigen Einrichtungen unwirkſam 
machen ſollen. 

Die Kl. bittet um Vernichtung der übriggebliebenen An⸗ 
ſprüche 5 und 6. Was nach ihnen als Erfindung beanſprucht 
werde, ſei bereits Gegenſtand des älteren Patents 283 206, 
insbeſ. von deſſen Anſpruch 2, geweſen, in dem das Um⸗ 
ſchalten der Leitungswähler auf die Amtsleitung ſelbſtver⸗ 
ſtändlich — aber auch nach der Beſchreibung — das Ausſchal⸗ 
ten der für den lokalen Verkehr benötigten Einrichtung mit 
umfaſſe. Außerdem bleibe aber nach Verzicht auf den An⸗ 
ſpruch 1 eine ſelbſtändig patentfähige Erfindung in den An⸗ 
ſprüchen 5 und 6 überhaupt nicht übrig. 

Die Bekl. wendet ein, Anſpruch 5 (und mit ihm 6) ent⸗ 
halte etwas grundſätzlich anderes als Anſpruch 2 des Vor⸗ 
patentes und bringe nach dem Stande der Technik, zu dem 
die Patentſchrift 283 206 nicht gehöre, durchaus Neues und 
Erfinderiſches, wie ſich daraus ergebe, daß andere Ver⸗ 
öffentlichungen den hier beim Einſchalten auf eine Amtsleitung 
unwirkſam gemachten Rufſtrom umgekehrt gerade noch für den 
Anreiz nachfolgender Verbindungsmittel verwendet hätten. 

Das RPat A. hat in feiner Entſch. v. 21. Juni 1934 
die Klage, dem Antrage der Kl. gemäß, hinſichtlich der An⸗ 
ſprüche 1—3 in der Hauptſache für erledigt erklärt, im üb⸗ 
rigen aber eine Teilvernichtung des angefochtenen Patentes 
durch Streichung der Anſprüche 5 und 6 ausgeſprochen. 
Gegen dieſe Teilvernichtung richtet ſich die Berufung der 
Bekl. mit dem Antrage, unter Aufhebung der Entſch. des 
RPal A. inſoweit die Anſprüche 5 und 6 aufrechtzuerhalten. 
Die Kl. bittet um Zurückweiſung der Berufung. 

Daß die vom angegriffenen Patente allein noch übrigen 
Anſprüche 5 und 6 während der BerJnſt. durch Zeitablauf 
erloſchen ſind, ändert nichts an der Zuläſſigkeit der einmal 
zuläſſigerweiſe erhobenen Nichtigkeitsklage, ganz abgeſehen 
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von dem beſonderen Intereſſe, das die Kl. als Bekl. im an⸗ 
hängigen Verletzungsprozeß daran hat, daß die von Anfang 
an beſtehende Nichtigkeit des Patentes noch jetzt feſtgeſtellt 
werde. Soweit der Verzicht der Bekl. reicht, hat die Kl. die 
Klage nicht weiter verfolgt. Dieſe iſt gegenüber den Patent⸗ 
anſprüchen 5 und 6 ausſchließlich auf die Behauptung ge⸗ 
ſtützt, daß die Erfindung bereits Gegenſtand des älteren 
Patents 283 206 (insbeſ. des Anſpruchs 2) ſei. 

Die Parteien ſtreiten aber, nachdem die Bekl. auf den 
Patentanſpruch 1 verzichtet hat, auf den die Anſprüche 5 und 
6 verweiſen, über die Tragweite dieſes Verzichts, ob näm⸗ 
lich die beiden Anſprüche, weil ſie, wie die Kl. darzulegen 
verſucht hat, nichts ſelbſtändig Erfinderiſches enthalten, durch 
Wegnahme der Stütze des Anſpruchs 1 gegenſtandslos ge⸗ 
worden ſind. Dieſer Streit iſt im gegenwärtigen Verfahren 
mit zu entſcheiden. 

Er kann aber nur entſchieden werden nach dem ſonſt im 
Identitätsſtreit wegen der auszuſcheidenden Neuheitsfrage 
nicht in Betracht kommenden Stande der Technik zur Zeit 
der Anmeldung des Streitpatentes. Nur auf dieſer Grund⸗ 
lage läßt ſich beurteilen, ob die Anſprüche 5 und 6 damals 
für ſich patentfähig waren oder nur Ausführungsformen 
des Anſpruchs 1, auf dem ſie fußen, enthalten, ob ſie danach 
beſtehen geblieben oder im Augenblick des Verzichts mit er⸗ 
loſchen ſind. 

Im Laufe der Verhandlung hat ſich Übereinſtimmung 
zwiſchen den Parteien und dem Sachverſtändigen darüber 
ergeben, daß die für den lokalen Verkehr notwendigen Ein⸗ 
richtungen einer ſelbſttätigen Fernſprechanlage (wie das Läute⸗ 
werk und der Rufwechſelſtrom, der es betätigt) dann, wenn 
der Leitungswähler gleich einem Gruppenwähler auf ein zwei⸗ 
tes Amt umgeſchaltet iſt (alſo von dem Augenblick an, wo er 
eine freie Amtsleitung gefunden hat) ſtörend ſind und deshalb 
unwirkſam gemacht werden müſſen. Der Sachverſtändige hat 
ferner dargelegt, daß ſie andererſeits ſelbſtverſtändlich nicht 
eher unwirkſam werden dürfen, als ihre Entbehrlichkeit durch 
die bei Wahl der Ziffer 0 herbeigeführten zehn Stromſtöße 
(gleich Amtsleitung) feſtſteht. Daß von dieſem Augenblick an 
die Zeitſpanne, bis der Wähler ſich auf eine freie Amtsleitung 
eingeſtellt hatte, für das Ausſchalten der örtlichen Einrichtun⸗ 
gen zur Verfügung ſtand, wußte nach Leithäuſers Gut⸗ 
achten i. J. 1913 jeder durchſchnittlich begabte Fachmann be⸗ 
reits, der nach den im Patentanſpruch 1 enthaltenen An⸗ 
gaben eine Fernſprechanlage herſtellen wollte. Auf der an⸗ 
deren Seite war ihm nach damaligem Stande der Technik 
durchaus nicht die Überlegung nahegelegt, ob ſich etwa der die 
lokalen Einrichtungen betätigende Wechſelſtrom zunächſt noch 
anderweitig ausnutzen ließe. Eine Anregung hierzu konnte 
ihm insbeſ. nicht, wie das RPatA. und urſprünglich auch 
der Sachverſtändige angenommen hat, die Patentſchrift 
174 469 geben, weil fie ein ganz anderes Schaltungsſyſtem 
betraf und überhaupt nicht von doppelter Verwendung des 
Wechſelſtroms handelte, wie ſie nach heutiger techniſcher 
Kenntnis auf der Grundlage des Anſpruchs 1 des Streit⸗ 
patentes denkbar wäre. Hiernach verſtand es ſich für den 
Fachmann zur Zeit der Anmeldung des Patentes 281812 
von ſelbſt, den örtlichen Rufſtrom irgendwann innerhalb 
der vorbezeichneten Zeitſpanne unwirkſam zu machen. Nichts 
anderes, als daß dies geſchehen ſolle, ſagt aber der An⸗ 
ſpruch 5 des Patentes. Er gibt, wie Leithäuſer über⸗ 
zeugend dargelegt hat, dem Fachmann mit den Worten „beim 
Einſchalten auf eine Amtsleitung“ zu erkennen, daß die ört⸗ 
liche Einrichtung unwirkſam gemacht werden ſoll, während 
nach Ausſendung der zehn Stromſtöße der 
Wählerarm eine freie Amtsleitung ſucht. Das 
ließ ſich, wenn doch jeder Konſtrukteur auf Grund des An⸗ 
ſpruchs 1 ſchon darauf kommen mußte, als ſelbſtändige Er⸗ 
findung nicht mehr bewerten. Und daß dann weiter der An⸗ 
ſpruch 6 nur wiederum eine zweckmäßige Ausführung rein 
konſtruktioneller Art für die Einrichtung nach Anſpruch 5 gab, 
hat auch die Bekl. nicht ernſthaft beſtritten; jedenfalls kann 
daran nach dem Gutachten des Sachverſtändigen kein Zweifel 
beſtehen. 

Hiernach erſtreckt ſich der von der Bekl. ausgeſprochene 


Verzicht notwendigerweiſe mit auf die beiden Anſprüche? 
und 6, ſo daß dieſe über den 19. Febr. 1934 hinaus keinen 
Beſtand haben können. Bis dahin aber fanden fie die für 
ſie unerläßliche Grundlage im Anſpruch 1. Weil die Kl. = 
Nichtigkeitsklage wegen dieſes Anſpruchs nicht weiter verfolq 
hat, jo hatte ihn der Senat, ebenſo wie das RPat A., als 5 
Recht beſtehend hinzunehmen, ohne die Möglichkeit der Peu 
fung (wie bei Aufrechterhaltung der Klage), ob der A 
ſpruch 1 wegen Weſensgleichheit mit Anſpruch 2 des alteren 
Patents 283206 völliger Vernichtung hätte anheimfallen 
müſſen, was nach dem zuvor Ausgeführten den Fortfall det 
Anſprüche 5 und 6 auch für die Zeit vor der Verzichts 
erklärung zur notwendigen Folge gehabt haben würde. Für 
dieſe Zeit beſtand alſo Anſpruch 1 unangefochten, und : 
ſpruch 5 (und damit 6) kann deshalb nur dann vernichte 
werden, wenn ſe in Gegenſtand ſich deckt mit dem Gegenſtand 
jenes eben genannten älteren Anſpruchs 2. 

Unverkennbar enthält dieſer mit ausdrücklichen Worten 
nichts über den Gegenſtand des umſtrittenen Anſpruchs 9 
Denn das „Umſchalten“ der Leitungswähler auf die Amt 
leitungen umfaßt nach Leithäuſers Darlegung für den Fach“ 
mann nicht etwa — wie es dem Nichttechniker ſcheinen 
könnte — begriffsnotwendig eine Ausſchaltung oder gerade” 
zu die Ausſchaltung der örtlichen Einrichtungen. Immerhin 
ergibt ſich dieſe, wenn man — wie es zuläſſig, ja geboten 
ift — den übrigen Inhalt der Patentſchrift zur Erläuterung 
des Anſpruchs mit heranzieht, aus dem Ausführungsbeiſpiel 
in Verbindung mit der Patentzeichnung. Wollte man dana 
annehmen, daß ſie dennoch mit Gegenſtand der Erfindung 
nach Anſpruch 2 wäre, ſo weicht von ihr doch die Art, wie 
nach dem angegriffenen Anſpruch 5 die Einrichtung für den 
lokalen Verkehr unwirkſam gemacht werden ſoll, grundiäß 
lich ab. Dort (nach dem Anſpruch 2) erfolgt — und das it 
ſogar ausdrücklich im Wortlaut des Anſpruchs hervorgehoben 
— das Umſchalten nach Auswählen einer freie! 
Amtsleitung, alſo nach dem oben Dargelegten im letzt“ 
möglichen Augenblick, wenn ſich der Wählerarm auf eine fr 
Amtsleitung einſtellt. Das wirkt ſich dahin aus, daß durch 
den Wechſelkontakt (33) des Vorpatentes die örtliche Leitung 
mit der Umſchaltung des Wählers auf die Amtsleitung 9% 
radezu zerſtört, nämlich zu einem Teile — wie der Sachver 
ſtändige des näheren geſchildert hat — für dieſe Umſchaltung 
mit gebraucht wird. Nach dem Ausführungsbeiſpiel de 
Streitpatents werden allerdings auch vom Relais IT au: 
durch die beiden Kontakte 14 und 16 Ein- und Ausſchaltung 
gleichzeitig bewirkt. Aber dies tft, wie der Sachverſtändige 
Leithäuſer an der Hand des letzten Abſatzes der Be 
ſchreibung ausgeführt hat und wie dies auch der oben unter“ 
ſuchten Bedeutung der Worte „beim Einſchalten“ im Wr 
ſpruch 5 entſpricht, nicht notwendig. Vielmehr kann hier die 
Ausſchaltung der örtlichen Einrichtungen auch unabhängig 
von der Einſchaltung der Amtsleitung geſchehen, und e 
kommt nur darauf an, daß ſie in der oben abgegrenzten 
Zeitſpanne vorgenommen wird, die, wie der Fachmann weiß, 
dafür zur Verfügung ſteht. Nach Leithäuſers Auffaſſung, 
der der Senat folgt, zeigt ſich dieſer Unterſchied dann 
auch darin, daß nach dem Streitpatent der Rufſtromkreis in 
ſich trotz Einſchaltung der Amtsleitung erhalten und im gan 
zen ausgeſchaltet werden kann. 9 

Hiernach gibt Anſpruch 2 des Vorpatentes, wenn er ſich 
überhaupt mit der Ausſchaltung der örtlichen Einrichtun 1 
befaſſen ſoll, die Lehre, daß jene gleichzeitig mit der El 
ſchaltung der Amtsleitung im letztmöglichen Augenblick er⸗ 
folgen ſoll. Der angegriffene Anſpruch 5 dagegen zeigt au! 
der Grundlage des nicht mehr ftreitigen Anſpruchs 1 del 
Fachmann (das ihm, wie dargelegt, allerdings ſchon Ge 
fäufige), daß die dem lokalen Verkehr dienende Einrichtung 
unwirkſam gemacht werden muß und welche Zeitſpanne 1 
für zur Verfügung ſteht. Damit find zwei voneinander DET 
schiedene Erfindungsgegenſtände gekennzeichnet. Die von de 
Kl. behauptete Identität iſt alſo nicht gegeben. Das gilt auh 
für den angegriffenen Anſpruch 6, der, aufbauend auf An. 
ſpruch 1, eine zweckmäßige Ausführungsform des Anſpruchs“ 
in deſſen Rahmen enthält. 
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Rechtſprechung 


Deshalb ſind die beiden ſtreitigen Anſprüche erſt mit der 


werzehterklärung hinfällig geworden; bis dahin haben ſie 
zun Anſpruch 1 zuſammen Beſtand gehabt. Das war in Ab- 


zuderung der angefochtenen Entſch. durch teilweiſe Abweiſung 


er Klage auszuſprechen. 
(U. v. 15. Febr. 1936; 1253/34. — Patentamt.) 
* 

ofen Sl GebrMufb.; $2 Patch. Verſuchsweiſe 

kündige Benutzung einer Erfindung iſt 

E ur dann nicht neuheitsſchädlich, wenn der 

5 finder fie zur praktiſch⸗techniſchen Erpro- 
zung feiner Erfindung anſtellt, weil er den 
rfindungsgedanken noch nicht ganz erkannt 

Sa Offenkundige Erprobung fertiger Erfin- 
ungen iſt ſtets neuheitsſchädlich. 

Für die Bekl. iſt ein DRGM. eingetragen, deſſen Schutz⸗ 

rüche lauten: 

zei 1. Straßenleuchte mit zwei Glühlampen, dadurch gefenn- 

zeichnet, daß jede Glühlampe mit einem beſonderen Spiegel von 
klenigen Art verſehen iſt, die vermöge unrunder Spiegel- 

Inndformen das von einer punktförmigen Lichtquelle ausge— 

wablte Licht ſo reflektiert, daß ein längliches Leuchtfeld entſteht, 
obei beide Spiegel und ihre Leuchtfelder gleichgerichtet liegen. 

N 2. Straßenleuchte nach Anſpruch 1, dadurch gekennzeichnet, 

daß vor der Offnung der Spiegel ein gemeinſamer lichtſtreuen⸗ 

Er Glasring liegt, der mit einer ebenfalls lichtſtreuenden Quer- 
and verſehen iſt. 

h Kl. begehrt die Löſchung. Das Muſter der Bekl. fei auf 

geren Veranlaſſung von dem Hamburger Elektrizitätswerk durch 

* angung zweier Lampen in der Großen Reichenſtraße offen— 
dig vorbenutzt worden. 

off Bekl. hat den Mangel der Neuheit beſtritten. Auch von 
ſenkundiger Vorbenutzung könne keine Rede fein, weil die 

eiden Lampen von der Bekl. an das Elektrizitätswerk nur zum 

16 Probieren überſandt und nur zu dieſem Zwecke am 15. und 

jet, Febr. 1933 in Hamburg aufgehängt worden ſeien. Damals 

Be die Lampen als Modelle der künftigen Anmeldung noch 
8 nicht fertig geweſen und fie ſeien erſt nach Rückſendung der 
Mpen und Außerung des Elektrizitätswerks endgültig fertig⸗ 

‚a ellt worden. Außerdem könne von offenkundiger Vorbe⸗ 

Ging auch deshalb nicht geſprochen werden, weil Bekl. dem 

t ektrizitätswerk die Geheimhaltung der Erfindung ausdrücklich 

zur Pflicht gemacht habe. . 

off Das L. hat nach dem Klageantrag erkannt, indem es 

dikenkundige Vorbenutzung als gegeben erachtet. Das BG. hat 

Klage abgewieſen, indem es offenkundige Vorbenutzung aus 
echtsgründen verneint hat. 

Betr Nach den unbeſtrittenen Behauptungen der Kl. hat die 
57 dem Elektrizitätswerk zwei Lampen, deren Geſtaltung im 
5 ſentlichen dem ſtreitigen Gebrauchsmuſter entſprach, zum Aus⸗ 
obieren ihrer techniſch⸗praktiſchen Brauchbarkeit überjandt. 

u dabei dem Elektrizitätswerk eine Geheimhaltungspflicht 
tr erlegt ſei, iſt zwar von der Bekl. behauptet, aber auf Be⸗ 
0 eiten der Kl. vom BG. als unerheblich nicht weiter geprüft 

2 Dagegen iſt unſtreitig, daß das Elektrizitätswerk die 

ſtr en Lampen am 15. und 16. Febr. in der Großen Reichen- 
aße vor ihrem Verwaltungsgebäude hat aufhängen und im 
zahmen der ſonſtigen Straßenbeleuchtung an beiden Tagen hat 
rennen laſſen. 

Re In dieſem Verhalten des Elektrizitätswerks würde in der 

Re eine offenkundige Vorbenutzung des ſtreitigen Gebrauchs⸗ 

ters zu erblicken ſein, wenn ein Sachverſtändiger an den ge⸗ 

9 Tagen ohne Schwierigkeiten das Weſentliche und Neue 

5 beiden Probelampen hätte erkennen können. Für die Frage, 

dorbffenkundige Vorbenutzung i. S. des § 1 Abſ. 2 GebrMuft®. 

5 iſt es rechtlich bedentungslos, ob der von der Vorbe⸗ 

der ugshandlung Kenntnis nehmende Sachverſtändige auch vor 

5 a Holgenden Anmeldung Zeit gehabt hätte, das Modell 

Bi Kl. tatſachlich nachzubauen. Zwar hat das RG. gelegentlich 
. ausgeſprochen, daß die nur zwei Stunden vor der An⸗ 

R 5 erfolgte Vorbenutzung nicht neuheitsſchädlich ſein könne 

and Bl. 1897, 225). Aber. ſchon Pietzcker hat (Anm. 36 Nr. 6 

9 2 PatG.) vor allgemeiner Anwendung dieſes Grundſatzes 


. 
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mit gutem Grunde gewarnt. Denn die neuere Rſpr. behandelt 
entgegen der vorgenannten Entſch. den Anmeldetag als Zeitein⸗ 
heit derart, daß alle Vorgänge an dieſem Tage, ſelbſt wenn ſie 
nachweislich vor der Anmeldung ſich ereignet haben, als neu— 
heitsſchädlich nicht in Betracht zu kommen haben (RG. 101, 36 
= JW. 1921, 1533). Andererſeits können Vorbenutzungshand⸗ 
lungen, die ſonſt allen Anforderungen des §S 2 PatG. und 8 1 
Abs. 2 GebrMuſtG. entſprechen, nicht dadurch ihren neuheits⸗ 
ſchädlichen Charakter verlieren, daß ihnen alsbald die Anmel⸗ 
dung folgt, daß alſo ein Sachverſtändiger nicht Zeit genug haben 
würde, vor der Anmeldung auf Grund der offenkundigen Vor⸗ 
benutzung den Anmeldungsgegenſtand nachzubauen. Das Geſetz 
ſtellt nur darauf ab, ob die offenkundige Vorbenutzungshandlung 
die Möglichkeit einer Nachbenutzungshandlung eröffnete. Das 
war geſchehen, ſobald der Fachmann das Weſen der neuen Kon- 
ſtruktion erkannt haben konnte und nichts weiter nötig hatte, 
als dieſe Erkenntnis in die Tat umzuſetzen. 

Dann würde es nur darauf ankommen, ob das Vorgehen 
des Elektrizitätswerkes wirklich die Benutzung einer fertigen Er- 
findung war und ob nicht etwa der Tatbeſtand der offenkundigen 
Vorbenutzung deshalb entfällt, weil das Elektrizitätswerk ent⸗ 
gegen einer ihm auferlegten Geheimhaltungspflicht die Be⸗ 
nutzung in aller Sffentlichkeit vorgenommen hat. Mit Recht iſt 
das BG. auf dieſe zweite Frage gar nicht eingegangen, weil es 
ſchon den Tatbeſtand einer Benutzung des ſtreitigen Muſters 
verneint. Daß es hierauf in erſter Linie ankommt, kann nicht 
zweifelhaft ſein. 

Die Gründe indeſſen, aus denen das BG. die behauptete 
Benutzung des Muſters glaubt verneinen zu ſollen, ſind nicht 
frei von Rechtsirrtum. Die Bekl. wehrt ſich gegen die Annahme 
einer Benutzung ihres Muſters durch das Elektrizitätswerk mit 
der Begr., daß es ſich dort nur um die Erprobung der Lampen 
auf ihre praktiſch⸗techniſche Brauchbarkeit gehandelt habe, und 
daß deshalb zu jener Zeit eine fertige Erfindung noch gar nicht 
vorhanden geweſen ſei. 

Hätte das BG. dieſes feſtgeſtellt, ſo wäre in der Tat die 
Abweiſung der Klage nach der Rſpr. des RG. gerechtfertigt. 
Aber das BG. geht einen anderen Weg und überſieht dabei, wor— 
auf es eigentlich ankommt. Es ſtellt feſt, daß die Erfindung der 
ſpäteren Gebrauchsmuſteranmeldung in allen weſentlichen Tei- 
len z. Z. der Hamburger Vorgänge objektiv fertig geweſen und 
ſpäter ohne irgendwelche weſentliche Anderung angemeldet wor⸗ 
den ſei. Trotzdem liege eine neuheitsſchädliche Vorbenutzung nicht 
vor, weil es ſich bei der Inbenutzungnahme nur um die Er⸗ 
probung des techniſchen Erfolges gehandelt habe. Hierfür be— 
ruft fi) das BG. auf die Rſpr. des RG., insbeſ. auf die im 
Ind R. 4, 174 und Pat Muſteich Bl. 1926, 152 abgedruckten 
Urteile, jedoch zu Unrecht. 

Tatſächlich iſt in dieſen Urteilen nirgends der Grundſatz 
anerkannt, daß eine kurze Erprobung fertiger Erfindungen 
zwecks Prüfung des techniſchen Erfolges nicht neuheitsſchädlich 
ſei. Vielmehr kommt es immer gerade darauf an, ob die Er— 
findung z. Z. ihrer Inbenutzungnahme fertig war oder nicht; 
im erſteren Falle handelt es ſich um Benutzung der Erfindung, 
die nach dem Geſetz neuheitsſchädlich (falls offenkundig) iſt; an⸗ 
dernfalls iſt die Erfindung, weil noch nicht vollendet, nicht be⸗ 
nutzt. Ob jemand eine Erfindung gemacht hat — gleichgültig, ob 
es ſich ſpäter um eine Patent- oder Gebrauchsmuſteranmeldung 
handelt —, hängt davon ab, ob er den Erfindungsgedanken, die 
